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Analekten aus der livlä 
I. Die gefälschte Urkunde des Ordensmeisters Walter von 

Plettenberg für Heinrich Tepel von 1501 Febr. 11. 

II. Die Datierung: des anderen sondages. 
Von 

Dr. Hermann v. Bruiningk. 

Der baltische Historiker, der sich mit den gedruckt vorlie­
genden Quellen nicht zufriedengeben will und, sei es, dass er, 
um einzelne Texte hinsichtlich ihrer Zuverlässigkeit nachzuprüfen, 
auf die Vorlagen zurückzugreifen oder ungedrucktes Urkunden-
material zu verwerten sich veranlasst sieht, wird sich bei seinen 
textkritischen Arbeiten den Weg durch die hierfür in Betracht 
kommenden historischen Hilfswissenschaften, namentlich die Ur­
kundenlehre, regelmässig selber bahnen müssen. Wir haben es 
ja in unseren Urkunden arbeiten immer nur mit neueren Quellen 
zu tun, die höchstens ins IB. Jahrhundert hinaufreichen, meistens mit 
solchen aus dem 15. und 16. Jahrhundert. Wenn nun, wo es 
sich um diese Spätzeit handelt, auch schon die leitenden Werke 
der deutschen Geschichtsliteratur nicht selten die Antwort schuldig 
bleiben, so wird man in unserer speziell livländischen Geschichts­
literatur Werke, auf die man sich in Zweifelfällen berufen 
könnte, natürlich vollends vermissen. Infolgedessen müssen die 
Herausgeber von Urkunden werken hin und wieder den Text­
drucken in Gestillt von Vorbemerkungen Exkurse vorausschicken, 
die einen mehr als wünschenswerten Umfang erreichen. Bei 
der Bearbeitung unseres Urkundenwerkes: Livländische Güter­
urkunden (aus den Jahren 1207 bis 1500), Riga 1908, haben 
mein Mitherausgeber Nikolaus Busch und ich das sattsam erfah­
ren. Auch kann es leicht geschehen, dass so behandelte Fragen 
von prinzipieller Bedeutung sich der Aufmerksamkeit späterer 
Forscher entziehen. Zudem konnten und wollten nicht alle aus 
der Arbeit sich ergebenden Fragen dieser Art auf Grund des 
vorliegenden Materials als vollkommen geklärt oder spruchreif 
gelten. Auf einzelne derartige Fälle wurde in der „Einleitung" 
besonders aufmerksam gemacht; sie sollten auf solche Weise 
gewissermassen zur Diskussion gestellt werden. Dieser Zweck 
wurde erreicht. Das gilt namentlich von der nicht unwichtigen 
chronologischen Frage, wie die Datierung des anderen 
s o n d a g e s  v o r  o d e r  n a c h  e i n e m  b  e  s  t  i  m  m t e n  F e s t e  
zu verstehen sei, ob es sich dabei um den nächsten oder den 
zweiten Sonntag handelt? In dankenswerter Weise wurde die 
Frage von Dr. Paul Baron Osten-Säcken aufgenommen. Einiges 
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zur weiteren Klärung derselben dienliche, gelegentl • v ^or 

beiten zur Herausgabe einer Fortsetzung der Li kindischen 
Güterurkunden gewonnene neue Material soll uachs Gehend iu1 

Abschnitt 11 dieser Abhandlung erörtert werden. 
Wenn einerseits die Urkundenlehre sich ganz besonu- ier3 ZUia 

Nachweise gefälschter, verfälschter oder verdächtigerUrkuna ieu als 
unentbehrlicheHilfswissenschaft erweist, so dürfte andererseits sie 
selber aus der hierdurch veranlassten Feststellung des örtlich en 
Beurkundungsbrauches nicht geringen Vorteil ziehen. In ei. n 
Urkundenbuch dürfen jedoch nur verdächtige und unter Um­
ständen verfälschte Urkunden aufgenommen werden, unter Her­
vorhebung der Gesichtspunkte, die sie verdächtig erscheinen 
oder die Verfälschung erkennen lassen. Handelt es sich aber 
schlechterdings um eine Fälschung, so wird man die betreifende 
Urkunde zwar, wenn sie in der historischen Literatur bisher 
unbeanstandet figurierte, um sie unschädlich zu machen, als 
Fälschung registrieren, jedoch regelmässig weder den Text noch 
den meist umständlichen Fälschungsnachweis zum Abdruck brin­
gen. Indes leisten erfahrungsmässig die bezüglichen Untersu­
chungen der Wissenschaft gute Dienste, zumal wenn die Fäl­
schungsgeschichte klar zu Tage liegt. Das trifft für eine Urkunde 
zu, die, wenn sie nicht eine plumpe Fälschung wäre, nach ihrem 
Inhalt wie auch mit Rücksicht auf ihre angebliche Entstehungs-
zeit in d^n 2. Band der Livländischen Güterurkunden hinein­
geboren würde. Um so mehr empfiehlt sich ihre gesonderte Be­
handlung, als sie, wie sich zeigen wird, allen Versuchen, sie 
unschädlich zu machen, bisher widerstanden hat. Es ist die 
a n g e b l i c h e  U r k u n d e  d e s  O r d e n s  m  e i s t e  r s  W a l t e r  
v o n  P l e t t e n b e r g  f ü r  H e i n r i c h  T  e  p  e  1  v o n  1 5 0 1  
Febr. 11, die nachstehend im Abschnitt 1 dieser Abhandlung 
behandelt werden soll. Da schliesslich einige Genealogen sich 
gutgläubig dieser Urkunde bemächtigt hatten, erschien es ratsam, 
sie durch einen in der Kurländischen Gesellschaft für Genealogie, 
Heraldik und Sphragistik in Mitau gehaltenen Vortrag zu erle­
digen. Das geschah i. J. 1914. Infolge des bald danach aus­
gebrochenen Weltkrieges hat sich die Gesellschaft aufgelöst, 
ihr verdienter Präsident Alexander von Rahden ist verstorben 
und mit der Druckerei ist das zum grossen Teil bereits im Druck 
vollendete Jahrbuch der Gesellschaft, wo der Vortrag erscheinen 
sollte, nebst sämtlichen Manuskripten in Flammen aufgegangen. 
In wenig veränderter Fassung gelaugt er hier zum Abdruck. 
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I. 

Die gefälschte Urkunde des Ordensmeisters Walter uon Plettenberg 
für Heinrich Tepel uon 1501 Febr, 11. 

In der Sitzung der Gesellschaft für Genealogie, Heraldik 
und Sphragistik in Mitau 1904 Dez. 14 war eine Zuschrift des 
Frh. 0. M. v. Stackelberg zur Verlesung gelangt, worin u. a. 
Auskünfte erbeten wurden über die Familie Tepel. Zur Orien­
tierung über das, worauf es namentlich ankommt, wird daselbst 
erwähnt, dass Heinrich Tepel, der Rittmeister dci Hofleute des 
OM. Wolter v. Plettenberg, von diesem 1501 die Hölzungsbe-
rechtigulig in der Trikatenschen Wildnis verliehen erhielt und 
dass Heinrichs Sohn Libbert Tepel mit Gertrud v. Stackelberg 
vermählt war'). — Der Fragesteller hatte ofl'enbar übersehen, 
dass ich schon vor längerer Zeit, in der Sitzung der Gesell­
schaft für Geschichte und Altertumskunde der Ostseeprovinzen 
in Riga 1886 Apr. 9, die erwähnte Urkunde für eine wahr­
scheinlich im 17. Jahrh. ausgeführte Fälschung erklärt hatte2). 
Auch Herrn Karl v.Hesse in St. Petersburg muss das entgangen 
sein, da er andernfalls doch wohl nicht, zur Beantwortung der 
Anfrage, in seiner 1908 Apr. 1 vorgetragenen Zuschrift auf den 
Abdruck jener Urkunde in der Zeitschrift „Das Inland", Jahrg. 
1846 n. 16 Sp. 367 f., und deren Wiedergabe in der Bunge-
Tollschen Brieflade, n. 614, aufmerksam gemacht hätte"). Die 
bald danach erschienenen „Livländischen Güterurkunden" brachten 
einiges bisher unbekanntes Urknndenmaterial zur Geschichte 
der Familie Tepel, und obwohl der Edition mit dem Jahre 1500 
die Zeitgrenze gezogen war, wollte ich die Gelegenheit nicht 
vorübergehen lassen, in einer Fussnote nochmals auf die Tat­
sache hinzuweisen, dass die Urkunde von 1501 eine Fälschung 
sei4). Ob nicht auch dieser Hinweis übersehen worden ist, 
bleibe dahingestellt. Wenn jedoch zu befürchten steht, dass die 
unbeanstandete Erwähnung der Urkunde von 1501 weitere Irr­
tümer veranlassen könnte, wie solche durch den kritiklosen 
Abdruck im „Inland" und in der Brief lade bereits entstanden sind, 
so empfahl es sich, mit einer wiederholten nachdrücklichen 
Warnung vor jener verleitlichen Urkunde die in mannigfacher 
Beziehung lehrreiche Geschichte dieser merkwürdigen Fälschung 
zu verbinden. 

1) Jahrb. 1904, S. 213. 
2) Sitzungsber. 1886, S. 32. 
») Jahrb. 1907 und 1908, S. 315 f. 
4) Livländ. Güterurk. S. 223 11. 210 A. 1. — Schon vorher hatte L. 

Arbuaow in dem von ihm 1905 herausgegebenen Bd. 2 Abt. 2 des UB., 
8. 24 n. 35, den Nachweis der Fälschung unter Zitierung der Sitzungs­
berichte von 1886 in Erinnerung gebracht. 
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Betrachtet mau die Urkunde, so erscheint es unbegrefliich, 
wie eine so plumpe Fälschung nicht auf den ersten Blick als 
solche erkannt wurde Vor allem muss es auffallen, dass an 
einer Pergamenturkunde das Siegel, anstatt in Wachsschale an 
einem Pressel angehängt zu sein, als Deckblattsiegel unter der 
letzten Schriftzeile aufgedrückt ist. Unter den Tausenden von 
Pergamenturkunden unserer Archive dürfte sich schwerlich etne 
andere ebenso besiegelte nachweisen lasseu. Diese Wunderlich­
keit erklärt sich in unserem Falle allerdings recht einfach. Die 
Verwendung des Hängesiegels erfordert grosse Geschicklichkeit, 
wogegen das Übertragen eines Deckblattsiegels bei einiger Vor­
sicht unschwer gelingt. 

Und nun die Schrift! Nur bei Formung der Buchstaben in 
den einleitenden Worten Wv- Wolter . . . hat sich der Fälscher 
anscheinend bemüht, die Schrift einer echten Urkunde aus der 
Zeit, so gut oder schlecht es eben ging, nachzumalen. Erscheint 
aber gemerkt zu haben, dass es schlecht ging, tat sich weiterhin 
keinen Zwang an, sondern schrieb, unter geringer Verstellung 
der Handschrift, flott drauf los, so wie er es gewohnt war. Und 
er hatte seltsame uud verräterische Gewohnheiten, so namentlich, 
dass er in der deutschen Schrift vielfach einzelne Buchstaben 
der lateinischen Kursivschrift anzuwenden pflegte, 11. a. an Stelle 
des zu Beginn des' 16. Jahrh. äusserst charakteristischen deut­
schen e durchweg das lateinische e, — ja es sind mehrere 
deutsche Wörter vollständig in lateinischer Kursive geschrieben. 
Einen glücklichen Griff tat der Fälscher nur mit der Datierung. 
Das Datum Donnerstag nach Apolloniae 1501 (= Febr. 11) 
passt gut in das Itinerar Plettenbergs, denn aus anderen Urkunden 
lässt sich nachweisen, dass sich Plettenberg um die Zeit (Febr. 
12 bis 16) tatsächlich am Ausstellungsort, in Trikaten, befand '). 
Offenbar entnahm der Fälscher die Datierung einer echten Ur­
kunde, beging aber die Unvorsichtigkeit, das A in Appolonia 
der Vorlage erträglich nachzubilden, ohne zu bedenken, dass er 
an anderer Stelle vorher das A so verschieden wie möglich 
gebildet hatte. 

Zu diesen paläographischen Ergebnissen gehört nun aller­
dings die Einsichtnahme in das vermeintliche Original. Es genügt 
indes auch schon die Kenntnis des erwähntermassen bereits 
seit 1846 durch den Abdruck im „Inland" und dessen Wieder­
gabe in der Bunge-Tollschen Brieflade bekannten Wortlauts, um 
die Fälschung zu erkennen, denn der Text wimmelt geradezu 
von den ärgsten Form- und Sprachfehlern. 

Anlangend die Formfehler, so muss es zunächst auffallen, 
dass Plettenberg, entgegen dem, wie vou seinen Amtsvorgängern 
so auch von ihm, beobachteten Brauche, die Ordenszugehörigkeit 

Arbusow r. a. 0, n. 36 uud 38. 
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von vornherein durch das dem Namen vorangesetzte. Wort broder 
hervorzuheben, solches hier unterlassen hat. Erst einige Jahre 
danach begann er, vom alten Brauche hin und wieder abzu­
weichen, hat ihn jedoch nicht vor dem folgenden Jahrzehnt 
aufgegeben. Als ein grober Verstoss gegen Brauch und Her­
kommen erscheint es, dass der Ordensmeister unter Verzicht auf die 
in derartigen Fällen nie fehlende Erwähnung der Zustimmungserklä­
rung der Mitgebietiger (mit rade, willen unde volbort), die an sich 
schon auffallende, weil uneingeschränkte, Hölzungsberechtigung 
verliehen haben sollte, dazu noch die Fischereiberechtigung, nicht 
nur für den also Begnadigten, sondern auch zu Gunsten seiner 
Bauern (underdahnen!). Völlig vergessen hatte ferner der Fälscher 
die in den Urkunden unerlässliche, der Datierung stets vorausge­
hende Korroborationsformel mit der Besiegelungserklärung. Zu 
guter Letzt fiel es ihm ein, dass vom Siegel doch wohl etwas 
gesagt werden müsse, doch wusste er, dem wahrscheinlich nur 
eine Urkunde mit der Erwähnung eines angehängten Siegels 
vorlag, nicht recht, wie er sich ausdrücken sollte. Kurz, aber nicht 
gut, fand er sich mit seinen Zweifeln ab, indem er der Datierung: 
Oegeven . . . anno xvc unde ein, ohne Verbum oder Bindewort, 
einfach die Wörter angedruckten (ff) Ingesegell hinzufügte. 

Zu den Formfehlein wird man auch ungehörige Titulaturen 
zu rechnen haben. In den Lehnbriefen und ähnlichen Schrift­
stücken pflegte der Lehnsherr seinen Vasallen, den leven unde 
getrauen, überhaupt keine Titulaturen beizulegen. Auch die 
Angehörigen der vornehmsten Geschlechter werden regelmässig 
nur mit dem Vor- und Zunamen genannt, wenn der Betreffende 
die Ritterwürde besass, unter Hinzufügung von Herr. Wurde 
eine Titulatur gegeben, so beschränkte sie sich bei ritterbürtigen 
Personen des Vasallenstandes auf erbar und wolduchtig. Das 
war für Heinrich Tepel, der einer jener kleinen Familien ange­
hört zu haben scheint, die, man möchte sagen, nesterweise in 
der Umgegend der landesherrlichen Schlösser sassen, genug und 
übergenug. Aber nein! Hier nennt ihn der Ordensmeister: unse 
leve un getrue de Edele, Ehrbahre un wohlduchtige Hinrik Tepel, 
Es kommt aber noch besser! Der Ordensmeister fügt hinzu: 
Rittmeister van unse hove Lude, Die Bezeichnung hovelude 
oder havelude ist nun zwar zu Beginn des 16. Jahrh. nicht 
unbekannt gewesen und wurde hin und wieder für Vasallen 
gebraucht, meist jedoch von den Städtern in ihren bekanntlich 
in der Regel wenig freundschaftlichen Auseinandersetzungen mit 
dem Landadel und Beschwerden über diesen1). Landläufig wurde 
die Bezeichnung viel später und verlor erst allmählich ihren 
anfänglich offenbar unangenehmen Beigeschmack. Wenn danach 
der Ausdruck hovelude an dieser Stelle mindestens auffallend 

Vgl. Arbu.sow, Akten und Rezesse, Bd. 3, Sachregister. 
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erscheint, so vollends die Erwähnung der Charge eines Ritt­
meisters. Meines Wissens kam. die Chargenbenennung Rittmeister 
in Livland erst seit dem Überhandnehmen der geworbenen 
Mannschaften in der 2. Hälfte des 16. Jahrh. in Aufnahme. 
Wenn ferner der Ordensmeister erklärt, dem Hinrik Tepel 
für die ihm, dem Ordensmeister, und dem Lande bewiesene 
Treue und grossen Dienste angegebenermassen begnadigen zu 
wollen, so ist auch hierin die Mache einer viel späteren Zeit 
zn erkennen. Die Ordensmeister pflegten in diesem formelhaften 
Satze immer nur die ihnen und ihrem Orden (nicht dem Lande) 
geleisteten Dienste zu rühmen. 

Womöglich noch schlimmer schneidet der Schreiber in sprach­
licher Hinsicht ab. Nicht zu reden von den arg verbildeten 
Sätzen, verfällt er beständig in hochdeutsche Wortformen und 
macht vom h zur Andeutung der Vokallänge und Dehnung nach 
der Sprachgewohnheit des 17. Jahrh. ausgiebigen Gebrauch. 
Eine ungeschicktere Hand für die Fälschung eiuer Urkunde, 
welche in eine Zeit fällt, als in Livland das vom Hochdeutsch 
völlig unberührte Mittelniederdeutsch in Schrift und Wort noch 
durchgängig herrschte, konnte wohl kaum gefunden werden. Ja 
der Schreiber hat die von ihm für die eingestreuten mittelnieder­
deutschen Wörter und Wendungen benutzte Vorlage nicht einmal 
recht lesen können. So findet sich an mehreren Stellen statt 
unde die unerträgliche Form un. Wie er dazu kam, ist leicht 
erklärlich. Bekanntlich pflegten viele Schreiber im 15. und 
16. Jahrh, das unde abzukürzen, indem sie die Auslassung der 
Buchstaben de durch eine Titella oder auch nur durch Ausziehen 
des letzten Strichs am n andeuteten. Das hat unser Schreiber 
nicht verstanden und schrieb einfach un. Von einem besonderen 
Missgeschick wurden speziell die vom Hölzungsrecht handelnden 
Wörter betroffen, also diejenigen, auf die es hier am allermeisten 
ankam. Zugestanden wird dem Heinrich Tepel die Ausübung 
des. betr. Rechts in den Wildtnissen und Heidsen. Die wun­
derliche Wortform Heidsen, statt Heiden, mag allenfalls als 
Schreibfehler passieren, aber das Objekt dieses Hölzungsrechts, 
nämlich Bu- Bren- Barst- un Er/genhold — alles buchstäblich 
so geschrieben! — schliesst die Annahme blosser Schreibfehler 
aus. Buholt für Bauholz ist zwar dem Mittelniederdeutsch nicht 
fremd, aber in unseren Urkunden findet sich anstatt dessen 
zumeist timmerholt. Arg anstössig ist aber die hochdeutsche 
Verkehrung der Buchstabenfolge im Wort Brennholz (bren\\o\(\) 
au Stelle der damals allein zulässigen Formen bernholt oder 
berneholt. Das Eggenholz wird auffallen, ist aber immerhin 
verständlich, doch was soll man sich unter Barst\xo\ri denken? 
Lange habe ich über dieses rätselhafte Wort nachgedacht, bis 
dass schliesslich die Prozepsakte aus dem 17. Jahrh., von der 
weiterhin die Rede sein wird, die spasshafte Lösung ergab. Als 
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nämlich damals der Streit um das Holzungsrecht zum gerichtlichen 
Austrag gelangte, konnte sich der Besitzer von Wittkop nur darauf 
berufen, dass ihm der Besitzer von Trikaten zeitweilig gestattet hätte, 
zum Besten seiner Bauern für ihre Eggen das Holz und für ihr 
Schuhwerk (Passeln) den Hast den Trikatenschen Forsten zu ent­
nehmen. Das hat der Verfertiger unserer Urkunde irgendwie zu 
einem uralten Recht stempeln wollen, seinen Auftraggeber aber 
in so unglücklicher Weise missverstanden, dass er das Wort­
ungeheuer Barstholz (Barsthold) hervorbrachte. 

Von einer erschöpfenden Aufzählung der zahlreichen Form­
und Sprachfehler können wir Abstand nehmen; zum Kachweis 
der Fälschung dürften die angeführten Heispiele vollauf genügen. 

Damit ist jedoch die Urkunde für uns noch nicht abgetan. 
In hohem Grade lehrreich ist die klar zu Tage liegende Geschichte 
der Fälschung. Sie zeigt nämlich, wie unbeholfen und kritiklos die 
Altvordern verfuhren, wenn im Prozessverfahren oder bei sonstiger 
Gelegenheit es sich um ein „würdig Pergamen" handelte. DerPro-
zess, in dem unsere Urkunde eine Rolle von ausschlaggebender Be­
deutung spielte, kann hierfür als Schulbeispiel gelten. 

Glücklicherweise sind die Aktenverhandlungen vollständig 
erhalten '). Sie betreffen das 1677 im Livländischen (damals 
Dörptschen) Hofgericht begonnene Appellationsverfahren des 
Besitzers von Tepelshof oder Wittkop, des Rittmeisters Carl 
Johann Ritter, wider den Kammerier und Generalbevollmächtigten 
der Oxenstjernaschen Güter, zu denen Trikaten gehörte, Peter 
Gavelius, nachmals den Commissarius fisci Franz Rudolff (nobi-
litiert Rudolff von Kolditz), Appellaten, vom Urteil des Wen-
denschen Landgerichts, wegen des vom Appellanten in den 
Trikatenschen Forsten (Wildniss und Heiden) prätendierten 
Hölzungsrechts uud der vom Bruder des Appellanten, dem Ritt­
meister Heinrich Johann Ritter, verübten Gewalttätigkeiten. Jn 
der Unterinstanz war der Appellant unterlegen und in der Ap­
pellationsinstanz drohte dasselbe Schicksal. Zwar behauptete 
er, das angeblich seit unvordenklicher Zeit dem Gute Wittkop 
oder Tepelshof zustehende Hölzungsreclit ehedem unbeanstandet 
ausgeübt zu haben, aber das zur Inerweisstellung erforderliche 
Beweisverfahren durch Zeugenaussagen trat er nicht an und 
einen Urkundenbeweis ebensowenig, denn die Beibringung eines 
1654 Juni 17 vom Grafen Erich Oxenstjerna dem Bruder des 
Appellanten, Heinrich Johann Ritter, auf dessen Bitte erteilten 
Erlaubnisscheines, für die Bauern Bast zu Schuhwerk sowie 
Eggenholz bis auf weiteres den Forsten entnehmen zu dürfen, 
war zur Begründung des prätendierten und schwunghaft aus­
geübten Rechts offenbar ungeeignet. Zusehends bedrohlicher 
gestalteten sich die Dinge, als infolge Erkenntnisses der Re-

') Hofger.-Archiv n. 52 v. J. 1677. 
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duktionskommission Trikaten nebst den übrigen Oxenstjernasclien 
Gütern dem Fiskus zugefallen war, der Staatsanwalt (commissa-
rius fisci) die Fortführung des Prozesses übernahm und das vom 
Appellanten bis dahin angewandte dilatorische Verfahren nicht 
mehr dulden wollte. Zwar erklärte der Appellant seine Bereit­
willigkeit, allen Ansprüchen auf das Hölzungsrecht für die Zu­
kunft entsagen zu wollen, aber der Staatsanwalt gab sich damit 
nicht zufrieden, sondern forderte Schadenersatz für das eigen­
mächtig gefällte Holz. . Dazu gesellte sich die Gefahr, dass auch 
des Appellanten Gut Wittkop oder Tepelshof vom Fiskus einge­
zogen würde, denn die sog. grosse Kommission in Stockholm 
hatte sich mit dem für Ritter günstigen Erkenntnis der Kom­
mission in Riga nicht zufriedengegeben, sondern verlangte nähere 
Auskünfte über den Erbgang und stellte Fragen, die nichts 
Gutes ahnen Hessen. So lagen die Dinge gegen Ende des Jahres 
1685, als unversehens, in dieser Zeit der höchsten Not, die Ret­
tung in Gestalt der uns bekannten Urkunde nahte. Niemand 
hatte von der Existenz einer solchen Urkunde bis dahin eine 
Ahnung gehabt, nicht einmal Ritter. In einer Eingabe an das 
Hofgericht von 1685 Nov. 27 erklärte er, unter Beibringung 
einer unbeglaubigten Kopie, er hätte, wie er eidlich bekräftigen 
könne, von dem Vorhandensein dieses Privilegs, welches vor 
lange und vielleicht heg Pohlen Zeiten weggekommen und in 
PoJilen in guter Verwahrunq sein soll . . , erst ganz kürzlich 
erfahren. Durch welchen seltsamen Zufall er die Kunde erlangt 
hat, darüber verrät er nichts, und obgleich er die soeben erst 
angefertigte Kopie beibringt und folglich doch wohl wissen 
musste, wo sich das Original befinde, schweigt er auch darüber. 
Ja bis zuletzt bleibt alles, was mit dem Auftauchen der Urkunde 
zusammenhing, in tiefstes Geheimnis gehüllt. 

Zunächst sollte die Urkunde in den Verhandlungen der 
Reduktionskommission in Stockholm gute Dienste leisten, aber 
zu dem Zweck musste das Original beigebracht werden. Schliesslich 
entschloss sich Ritter dazu, verstand es jedoch, das Original 
allzu kritischer Prüfung zu entziehen. In der bei dem Kommissar 
der Reduktionskommission in Riga, Michael v. Strokirch, 1686 
Mai 1 produzierten Eingabe an die Reduktionskommission lesen 
wir, dass, da er, der Kommissar, nicht zu sprechen gewesen, 
Oer Edelmann [seil, der das Original nach Riga gebracht hatte] 
aber unumgänglich nicht warten wollte, habe er, Ritter, die 
der Eingabe beigefügte Abschrift unter Vorlegung des Originals 
vom Sekretär und Notarius publicus Johannes John beglaubigen 
lassen. Danach war der ungenannte rätselhafte „Edelmann11 

alsbald wieder verschwunden und mit ihm die Urkunde. Auch 
hatte Ritter dem Notar zur Prüfung der Urkunde offenbar mög­
lichst wenig Zeit lassen wollen und ihm zu dem Zweck die fertige 
Abschrift vorgelegt, wie daraus gefolgert werden kann, dass die 
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von John beglaubigte Abschrift von derselben Hand wie die im 
November 1685 im Hofgericht beigebrachte unbeglaubigte Kopie 
uud mit dieser uno acta geschrieben ist. 

Es lieisst, ein Unglück komme nie allein; Ritter konnte von 
sich sagen: Ein Glück kommt nie allein. Früher hatte er einen 
Auszug aus der Rolle der 1599 zu Oberpahlen stattgehabten 
Munsterung beigebracht, derzufolge des in der Urkunde von 
1501 genannten Heinrich Tcpeis Sohn Libbert Tepel damals 
(1599) mit 2 Pferden zur Munsterung erschienen wäre1). Nun 
mochte es ihm zweckmässig erscheinen, den doch etwas auflal­
lenden Zeitabstand zu überbrücken. Auch das glückte. Derselben 
Eingabe, deren Beilage von 1501 den Heinrich Tepel (Libberts 
Vater) klipp und klar als des Wilbaldt von Witkop Erben und 
Lehnsnacbfolger nachweist, konnte Ritter nunmehr den Auszug 
aus einer Munsterrolle von 1577 beifügen, welche bewies, dass 
besagter Libbert Tepel, Rittmeister, sich bei der damaligen 
Munsterung der howe Lude mit 6 Pferden gestellt habe. Man 
bemerke: Vater und Sohn beide Rittmeister der howe Lude, der 
Sohn gar mit einer ganz ungewöhnlich stattlichen Anzahl von 
Pferden ! Auch weiss er zu erzählen, dass allererst verwichenen 
Winter die von denfti Arrendatoren in fremde Bände gebrachte 
und nach Litauen geratene Urkunde von 1501 von dort zuriick-
erlangt, die Munsterrolle von 1577 aber von einem Tricadschen 
Bauern nebst andern im Busche vergraben gefunden ivorden. 

Seltsamerweise nahm niemand an dem wunderbaren Zusam­
mentreffen all dieser Glückszufälle Anstoss, der Kommissar v. 
Strokircb gab sich mit der vom Notar John beglaubigten Ab­
schrift der Urkunde von 1501 sowie gar mit einem unbeglaubigten 
Auszug aus der Munsterrolle von 1577 zufrieden und übersandte 
beides nebst Ritters Rechtsdeduktion nach Stockholm. Dort 
hatte Ritter einen vollen Erfolg. Die Reduktionskommission 
schöpfte hinsichtlich der Echtheit der Urkunde von 1501 keinerlei 
Verdacht und machte sich auch darüber keine Gedanken, wie 
es wohl möglich sei, dass zu einer Zeit, wo es in Livland so arg 
herging, dass ein Livländer von Glück sagen konnte, wenn ihm 
nicht bereits in den besten Jahren das Lebenslicht ausgeblasen 
wurde, — in diesem Fall der Sohn eines Mannes, der 1501 
„Rittmeister" gewesen und also wohl spätestens um 1475 geboren 
sein muss, 1599, somit etwa 125 Jahre nach der Geburt des 
Vaters, als immer noch wehrhafter Mann in der Munsterrolle 
figurieren konnte! In der Aufzählung der als beweiskräftig von 
der Reduktionskommission anerkannten Dokumente wird obenan 
die Urkunde von 1501 erwähnt und daraufhin Wittkopp oder 
Tepelshof durch Resolution von 1686 Nov. 27 für ein der Reduk­
tion nicht unterliegendes adeliges Erbgut erklärt. 

Livland. Landes-Arch. n. 130 S. 277 
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Natürlich konnte Ritter danach im weiteren Verlauf seines 
Prozessverfahrens vor dem Hofgericht ganz anders auftreten und 
tat das, indem er alsbald seine frühere Verzichterklärnng auf 
das Hölzungsrecht förmlich widerrief. Es gab aber doch noch 
eine Gefahr zu bestehen, denn die Behörde verlangte die Bei­
bringung des Originals der Urkunde. Bitter wusste zunächst 
von allerhand Schwierigkeiten und den grossen Kosten zu erzäh­
len, mit denen die Beschaffung und Auslösung dieser wieder in 
Polen oder Litauen befindlichen Urkunde verbunden sei. Schlies-
lich musste er sich indes doch zur Beibringung bequemen. Als 
es geschehen war, erklärte der Prozessgegner die Urkunde sofort 
für höchst verdächtig. Vollkommen zutreffend hob er hervor, 
das3 er seine Lebtage noch nie eine so besiegelte Pergament­
urkunde gesehen habe, sowie dass es auffallen müsse, dass eine 
für den Besitzer des Gutes so wichtige Urkunde gleichwohl bei 
keiner der früher stattgehabten Revisionen der Besitztitelurkunden 
vorgewiesen worden sei. Das waren indes die einzigen gewich­
tigen Argumente, die übrigen zeugen von einer unbegreiflichen 
Hilflosigkeit und Blindheit. Uber die verräterischen Form- und 
Sprachfehler des Urkundentextes weiss der Staatsanwalt nicht 
ein Wort zu sagen und lässt die augenscheinlichen Fabeleien 
über das Abhandenkommen und die Wiederauffindung der Ur­
kunde ohne die geringste Einwendung passieren. Wenn, hiervon 
abgesehen, der Staatsanwalt wohl auch die an ihm gewohnte 
Energie und Durchsetzigkeit vermissen lässt, so mag er dabei 
den Umstand als lähmend empfunden haben, dass er als Vertreter 
des Fiskus bei allzu eindringlicher Anfechtung der kürzlich von 
der Reduktionskommission als beweiskräftig anerkannten Urkunde 
von 1501 dieser höheren Vertretung des fiskalischen Interesses 
implicite den Vorwurf gemacht hätte, dass siesich habe düpieren 
lassen. Umso nachdrücklicher machte Ritter von der Entschei­
dung der Reduktionskommission Gebrauch. Wenn all die Be­
amten und Kommissionen, durch deren Hände die Urkunde ge­
gangen war, ein so erstaunliches Mass von Kritiklosigkeit be­
wiesen hatten, so kann es nicht weiter wundernehmen, dass 
schliesslich auch das Richterkollegium des Hofgerichts sich dü­
pieren liess und das Urteil von 1690 Dezember 20 vollkommen 
zu Ritters Gunsten ausfiel, unter ausdrücklicher Anerkennung 
der Urkunde von 1501, von der es im Urteil heisst, dass sie an 
Schrift und Siegel richtig und. unverdächtig befunden worden'). 

Dieser Fehlgriff erscheint um so auffälliger, als die Prozess­
akten des Hofgerichts nicht selten von feiner juristischer Bildung 
Zeugnis ablegen. Wo es sich jedoch um historische und rechts­
historische Dinge handelt, tritt augenfällig meist dieselbe Hilf­
losigkeit zu Tage, die sich auch in dieser Akte äussert. Am 

') Hofger.-Arch. Bd. 55 Bl. 109. 
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bemerkenswertesten erscheint in ihr der Nachweis, wie sehr 
bereits in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts bei uns zu 
Lande die plattdeutsche (mittelniederdeutsche) Sprache in Ver­
gessenheit geraten war und wie kritiklos die älteren Urkunden 
benutzt wurden. Wenn sogar bei sich widerstreitenden Inter­
essen das richterliche Judicium hier so kläglich Schiffbruch litt, 
kann man sich leicht denken, wie wenig- auf die mancherlei von 
eben dieser Behörde in Beziehung auf Stand, Abstammung und 
Herkunft getroffenen Entscheidungen Gewicht zu legen ist, wo 
da^ Korrektiv der Prozessgegnerschaft fehlte. Das wird in den 
genealogischen Forschungen nicht genügend beachtet. 

Nachdem Carl Johann Ritter seine Sache so glücklich durch­
geführt hatte, haben er und seine Rechtsnachfolger ihr Hölzungs­
recht ungehindert ausgeübt. Wenn aber eine Beanstandung ver­
sucht wurde, kam alsbald die Urkunde von 1501 zum Vorschein 
und brachte alle Einwendungen zum Schweigen. Das dauerte 
an die 170 Jahre, bis dass schliesslich in den 60er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts die Livländische Ritterschaft, als nun­
mehrige Eigentümerin der Trikatenschen Güter, mit dem dama­
ligen Eigentümer von Wittkop, Ludwig von Lilienfeld, über­
einkam, das als höchst lästig empfundene Hölzungsrecht 
abzulösen, so zwar, dass letzterem mehrere zumeist mit 
Forst bestandene Parzellen, die auf 15,000 Rbl. abgeschätzt 
wurden, gegen Verzicht auf das Hölzungsrecht eigentumsweise 
überlassen werden sollten. Wieder wurde die Urkunde von 1501 
hervorgeholt, denn nicht die Ausübung des Hölzungsrechts seit 
unvordenklicher Zeit, sondern eben diese Urkunde wurde als 
Rechtsfnndament für die noch immer nicht ingrossierte Servitut 
hingestellt. Einer der renommiertesten Rechtsanwälte Rigas, der 
Ritterschaftsgüterdirektor, die Ritterschaftskanzlei und endlich 
das Hofgericht als Korroborationsbehörde prüften die Urkunde. 
Zwar wollte es dem Ritterschaftsgüterdirektor nicht recht in 
den Kragen, dass die in der Urkunde enthaltene Bezeichnung: 
„Wildnis und Heide" auf seine wohlgepflegten Forsten Anwen­
dung finden könne, im übrigen jedoch fand niemand an dem 
„würdig Pergamen" etwas auszusetzen,—niemand dachte daran, 
einen Sachverständigen zu Rate zu ziehen. So wurde denn der 
Kontrakt 18t>8 Apr. 20 vollzogen. Es vergingen aber doch noch 
mehrere Jahre, bis dass verschiedene mit der Wegeberechtigung 
u. s. w. zusammenhängende Fragen, die Arrondierung der abge­
tretenen Landparzellen und anderes beendigt waren. Endgültig 
war erst 1885 alles erledigt, gerade 200 Jahre nach dem Jahre, 
das wir mit ziemlicher Gewissheit als das Verfertigungsjahr der 
Urkunde betrachten dürfen. 

Das Sprichwort sagt: Lügen haben kurze Beine. Das trifft 
in diesem Fall offenbar nicht zu, denn wenn all die Lügen, als 
deren Produkt unsere ' Urkunde erscheint, einen 200jährigeu 
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Siegeslauf ausführen konnten, haben diese Lügen offenbar erstaun­
lich lange Beine gehabt. 

Viele Besitzer sind auf Wittkop einander gefolgt und nach 
Carl Johann Ritter haben sie sich ihres Hölzungsrechts zwei­
fellos sämtlich im besten Glauben bedient. Das durch die Inan­
spruchnahme eines aus vitiösem Ursprung hervorgegangenen 
Rechts unwissentlich begangene Unrecht hat schliesslich gar eine 
glänzende Sühne gefunden. Der letzte Besitzer von Wittkop, 
Ma gnus Samuel Karl Georg von Torklus (f 1884 Juli 6), errich­
tete zur Erinnerung an seinen Oheim und Besitzvorgänger Ludwig 
von Lilienfeld eine der Livländischen Ritterschaft zu Wohltä­
tigkeitszwecken zugedachte Stiftung, die ausser dem Gute Wittkop 
noch ein namhaftes Kapital zum Gegenstände hatte, und nach 
dem Tode seiuer Witwe Emilie, geb. Lind, in Wirksamkeit 
treten sollte. Ihr Ableben erfolgte 1901 März 14. Die schöne 
Stiftung war danach wirksam geworden und Wittkop in die 
Verwaltung der Ritterschaft übergegangen. Was das Schicksal 
des Stiftungsgutes Wittkop nach nunmehr erfolgter Auflösung 
der Ritterschaft infolge des von der Lettländischen Konstituante 
erlassenen Agrargesetzes sein wird, bleibt abzuwarten. 

Seltsamerweise ist es der vielberufenen Urkunde beschieden 
gewesen, der historischen Forschung und dem Archivwesen 
bessere Dienste zu leisten, als ein noch so wertvolles echtes 
Stück vermocht hätte. Als die referierten Verhandlungen wegen 
Ablösung der durch sie begründeten Waldservitut stattfanden, 
war es bei uns zu Lande um Interesse und Verständnis für alte 
Urkunden und Archivalien noch recht schlecht bestellt. Auch 
im Ritterhause zu Iviga hielt man für derartiges den dunkelsten 
und schlechtesten Winkel gerade für gut genug. Man nannte 
es idas tote Archiv", dachte nicht an eine fachmännische Ver­
waltung und hatte für die Beschäftigung mit solchen Dingen 
meist nur Spott übrig. Als mir einige Jahre nach geschehener 
Ablösung der Servitut die Urkunde in die Hand kam, konnte 
ich den Spott gründlich heimzahlen. Die ungefähre Ausrech­
nung, auf wieviel die im Lauf von etwa 140 Jahren den Ritter­
schaftsforsten auf Grund einer als solche nicht erkannten plum­
pen Fälschung entnommenen Holzmaterialien sich etwa belaufen 
dürften, machte einen grossen Eindruck, und jahrelang nachher 
habe ich diesen Trumpf zu Gunsten meiner alten Archivalien 
wiederholentlich mit Erfolg ausgespielt. Seit einigen Jahrzehnten 
jedoch ist das nicht mehr nötig gewesen. Das Archivwesen 
fand hinfort um seiner selbst willen die ihm gebührende Wür­
digung und Pflege. 

Nun meinte ich die Urkunde in der Tat allendlich ad acta 
legen zu können. Aber nein! Wie eingangs erwähnt wurde, 
steht zu befürchten, dass sie nunmehr in unserer Genealogie 
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eineu neuen Siegeslauf beginnen könnte. Vielleicht glückt es 
dieser Fälschungsgeschichte dem vorzubeugen, dass, nachdem 
unsere Urkunde so arge Verwüstungen unter den Baumstämmen 
angerichtet hat, sie nunmehr die Stammbäume in Verwirrung 
bringe. 

II. 

Die Datierung: des anderen sondages. 

Unter den Fragen, die in der „Einleitung" zum Bd. 1 der 
Livländischen Güterurkunden der Erörterung unterzogen wurden, 
glaubte ich der Ausdrucksweise der andere in Datierungen aus 
dem Grunde besondere Aufmerksamkeit zuwenden zu sollen, 
weil es mir fraglich erschienen war, ob die in den führenden 
Werken über die Chronologie dt;s Mittelalters als feststehend 
angenommene Regel, derzufolge nach der mittelalterlichen Zähl­
weise der Ausdruck andern daghes nach oder mit dem Genitiv 
des Festtages steis den auf das Fest unmittelbar folgenden Tag 
bezeichnet1), in der Tat vollkommen zutreffend sei. Was vom 
folgenden Tage gilt, gilt natürlich auch vom folgenden Sonntag 
und ebenmässig vom vorhergehenden Tage oder Sonntage. 

Mir war es aufgefallen, d;iss in den Urkunden, mit denen 
ich es zu tun hatte, wo sich die Datierung vom T;ige vor oder 
nach einem Feste natürlich sehr oft findet, gleichwohl nicht in 
einem einzigen Falle die Ausdrucksweise anderen daghes vor­
kommt, sondern regelmässig der Wochentag, entweder mit der 
Präposition nach oder mit dem Zusatz nächst (negest, wgestvol-
gende, neist), erwähnt wird, oder, wenn es sich um den vorher­
gehenden Tag handelt, der Zusatz avendes Auwendung findet. 
Ich hatte mich für berechtigt gehalten, daraufhin zu sagen, dass 
die Ausdrucks weise andern daghes nach hier ungebräuchlich ge­
wesen sei. Den Grund hierfür erblickte und erblicke ich darin, 
dass der andere auch die Ordinalzahl der ziveite bedeutet, im 
Mittelalter der zweite nur durch der andere ausgedrückt wurde 
und, weil wohl auch schon der mittelalterliche Mensch hin uud 
wieder im Zweifel sein mochte, ob nicht zwischen dem den 
Ausgangspunkt bildenden Feste und jenem andern Tage ein 
nächstfolgender sich einschiebe, mit andern Worten also: bei 
der Zählung der Festtag selbst nicht mitzuzählen sei,— derartigen 
Zweifeln und daraus entstehenden Irrtümern angegebenermassen 
vorgebeugt wurde. 

J) H. Grotefend, Zeitrechnung des deutschen Mittelalters und der 
Neuzeit, 15d 1, Hannover 1891, S. 6. 
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Ähnlich verhält es sich mit dem Ausdruck des anderen 
sondages oder sundages, der um so sorgfältiger erwogen sein 
will, als eine unrichtige Auflösung des Datumseiner so datierten 
Urkunde einen Fehlgriff von einer vollen Woche ergeben würde. 
In meinen Urkunden hatte sich die Formel des anderen sundages 
(sondages) na nur in 2 Fällen nachweisen lassen, dagegen fand 
sich vielfach der Ausdruck des negesten sontages na, des sonda­
ges na, am sontage na, des sundages na — nechstf'olgende oder 
des sundages negest na. Der Ausdruck am anderen sondage vor 
fand sich bloss einmal, dagegen mehrmals des negesten sontages 
vor, des sondages vor oder am snndage vor. Lauter Ausdrücke, 
die jeden Zweifel ausschliessen. Die Belege sind unter Pkt. 4 
u. 5. S. XXIV f. der Einleitung zu „Livländische Güterurkunden" 
einzeln augeführt Indem ich der Meinung war, dass die 3 frag­
lich gebliebenen „anderen" Sonntage nicht als die den betref­
fenden Festen, nächstfolgenden oder unmittelbar vorhergehenden 
aufzufassen seien, sah ich wohl ein, dass da die Gründe für 
diese meine A uffassung immerhin nur vorwiegend negativer Natur 
waren, andere Möglichkeiten offen gelassen werden müssten uud 
ich das Ergebnis als ein bloss vorläuiiges hinstellen dürfe. 
Von der Sammlung des Urkundenmaterials für die Fortsetzung 
der Livländischen Güterurkunden, welche die Jahre 1501 bis 
1561 umfassen sollte, sowie etwaigen Meinungsäusserungen der 
Fachgenossen glaubte ich mir die Möglichkeit weiterer Klärung 
der Frage versprechen zu dürfen. Beide Erwartungen haben 
sich erfreulicherweise erfüllt. 

Die Frage wurde von Dr. Paul Baron v. d. Osten-Sacken 
aufgenommen und von ihm in seinem Aufsatz: Der Gebrauch 
des Wortes „der andere" in mittelalterlichen Urkundendatie­
rungen Livlands, Sitzungsberichte a. d. J. 1912, S. 26—40, mit 
dankenswerter Gründlichkeit behandelt. Sein Resultat stimmt 
nun freilich mit dem meinigen nicht ganz überein. Anlangend 
den anderen Tag, so lautet es dahin, dass dieser unzweifelhaft 
den nächstfolgenden bedeutet, bzw. den unmittelbar vorherge­
henden (S. 31). Dem gegenüber möchte ich bemerken, dass, da 
mein Exkurs nur das Ergebnis der in den Livländischen Güter­
urkunden verarbeiteten Quellen zusammenfassen sollte, der er­
wähnte Ausdruck sich aber in dieseu Quellen nicht ein einziges 
Mal findet, ich mich auf eine Deutung nicht einlassen zu dürfen 
glaubte. Wenn ich sagte, dass der Ausdruck „hier ungebräuch­
lich" gewesen sei, so hatte ich dabei auch nur dieses Urkunden -
material und dessen Konzipienteu im Auge und glaube das auf­
rechterhalten zu dürfen, wohl auch, dass er, wie mir scheint, 
absichtlich vermieden wurde. Aber selbst wenn mau das gesamte 
livländische Urkundenmaterial heranzieht, wie Baron Sacken es 
getan hat, dürfte die Anzahl der Fälle, wo der Ausdruck aride­
ren Tages vor oder nach einem Feste in Urkundendatierungen 
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vorkommt, gegenüber den Fällen, wo so ein Tag in nicht rnisszu-
verstehender Weise anders bezeichnet wird, sich als eine ver­
hältnismässig so geringe erweisen, dass die Annahme absicht­
licher Vermeidung jenes Ausdrucks auf der ganzen Linie zutref­
fen wird. 

Inbetreff der Sonntage vor oder nach einem Feste konstatiert 
Baron Sacken nicht unwesentliche Einschränkungen der Bedeu­
tung des Wortes der andere im mittelalterlichen Sinne und fasst 
das Schlussergebnis dahin zusammen, dass, wenn in der Datie­
rung des anderen Sonntages nach oder vor, oder, logischer 
Weise, des anderen Wochentages nach oder vor, der Terminus 
a quo ein unbewegliches Fest ist, das auf den gleicheii.Wochen­
tag, wie der in der Datierung genannte, fällt, der Terminus 
a quo bei der Auflösung mitgezählt werden muss, sobald ein 
Wochentag der gleiche wie derjenige des Terminus ad quem 
ist; und dieser der andere i3t dann der nächstfolgende, d. h. es 
handelt sich nicht um ein Auseinanderliegen um 14 Tage, son­
dern nur um eine Woche. 

Was lässt sich aus dem für die Herausgabe einer Fortsetzung 
der Livländischen Güterurkunden mittlerweile gesammelten Ur-
kundenmaterial gewinnen? Es liegt für den Zeitraum von 1501 
bis 1501, dem Terminus ad quem der Arbeit, nahezu vollständig 
und grösstenteils druckfertig vor, aber ob und wann der Druck 
eines so umfangreichen Werkes sich wird ermöglichen lassen, 
erscheint "fraglich. Es empfahl sich daher, die Beantwortung 
der Frage nicht davon abhängig zu machen. Das Material ist 
genügend durchgearbeitet, um es zu Rate ziehen zu können, 
und die Anzahl der Urkunden (weit über 2000) ist eine genügend 
reichhaltige, um den Datierungsbrauch aus ihm kennen zu lernen. 

Es könnten aber Zweifel entstehen, ob, mit Rücksicht auf 
die in diesen Zeitraum fallende Glaubensspaltung und deren 
Rückwirkung auf die mit den Festen der katholischen Kirche 
eng zusammenhängende mittelalterliche Datierungsweise, diesem 
Urkundenmaterial, gerechnet vom 2. Viertel des Jahrhunderts, 
Relevanz beizumessen sei, sowie ob nicht die allmähliche Ver­
drängung der niederdeutschen Sprache durch *He hochdeutsche 
eine tief eingreifende Veränderung der kalendarischen Bezeich­
nungen bewirkt habe. 

Weder das eine noch das andere trifft zu. 
Nach wie vor wurden regelmässig die althergebrachten 

Diözesan- und Ordenskalender der Datierung zugrunde gelegt, 
mit Einschluss der Marienfeste, und obwohl während der letzten 
Jahrzehnte die Datierung nach Monatstagen häufiger als ehedem 
vorkam, blieb die Datierung nach Herren- und Heiligenfesten 
die bis zuletzt vorherrschende, nur nicht in den Kanzleien der 
beiden letzten Ordensmeister Fürstenberg und Ketteier, also von 
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1557 an, in deren Urkunden fast nur noch Monatsdaten 
vorkommen. 

Anlangend die Sprachenveränderung, so hätte diese auf die 
uns beschäftigenden Ausdrücke gar keinen Einfluss üben können. 
Auch fand sie nicht so früh statt, wie vielfach angenommen 
wird. In der erzbischöflichen Kanzlei fand die hochdeutsche 
Sprache, nachdem sie unter Thomas Schöning seit etwa 1533 
hin und wieder Anwendung gefunden hatte, unter Wilhelm von 
Brandenburg (1539—63) Eingang, in der Kanzlei des Bischofs 
von Dorpat unter Jodocus v. d. Recke (1543), und dabei blieb 
es unter seinem Nachfolger Hermann Wessal, dem letzten Bischof; 
doch finden sich auch noch aus dessen letzten Regierungsjahren 
einzelne Urkunden in reinem Niederdeutsch, so von 1558 Apr. 20. 
In der herrmeisterlichen Kanzlei begannen unter Heinrich von 
Galen seit etwa 1554 die hochdeutschen Urkunden zu überwiegen, 
erst unter seinen Nachfolgern Fürstenberg und Ketteier 
war die hochdeutsche Sprache vollkommen durchgedrungen. In 
den Urkunden der Manngerichte und der Vasallen blieb die 
niederdeutsche Sprache bis zuletzt (1561) die vorherrschende. 

Wir dürfen demnach die Urkunden dieses Zeitraumes für 
die Datiernngsgewohnheiten als ebenso beweiskräftig betrachten 
wie diejenigen früherer Zeit. Auch Baron Sacken hat sie ja 
seiner Beweisführung unbedenklich zugrunde gelegt. 

Anlangend zunächst den Ausdruck anderen dages nach oder 
vor einem Feste, ohne Nennung des Wochentages, so findet sich 
aus dem ganzen Zeitraum eine einzige so datierte Urkunde. 
Ohne Ortsangabe datiert das Rigasche Domkapitel 1504 des 
anderen dages na Johannis baptisten, Eine analoge Datierung 
mit der Präposition vor fehlt vollständig. Diese einzige Aus­
nahme lässt die Regel insoweit unberührt, dass ich die von mir 
behauptete Ungebräuchlichkeit der erwähnten Datierungsweise 
wohl auch für diesen Zeitraum aufrechterhalten darf. 

Datierungen, in denen sich die Formel des anderen sondages 
(sundages) findet, hatte ich aus der Zeit vor 1501 bloss drei 
nachweisen können, Von diesen Sonntagen fiel der eine vor, 
die beiden anderen fielen nach den betreffenden Festen. 

Mein Urkundenmaterial für den folgenden Zeitraum (1501 bis 
1561) hat ebenfalls bloss drei Fälle aufzuweisen, wo vom anderen 
sondag (sundag) die Rede ist und inbetreff" deren es zweifelhaft 
sein kann, ob dieser andere den ersten oder zweiten (im heu­
tigen Sinne verstanden) bedeute, nur dass alle drei Sonntage 
auf das Fest folgen. Es sind die nachstehenden Datierungen: 

1) Engelbrecht und Hans Kaver, Gebr., f Hinrichs Söhne, 
beurkunden die Teilung ihres väterlichen Erbes. Ohne Ortsan­
gabe [im Stift Dorpat], 1512 des anderen sundages na paschken 
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2) Otte van TJngeren, ölten sone, quittiert seinem Schwager 
Johann van Roszen über 200 Mark. In der sthatt tho Darpthe 
1533 desz anderen sundages nha der hyllygen dre konnynges dage.' 

3) Peter v. d. Pull, f Kerstens Sohn, verkauft seinem Ohm 
Johan Plater 2 Heuschläge. Jm hove Wittense [im Erzstift 
Riga], 1552 des andern sondages na pinxten. 

Diesen drei Fällen stehen aber drei gegenüber, die in un­
bestreitbarer Weiseden anderen Sonntag als den zweiten, nicht 
als den nächstfolgenden, erkennen lassen. Es sind die nach­
stehend unter a bis c verzeichneten. 

a) Thomas [Schöning], Erzbiscliof von Riga, ordnet durch 
Schreiben, dat. Kockenhusen 1538 [März 26], dinstags nach 
Oculi, in dem Rechtsstreit des Bartholomeus Patkull und Johann 
Massow wider Kersten Gutzleff eine abermalige gütliche Ver­
handlung an, die stattfinden soll zu Lerosal, des andern sontags 
nach Ostern, Miser. Dom. genant [Mai 5]. — Misericordias Do­
mini ist bekanntlich der zweite Sonntag nach Ostern. 

b) Ordensmeister [Heinrich von Galen] gibt kund durch 
Schreiben, dat. Heimet 1553 [Okt. 28], tags Simonis et Jude, 
dass er gesonnen sei, einen gemeinen landestagk uff' den nech-
sten sontagk nach Trium reg um in unser stadt Wollmar dies 
kumpfftigen vierfunfftzigsten jars und volgendes, nach beschluss 
gemeiner landtsachen, ungeferlich den andern sontagk nach 
Trium regum, einen richteltagk zu hallen. Das Schreiben ist 
an alle kerspils leatte gerichtet. — Hier wird mit vollkommener 
Deutlichkeit der auf Trium Regum, welches Fest 1554 Sonn­
abend Jan. 6 traf, nächste Sonntag [Jan. 7] von dem auf diesen 
folgenden anderen Sonntag [Jan. 14] unterschieden. Das hinzu­
gefügte ungeferlich tut der Deutlichkeit keinen Eintrag. Die 
Eröffnung der Gerichtshegung an diesem zweiten (andern) Sonntag 
konnte und sollte nur unter der Voraussetzung angesetzt werden, 
dass im Laufe der vorhergehenden Woche die allgemeinen Lan­
desangelegenheiten erledigt sein würden. Das alles stimmt mit 
dem Itinerar des Meisters überein, wie auch mit der 1554 Jan. 7 
tatsächlich stattgehabten Eröffnung des Landtags. 

c) Derselbe ordnet an durch Schreiben, dat. Wenden 1554 
[.^ept. 2] sontags nach Egidii, dass die zur Untersuchung und 
Beilegung der zwischen den Bauern im gebiet Tricaten, an einem, 
und Jolian Stortebekern, andersteils, vorgefallenen Grenzstrei­
tigkeiten von ihm ernaunten Kommissarien sich auf zukommen­
den andern sontagk nach Michaelis, welches ist der siebende 
Octobris, an Ort und Stelle einfinden sollen. Das Fest st. Mi­
chaelis iiel 1554 [Sept. 29] auf einen Sonnabend, der auf den 
7. Okt. angesetzte Lokaltermin, der hier als der andere Sonntag 
bezeichnet wird, war folglich der zweite Sonntag nach Michaelis. 

2 
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Wenn schon die Datierung vom anderen sondag selten ist, 
so begreiflicherweise erst recht die Nennung eines Wochentages 
als des anderen nach einem Feste. Unsere Urkunden bieten 
aber zu guter Letzt einen solchen Fall und zwar einen Doppel­
fall, der für meine Auffassung von der Bedeutung des Wortes 
der andere gerade ebenso beweiskräftig ist wie die soeben er-
wähnteu drei Fälle, wo es sich um Sonntage handelte. 

Everth Dueker, f Johansz Sohn, im Stift Derpi, stellt dem 
Dyryck Kaver einen Schuld- und Pfandbrief aus anlässlich eines 
Gutskaufes und stipuliert, dass, nachdem vom Kaufschilling im 
ersten Termin 10,000 Mk. bezahlt worden, der auf 6000 Mk. 
sich belaufende Rest von thokomende Petri und Pauli over 
ein jar, wen men scliryfft negen und vofftych, anthoghan, zu 
Petri uud Pauli mit 60 Mk. vom 1000 verrentet werden soll, bei 
halbjähriger Kündigung. Datiert ist die Urkunde bynnen Derbt, 
des anderen myddewekens nha wym<achten, welches is de twelffte 
dach desz maentes January in dem jar etc. eindusent vyff hun­
dert!) und acht und vofftygsten jars. Ausserdem schuldete der­
selbe Everth Ducker demselben Gläubiger noch 1600 Mk., die 
er zu Petri Pauli, beginnend 1558, mit 6 vom 100 zu verrenten ge­
lobte. Die bezügliche. Urkunde ist datiert binnen Derbt, des 
andern dingstags na winachten im jähr der mindern tall1) etc. 
dusent vieff hundert und acht und voff tigsten jähr. Die vorher­
gehende Urkunde lässt erkennen, wie der andere Dienstag nach 
Weihnachten, von dem hier die Rede ist, verstanden werden 
muss. Der Terminus a quo, der für die Zählung der betreffen­
den Wochentage bestimmend war, das Weihnachtsfest lö?>7, 
iiel auf einen Sonnabend; dieser andere Dienstag, bzw. Mittwoch, 
waren folglich der 3. Dienstag, bzw. Mittwoch, nach dem Feste. 
Offenbar ist hier unter Weihnachten die ganze Weihnachtswoche 
zu verstehen und das verleiht dieser Datierung erhöhte Bedeu­
tung. So verstanden, ist der betreffende Dienstag, bzw. Mittwoch, 
in der Tat der andere nach Weihnachten, wie ich das Wort 
der andere auffasse, aber nur unter dieser Voraussetzung, wäh­
rend diese Datierung nach der entgegengesetzten Auffassung 
einen argen Anachronismus ergeben würde. 

Man ist es gewohnt, bei der Auflösung von Urkundendaten, 
wo es sich um die grossen Kirchenfeste, Weihnachten, Ostern 
und Pfingsten, handelt, als Festzeit das liturgische Triduum zu 
betrachten, das ausser dem Hauptfeste die ihm folgenden drei 
Tage umfasst. So sind m. W. unsere sämtlichen Herausgeber 
von Urkunden bei der Auflösung der bezüglichen Datierungen 
verfahren. An der Richtigkeit dieses Verfahrens braucht einen 
dieser einzige Fall nicht irre zu machen, zumal, da wir es hier 
nur mit einer Privaturkunde, noch dazu aus den allerletzten 

') sie, überflüssig, da die vollständige Jahresangabe folgt. 
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Zeiten Alt-Livlands, zu tun haben. Aber so ganz vereinzelt ist 
er doch nicht; man muss sagen: leider! Denn wenn die Regel 
der wir alle gefolgt sind, in die Brüche gehen sollte, würde 
eine grosse Menge von Urkundendaten in Frage gestellt werden 
müssen. 

Für das Pfingstfest im Erzstift Riga sieht es schon bedenk­
lich aus. Es datieren: 

Regenten und Räte des Erzstifts Riga zu Lemsal, 3529 
domstags in den pingest lieligen dagen. 

Erzbischof Wilhelm, Kockenhusen, 1538 donerdages in den 
hilligen pfingsten, 

Reinolt, Johan, Kerstien u. Conrcidt Gebr. von Rosen zu 
Lembsel, 1512 donrstags im hilligen pingsten. 

Peter van der Laan, zu Lemsel, 1543 dondertags in den 
pinxten. 

Godel, sei, Qeorgens von Ungern Witwe, zu Lembsell, 1540 
freytags im pfingsten, 

Erzbischof Thomas zu Treiden, 1533 sonnavendes in den 
pfinxst hilligen vierdagen, 

Dass sich die Geschäfte in Lemsal nicht immer während 
der eigentlichen Festtage erledigen Hessen und dass die „ge­
meine Bezahlung" sich nicht selten durch die ganze Plingstwoche 
erstreckt haben wird, war anzunehmen, aber dass die nach dem 
Triduum fallenden Tage, der Donnerstag, Freitag und Sonn­
abend, hier ausdrücklich als zum Feste gehörig bezeichnet und 
von so gewichtigen Persönlichkeiten, wie den Regenten und 
Räten des Erzstifts sowie zwei Erzbischöfen, als heilige Tage 
bezeichnet werden, ist bedenklich, um so bedenklicher, als die 
beiden erzbischöflichenUrkunden nicht in Lemsal ausgestellt sind. 

Die Tatsache erscheint genügend gewichtig, um die Auf­
merksamkeit auf sie zu lenken. Wie es der Infragestellung des 
Ausdruckes der andere geglückt war, einen Fachgenossen zu 
wertvollen Erörterungen zu veranlassen, so steht zu hoffen, dass 
auch diese Frage von den Fachgenossen aufgenommen werden 
wird. In den vorstehenden Ausführungen habe ich mich auf das 
mich beschäftigende Urkundenmaterial beschränkt. Aus sonstigen 
Quellen werden sich gewiss weitere Beispiele anführen lassen. 
Es fragt sich, ob sich aus ihnen analoge Folgen ergeben werden, 
wie es in Ansehung des Weihnachtsfestes erwähntermassen der 
Fall war. 

Geschlossen 1921 VI 28. 



Zu Plinius bist. nat. IV 96. 
Von Nicolaus Busch, 

Plinius sagt nach dem von Mayhoff, Leipzig 1906, heraus­
gegebenen Text, IV 96 vom sinus Codanus: „refertus insulis, 
quarum clarissima est Scatinavia, inconpertae magnitudinis, por-
tionem tantum eius, quod notum sit, Ilillevionum gente quin-
gentis incolente pagis: quare alterum orbem terrarum eam 
appellant. nec minor est opinione Aeningia. quidam haec habitari 
ad Vistlam usque fluvium a Sarmatis, Venedis, Sciris, Hirris 
tradunt." 

Plinius stellt also liier der uuermesslich grossen Insel Sca­
tinavia, Skandinavien, ein Gebiet an die Seite, von dem die 
Meinung bestehe, es wäre wohl gar noch grösser als Skandinavien. 
Der Name dieses Gebietes wird von den Handschriften verschieden 
überliefert: Aeningia, Aepingia, Aepigia, Epigia. Keine der 
überlieferten Namensformen ist in der Literatur ein zweites Mal 
erhalten. Man hat versucht, durch Emendationen einen Zusam­
menhang mit Bekanntem zu linden. Hugo Grotius, Historia 
Gotthorum, Amsterdam 1655, S. 71 hat Finingia, Finland, ver­
mutet, was den grundlosen Beifall von Wilser, Die Germanen, 
Leipzig 1913, S. 107 Aum. gefunden hat. Eningia, Feningia hatte 
auch Kruse, Urgeschichte des Esthnischen Volksstammes, Moskau 
1846, S. 345 übernommen. Richter, Geschichte der deutschen 
Ostseeprovinzen I, Riga 18Ö7, S. 26 hatte gleichfalls Plinius 
von Feningien (Finland) reden lassen. Möllenhoff, Deutsche 
Altertumskunde II 8. 51 hat das Raten auf Fenningia, Finningia 
ebenso nachdrücklich zurückgewiesen wie den von Rydquist an­
genommenen Zusammenhang mit Oeniugiar, Bewohner von Oeland. 
Die Vermutung Karl Müllers, Fragmenta historicorum Graeeorum 
HI, Paris 1849, S. 248 ff., es sei opinione Epigenis zu lesen und 
an den astrologischen Schriftsteller der frühen Alexandrinerzeit 
Epigenes zu denken, hat bereits Detlefsen, Die Entdeckung des 
germanischen Nordens im Altertum (Quellen und Forschungen 
zur alten Geographie und Geschichte, hrsgb. v. Sieglin, II. 8, 
Berlin 1904) S. 33 als unbefriedigend abgelehnt. Detlefsen selbst 
hat in seiner Ausgabe, Die Geographischen Bücher der Naturalis 
Historia des C. Plinius Secundus (Quellen und Forschungen 
H. 9, Berlin 1901) S. 75 Ogygia emendiert. In seiner Schrift, 
Die Entdeckung des germanischen Nordens, sagt er: „Ich glaube, 
dass afich hier vielmehr eine theoretische Spekulation griechischer 
Gelehrter zu erwarten ist. und meine schreiben zu dürfen : nec 
minor est opinio de Ogygia, was so zu verstehen ist: nicht minder 
nimmt man von Ogygia an, dass es ein alter orbis terrarum sei. 
In den Worten scheint mir ein leiser Spott über die griechischen 
Fabeleien zu liegen. Die Erklärung der Irrfahrten des Odysseus 
machte den Alten viel Kopfzerbrechen, man stritt sich darum, 
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ob sie nur im Mittelmeer oder auch in den Ozean hinaus unter­
nommen seien, und da drehte sich der Streit besonders um die 
Insel Ogygia, die vijßog n/ag>iQvrrj, oih x öfi(f alog hau &aXa<fffr]gf 

die fernab von allen anderen liegen sollte." In einem Nachtrag 
zu der Arbeit Die Entdeckung des germanischen Nordens 
(Quellen und Forschungen H. 8, 1909) S. 18 hat Detlefsen, auf 
die Ausstellungen seiner Kritiker zurückgreifend, die Frage noch­
mals besprochen: „Zur Verstärkung meiner Vermutung, bei 
Plin. 4, 96 sei der mythische Name der homerischen Insel Ogygia 
einzusetzen, mache ich einigen Rezensenten gegenüber darauf 
aufmerksam, dass derselbe sich näher an die Uberlieferung der 
jüngeren Handschriften epigia und aepigia anschliesst als an die 
der älteren aeningia und aepingia. Auch sonst bieten jene bis­
weilen das bessere. Welche nordische Insel hier etwa gemeint 
sei, weiss ich nicht auszumachen." 

Detlefsen gibt in seiner Ausgabe, Die Geographischen Bücher 
des Plinius, ausser dem Auszug bei Dicuil 5 Codices an, die den 
für uns in Frage kommenden N;imen bieten: A, F~, E, D, R. 
Die Handschriften des Plinius zerfallen in zwei Stämme, einen 
älteren und einen jüngeren. Die älteste erhaltene Handschrift 
aus dem 9. Jahrh. in der Universitätsbibliothek in Leyden, 
Vossianus lat. Nr. 4- A, liest Aeningia. WTie ich aus einer 
mir freundlich übersandten Photographie ersehe und wie mir 
Professor de Yries bestätigt, steht der zweite Grundstrich des 
ersten n auf Rasur. Aus dem Text der älteren Gruppe sind 
ferner die Korrekturen geflossen, die in einen Kodex der jüngeren 
Gruppe F, Leyden Lipsii Nr. 79, 11. Jahrh., geflossen sind und 
die als Fa bezeichnet werden. F beginnt den Namen mit einem 
geschwänzten e, Aepigia. F2 hat über der zweiten Silbe ein n 
hinzugefügt, also die Form in Aepingia korrigiert. Von den 
Handschriften der jüngeren Gruppe hat E, Paris 11. Jahrh., Epigia, 
D, Vatikan 11. Jahrb., nach Detlefsen die Vorlage von F, Aepigia, 
ebenso der mit D gleichwertige Codex Riccardianus, R Florenz 
1 l. Jahrb., nach Mayhoff ein Bruder von F, Aepigia. Die älteste 
Überlieferung der Formen der zweiten Gruppe bietet der 825 
bearbeitete Auszug des Dicuil mit Epigia. Aus den wichtigsten 
Repräsentanten der beiden Handschriftengruppen lässt sich für 
die meisten Buchstaben des Wortes eine ursprüngliche Überein­
stimmung feststellen: Ae-ingia, zweifelhaft bleibt nur der dritte 
Buchstabe. Die älteste Handschrift A hat hier auf Rasur eine 
Verbesserung zu n. Die jüngeren Handschriften, auch diejenigen, 
deren Namensformen nach älteren Handschriften durchkorrigiert 
worden sind, bieten p. Da sich gegen dieses p durch die Ab­
weichung des Vossianus Nr. 4, A Zweifel erheben, ist zunächst 
rein paläographisch die Frage zu stellen, aus welchem Buchstaben 
kann in oder vor dem 9. Jahrh. am ehesten p verlesen sein, und 
da muss zunächst an die Ligatur st gedacht werden (vgl. z. B 
Steffens, Paläogr. I. Freiburg 1903, Bl. 39 Z. 2. v. o. postulans). 
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Durch paläographische Erwägungen haben wir aber damit eine 
Form ermittelt, auf die auch der sachliche Zusammenhang führt 
— Aestingia. Plinius redet von demselben Gebiet, in dem Tacitus 
(Germ. 44) die Aesti(i) nennt. Wie gewöhnlich angenommen wird, 
folgt Plinius hier einem griechischen Gewährsmann, dessen Nach­
richten „etwa um Christi Geburt den Römern bekannt wurden" 
(Detlefsen a. a. 0. S. 37). Der Name des Landes wird von 
einem Volksnamen abzuleiten sein, der gebildet ist wie Lacringi, 
Marvingi, Savalingii, Silingi, Tervingi, Thorcilingi, Thuriugi u. s. w. 
Aesti(i) würde sich verhalten zu Aestingi wie Marsi zu Marsigni, 
das nach Zeuss, Grimm, Möllenhoff und Much unter lateinischem 
Einfluss an die Stelle des germanischen Marsingi getreten ist 
(vgl. M. Schönfeld, Wörterbuch der altgermanischen Personen-
und Völkernamen, Heidelberg 1911, S. 164). 

Die Einendation bringt den ältesten, ein Jahrhundert vor den 
bisherigen Nachrichten liegenden Hinweis auf die Aestii. Da 
Aestingia eine ausserordentlich weite Ausdehnung haben soll, hat 
man, nach der Vorstellung der Alten, die Völkerschaften dieses Ge­
bietes nicht nur in der unmittelbaren Nachbarschaft der Weichsel 
zu suchen, sondern wir haben ein Recht, wenn andere Gründe dafür 
sprechen, sie sehr viel weiter nach Osten und Nordosten zu setzen. 
Die Quelle verlegt nach Aestingia verschiedene Völkerschaften: 
Sarmaten, Veneder, Sciri, Hirri. Die Sciri sind der in der Ge­
schichte wohlbekannte Stamm der Ost-Goten, deren Namen man 
von got. skeirs, klar, rein, lauter ableitet. Much, Die Städte in 
der Germania des Ptolomäus (Zeitschrift für deutsches Altertum 
und deutsche Literatur Bd. 41, Berlin 1897, S. 138), hat bei Be­
sprechung des Ortsnamens Skurgon in Erwägung gezogen, dass 
es eine Nebenform germ. Sküröz-iz oder Skürjöz neben SkirTz, 
SkTröz gegeben habe, „tatsächlich steht dem got. skeirs, as. ags. 
scfr, aisl. skfrr klar, ahd skero schier, nnorw. dial. sker, uschwed. 
dial. skir elster, durch Wurzelvariation abweichendes aisl. skyrr 
hell, skiör elster, aschwed. skyr-skuta ans Licht ziehen gegenüber: 
s. Noreen Abr. 67." Schönleid a. a 0. S. 200 hat sich gegen eine 
solche Annahme erklärt. Die Beziehungen der Skiri zu altbalti­
schem Sprachgebiet sollen demnächst vom Verfasser in anderem 
Zusammenhang erörtert werden. Hirri — das Volk wird nur an 
dieser Pliniusstelle genannt — ist nach Much vielleicht eine Ent­
stellung des germanischen Volksnamens Harrii (Schönfeld a. a. 0. 
S. 139). (Erwähnung verdient vielleicht, dass in denSagen und Volks­
liedern der Esten, deren Sprache sehr frühe germanische Lehnwörter 
aufbewahrt hat, ein rätselhafter NameHiro oderlro eine Rolle spielt, 
vgl. Reimann in den Anmerkungen zum Kalewipoeg, Reval 1900, 
S. 301. Zu den hier genannten Ortsnamen ist auf zwei in der 
Haken-Revision von 1630 [Riga Rittersch.-Arch. Nr. 257a S. 10] 
im Gebiet von Karkus angeführte Dörfer hinzuweisen: Hyreküll 
und Wenekül.) 



Zur Kosmographie des Aethicus Ister, I. 
Von Nicolaus Busch. 

Die Kosmographie eines Philosophen aus J Strien, des sog. 
Aethicus Ister, wird uns genannt in einem angeblichen lateini­
schen Auszug in 6 Büchern, den ein Presbyter Hieronymus an­
gefertigt haben soll. Zunächst zur Orientierung einige allgemeine 
Worte über diesen Auszug. Heinrich Wuttke, der ihn im Jahre 1853 
herausgab (Cosmographiam Aethici Istrici secundum codicem 
Lipsiensem edidit Henricus Wuttke, Lipsiae 1853), verlegte 
die in der Schrift behandelten Reisen in die vorkonstan-
tinische Zeit und schrieb die Übersetzung dem Kirchenvater 
Hieronymus (f 4'20) zu. Karl Pertz, De Cosmographia Ethici 
libri tres, Berlin 1853, liess das zugrundeliegende Werk zwischen 
396 und 409 verfasst und von dem Kirchenvater übersetzt sein. 
Neuere Forschungen haben festgestellt, dass der uns vorliegende 
Text im Frankenreich in der Merovingerzeit entstanden ist, nach 
Teuftel, Gesch. der Köm. Lit. J11, Berlin 1913, S. 544, um 630. 
Die Angaben über ein umfassendes griechisches Werk, aus dem 
der Auszug geschöpft sei, gelten als Schwindeleien. Buch I 
behandelt die Schöpfung und das Weltsystem, Buch II die Reise 
von Taprobane, dem heutigen Ceylon, zu den Syrten au der 
Nordküste von Afrika, durch die Säulen des Herkules bis nach 
Tyle und nach Munitia*), Schottland. Von den Bewohnern dieser 
Insel, die mit entblössten Beinen dahergehen und Zinn besitzen, 
erheben germanische Stämme Zins. Buch III behandelt den 
Norden Europas, zunächst die Griphae, Turchi, die (an der 
Ostsee gelegene) Stadt Taraconta, daun wird cap. 34—38 eine 
Reiseroute erörtert, die am Anfange von Deutschland „a capite 
Germaniae", bei den Inseln Yriarca und Bridinnum beginnt und 
nach den Gadaronteninseln, den Meoparotisclieu Inseln, der 
Insel Rifarrica und den in ihrer Nachbarschaft liegenden Inseln 
Zhirisolida und Biza führt. Dass Küstenländer, die vom Meere 
aus bekannt werden, Inseln genannt werden, ist eine bekannte 
Erscheinung in der Geschichte der Erdkunde. Buch IV behandelt 
den Schiffbau. Die beiden folgenden Bücher sprechen von 
Reisen aus den Gebieten des Kaspischen Meeres nach Griechen­
land und den Mittelmeerländern, und aus Indien nach Libyen. 
Die Beschreibungen der Länder werden durch romanhafte und 
sagenartigeErzählungen, Berichte über Unternehmungen Alexander 
des Grossen, über erdichtete Kriege der römischen Könige, 

*) Zu cymr. mynydd, abret. — monid Berg, neuschott. monadh lleide. 
Auch auf der von Richard von Haldingham zwischen 1276 und 12S3 ange­
fertigten sog. Herfordkarte zeigt Scocia Berge mit der Beischrift monath, 
die bereits Miller, Mappae mundi, als Gebirge gedeutet hat. 
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sowie durch Münchhauseniaden voller Ruhmredigkeit uud Ge-
lehrtendüukel unterbrochen. Der Verfasser wiederholt sich häufig, 
überträgt mühsam zusammengesuchte Nachrichten auf andere 
Völker, die Sprache ist unerträglich geschraubt, zum Teil völlig 
unverständlich „ne Apollini ipsi explicanda", wie Pertz gesagt 
hat. Die zahlreichen Handschriften sind sehr verderbt, der beste 
Kodex aus dem X. Jahrhundert liegt in der Vatikanischen Bi­
bliothek. Die Angaben des Werkes sind im Mittelalter vielfach 
benutzt worden, z. B. von dem Anonymus Leydensis de situ 
orbis, der um 870 im Frankenreich schrieb. 

Wuttke suchte die luseln Viarca und Bridinnum, bei denen 
cap. 34 anhebt, an der Oderini'indung und knüpfte die übrigen 
Namen mehr oder weniger willkürlich an die Ostseeländer, 
Finland, Nordschwedeu, Finmarken. Darüber ist man ja wohl 
einig, dass die Meoparotischen Inseln Dänemark, Südschwedeu 
und die umliegenden Inseln sind. Myoparo ist nach der Erklä­
rung des Isidor von Sevilla (f 636), Etyraolügiarum XIX, 418, 
ein aus Flechtwerk gefertigtes, mit Tierhaut überzogenes Fahrzeug, 
dessen sich die germanischen Seeräuber an der Küste des Ozeans 
bedienten. Die erfindungsreichen Bewohner dieser Inseln werden 
uns von Aethicus als die besten Seefahrer der Erde, als Kauf­
leute und Seeräuber geschildert, von ihnen hätten die Sachsen, 
Skithen, Griphen und Taraconta die Schiffsbauart gelernt. 

Mehr Klarheit, scheint mir, kommt in diese ganze Frage, wenn 
man die Reise „a capite Germaniae" aii der Maas- und Schelde-
miindung beginnen und uach Osten der Küste entlang verlaufen 
lässt. Für Viarca ergibt sich dann die paläographisch nahe­
liegende Konjektur Viarca. Ich denke an Valacria, das heutige 
Walcheren. Auf der benachbarten Insel Voorne gab es einst 
einen Ort Brida, das heutige Brielle. Von hier würden wir zu 
den niederländischen Inseln und Gestaden gelangen, uud tatsächlich 
weist der bei Aethicus cap. 35 folgende Name Gadaronthae 
insulae auf diese hin, vgl. anord. gat Loch, ags. geat Durchgang, 
holl. gat usw. und Deurloo Gat, Veergat, Westgat, Brouwershaven 
Gat, Bokke Gat, Schulpegat, Noordergat, Eijerlandsche Gat, 
Pinke Gat, Friesche Gat uaw. Weiter nach Osten gelangt 
man zu den Meoparoten, cap. 36, wie wir bereits sahen, den 
Wikingern in Dänemark und Südschweden. 

An die Schilderung der Meoparotischen Inseln schliessen 
sich (cap. 36 vgl. cap. 41) die Angaben über eine kleine Insel 
Tripucia oder Tripicia, deren Bewohner gleichfalls Meopari sind. 
Welche Insel gemeint ist, lässt sich zweifellos feststellen, sobald 
wir für das in Gallien geschriebene Werk eine gallische Ver­
mittlung des Namens annehmen. A. Holder (Sprachschatz 11 
Sp. 1956) erklärt den Namen eines Lagerplatzes des römischen 
Truppenkörpers Bretones Triputium als „Dreiborn". Dieselbe Be­
deutung hat auch der angeführte Name der Insel. Die in grösserem 
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Abstände von den übrigen dänischen Inseln nach Osten hin 
gelegene, in der ältesten Handelsgeschichte der Ostsee eine her­
vorragende Rolle spielende und auch für die mittlere Eisenzeit 
(451—700) archäologisch reiche Insel Bornholm ist durch 
drei Quellen ausgezeichnet: die Quelle in Almindingen, dem 
„Gemeinleid", auf dem in alter Zeit die Bevölkerung der Insel 
ihre Zusammenkünfte abhielt, die am Nordoststrande gelegene 
„hellige Kilde" bei Helligdommen und die gleichfalls als wun­
dertätig verehrte Salomonsquelle an der Nordspitze der Insel 
(vgl.Bombe, Wanderbuch für dielnsel Bornholm, Greifswald 1912). 
Hei deu beiden letztgenannten Quellen lassen sich im Mittelalter 
Kapellen nachweisen. Kirchen und Kapellen sind aber nach 
Weinhold, Die Verehrung der Quellen in Deutschland Abhandl. 
der Königl. Preuss. Akademie der Wissenschaften, Berlin 1898, 
S.-A. S. 31 ff.) zumeist an solchen Quellen errichtet worden, die 
in altem, aus der Heidenzeit stammendem Ruf der Heiligkeit 
standen. 

Der Seeweg zu den südöstlichen Kütten des Baltischen 
Meeres führte noch im späteren Mittelalter an der Küste von 
Schweden, dann an den Alandsinseln entlang nach Estland, 
darauf nach Kurland. In derselben Reihenfolge behandelte z. B. 
in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts der arabische Geograph 
Idrisi auf Grund normannischer Berichte die Ostseeländer: Schwe­
den, das Land Tabast (Finland), Estland und das Land, in dem 
ewige Feuer verehrt werden, also das Land eines Volkes der 
litauisch-lettischen Gruppe. Wird in der Kosmographie die im 
Westen beginnende Reise weiter über das Gebiet der Meopari, 
Dänemark und Schweden, hinaus geführt, so liegt es naturgemäss 
am nächsten, an den Weg längs den Alandsinseln nach Finland 
und Estland zu denken. Dafür spricht auch die Etymologie. Die 
in cap. 37 folgende Beschreibung jiilt der Insel Rifarrica. Rifar-
rica lässt sich zu an. rif, dän. rev, scliwed. ref Klippe und zu 
an. rike Reich stellen. Die Küste von Estland führt noch im 
13. Jahrhundert einen Namen, der allgemein von dem Deminutiv 
von ref — revel abgeleitet wird, Revele = Riffküste. Der Name 
der Stadt Reval ist bekanntlich erst von dem der Landschaft 
auf die Stadt übertragen worden, ursprünglich ist nur vom Castrum 
in Revele, vom Schloss in Revele, die Rede. 

Rifarrica benachbart sind dann 2 Inseln Zhirisolida und Biza, 
auf die hier näher einzugehen sein wird. Zhirisolida haben die 
Leipziger und St. Gallener Handschrift, Varianten anderer Hand­
schriften sind Zhrisolida, Zirsolida, Crisolida, Chrisolida; die 
beiden letztgenannten Formen können vom Namen eines Edelsteins 
crisolidus (= chrvsolithus), von dem Aethicus wenige Zeilen 
vorher bei der Beschreibung von Rifarrica gesprochen hat, 
beeinflusst sein. Die Aethicus benutzende Ebstorf-Karte von 1284, 
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die eine grosse Anzahl von Insel- und Städtenamen doppelt an­
rührt, gibt einmal am Ausfluss des Kaspischen Meeres in den 
nördlichen Ozean die Inseln Crisolida und Biles, dann weiter 
südlich zwischen Riphargica insula und den Inseln Taracontum 
ci[vitas] et insula und Mioporen insula eine Insel, deren Bei­
schrift gelitten hat. Miller, Mappae mundi V, Stuttgart 1896, 
S. 26, ergänzt die beiden ersten Buchstaben des. Namens Ci zu 
Cirisolida. Die Vatikanische Handschrift hat Biza, die Leipziger, 
St. Gallener u. a. Bizas. Im Aethicustext ist von diesen beiden 
Inseln gesagt, dass auf ihnen gleichfalls barbarische Völker­
schaften vom Stamme Japhets wohnen. Das Land liegt zwischen 
dem Ozean und den Byrrenischen Bergen. Die Bewohner haben 
ein ganz hervorragendes Geschick, bei ihren Kämpfen Unterstände 
zu errichten und Befestigungen zu untergraben. Der Wind, der 
dort von den Bergen weht, ist ausserordentlich rauh und kalt, 
sie nennen ihn Biza. Salz, heisst es unter anderem, kommt in 
jenen Gegenden nur selten vor und gilt gewissermassen als etwas 
Fremdes. Es wird*dseshalb gewöhnlich das Angeführte^ 
vectum genannt. Das Bedürfnis nach 'Salz ist bei Pflanzen­
nahrung unüberwindlich. So steht dem Handel mit Salz bereits 
in sehr früher Zeit eine besondere Bedeutung für die Annähe­
rung der Völker zu. Für die geschichtliche Bedeutung des Salzes 
braucht man nur an die Hallstädter Salzwerke und die nach 
Hallstadt genannte Kulturperiode zu erinnern. Dass das Salz 
bei dem Handel, den die deutschen Kaufleute im 12. Jahrhundert 
im baltischen Gebiet aufnahmen, eine Rolle gespielt hat, bezeugen 
schon jene spöttischen Worte, die die Liven dem im Lande 
nach Abfahrt der Schiffe zurückgebliebenen Missionar Meinhart 
zuriefen: wieviel wohl jetzt das Salz in Wisby koste*). Lässt 
sich nun ein Volk finden, das für Salz ein Wort mit der Bedeu­
tung das Angeführte hätte, so könnte man wohl annehmen, dass 
hier von diesem geredet würde. Ich muss gestehen, dass ich 
nach langem Suchen keine Spur eines solchen Wortes bei einem 
irgend wie in Betracht kommenden Volke gefunden habe. Und 
doch lässt sich aus dieser Stelle neues Licht über sehr frühe 
Handelsbeziehungen nach dem Osten gewinnen. Wenn auch ganz 
gewiss in Abrede zu stellen ist, dass der uns vorliegende Text 
in seiner Gesamtheit ein Auszug aus einem einheitlichen griechi­
schen Werk ist, so macht doch die grosse Menge griechischer 
Ausdrücke, die in den lateinischen Text aufgenommen ist, ebenso 
die vielen syntaktischen Gräzismen die Annahme, da3S unter 

*) Der Durchfuhrhandel mit Salz ist liier auch in späterer Zeit wichtig 
gewesen. Die Erinnerung an ihn lebt noch heute in den Sagen und Märchen 
der Letten, die die Litauer damit necken, sie hätten in Zeiten des Krieges 
mit Kurland und Livland in ihrer Salznot, nach Art der Schwabenstreiche, 
versucht, Salz zu säen. Vgl. Lerch-Puschkaitis, Latweeschu tautas teikas un 
pasakas VT, Riga 1896, S. 358. 
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den Quellen sieh auch eine griechische befunden .habe, in hohem 
Grade wahrscheinlich. Lassen wir zunächst die Voraussetzung 
gelten, dass an dieser Stelle eine griechische Vorlage benutzt 
worden ist, und übersetzen wir den Satz über das Salz zurück 
ins Griechische: 

Ob hoc vulgo dicitur vectum 
Deshalb wird es allgemein das Angeführte genannt 
did tovxo Xiystai 

Tb (tvQ/Lia ist im Griechischen alles, was gezogen, geschleppt, 
zusammengeschleppt wird, entspricht also dem in absolutem 
Gebrauch auffälligen lateinischen vectum dieser Stelle. 

Damit haben wir aber die Lösung gefunden, denn es gibt 
noch heute eine Sprache, in der suras salzig, surumas die Sal-
zigkeit bedeutet., das Litauische. Auch das lettische Wort suhrs 
hat neben der Bedeutung herb dialektisch, z. B. in der Gegend 
von Berson in Livland. die Bedeutung salzig. Das Wort ist 
urverwandt mit dem althochdeutschen sur sauer. Aus dem Begriff 
des Würzenden, den Geschmack Heizenden, hat sich nach der 
eiuen Seite hin die Bedeutung des Sauren, nach der anderen 
des Salzigen entwickelt. 

Mit diesem einzigen Wort scheint sehr viel gewonnen zu 
sein, denn es ergibt m. B. zwingend, dass für die Kosmographie 
hier ein griechischer Bericht benutzt worden ist. Dass der 
Schreiber für die Erklärung eines fremden Wortes die eigene 
Sprache heranzieht, entspricht durchaus der Art, in der Isidor und 
auch Aethicus sonst ihre Etymologien abfassen. Und zweitens 
ergibt sich, dass die Kosmographie hier von einem baltischen 
Stamm spricht und zwar einem, der an der Ostseeki'iste lebt. 
Wi r erhalten die älteste Quellenstelle, die bis jetzt mit Sicher­
heit für einen dieser Stämme in Anspruch genommen werden 
kann, avQfxa Salz ist das älteste Wort, das uns durch das Schrifttum 
aus einer baltischen Sprache überliefert worden ist. 

Dann aber können wir noch einen Schritt weiter gehen. 
Wir glaubten annehmen zu können, dass der Name Rifarrica 
aus germanischem Munde käme. Sowohl für Zhirisolida, Cirisolida, 
wie für Biza bieten sich germanische Etymologien. Ahd. bisa, 
mhd. bise heisst Nordwind; Torp, Wortschatz der Germanischen 
Spracheinheit (Fick, Wörterbuch III), Göttingen 19)9, S. 271 
lässt das franz. bise daher entlehnt sein. Du Cange, Glos­
sarium I, S. 688 stellt franz. bise und lat. bisa zusammen, das 
sowohl den Nordwind, als ein im Norden gelegenes Land 
bezeichne. Und zwar ist diese Erklärung nicht etwa für die 
Aethicusstelle zurechtgemacht, auf sie wird überhaupt keine 
Rücksicht genommen — modo dicitur de aquilonari vento, modo 
de ipsa orbis parte aquiloni subjecta. Vgl. auch S. 694 Bizia 
septentrio. Biza ist also überhaupt das Nordland. 
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In Zhirisolida lässt sich der zweite Bestandteil zu ähd. Salida 
Wohnung, Heim, Grund, Boden stellen (Torp S. 436; Walde, hist.-
etym. Wörterbuch, Heidelberg 1910, S. 72:)). Die Form Ciri, Gyri 
findet sich in Handschriften des 10. und 1 1. Jahrhunderts mehr­
fach für den Völkernamen Hciri. Vgl. Schönfeld, Wörterbuch 
der altgermanischen Personen- und Völkernamen, Heidelberg 
1911, S. 200. Zhirisolida halte ich für das Land der Skiren. die 
einst ihren Sitz in Aestingia hatten. Vgl. den Aufsatz des Verf. 
Zu Plinius bist nat. JV 96 im 23. Bande der Mitt. d. Ges. f. 
Gesch. u. Altertumsk. 

Aethicus lässt cap. 38 die eben behandelten beiden Gebiete 
zwischen dem Ozean und den montes Byrrenos (Var. Birrenos, 
Byrrones) liegen, nach cap. 32 wohnen die Tu ich i bis zu den 
Byrrichios montes, in cap. 81 wird das Volk der Byrrones zu 
den entferntesten Völkern gezählt. Auch diese Bezeichnung gehört 
tatsächlich dem Osten Europas an. Russ. wyrej, Gen. wyreja, 
kleinrnss. wirej, vom altruss. irij, ist nach dem Wörterbuch der 
russischen Sprache, bearbeitet von der Zweiten Abteilung der Kais. 
Akademie der Wissenschaften (russ) 1, St.-Petersb. 1895 Sp. <>78 
das Märchenland der Volkserzählungen, „eine warme Gegend, 
die weit im Osten am Meeresgestade liegt, in der die Vögel, 
die Insekten und die Schlangen im Winter eine Zuflucht finden, 
aus der sie mit dem Nahen des Frühlings wiederkehren. Afanasjew 
I>ie poetische Auffassung der Natur bei den Slaven (russ.)". 
Sreznewskij, Materialien zu einem Wörterbuch der altrussischen 
Sprache (russ.) I St.-Petersb. 1890 Sp. 1111 weist das Wort, 
als Bezeichnung des Landes, aus dem die Zugvögel wiederkehren, 
in der 1099 verfassten „Belehrung" des Grossfürsten Wladimir 
nach; in demselben Sinn gibt Nosowic, Wörterbuch des weiss-
russischen Dialekts, (russ.), St.-I'etersb. 1870 S. 93, weissruss. 
wyryi. Dahl, Erklärendes Wörterbuch der lebenden gross­
russischen Sprache (russ.) J, St.-Petersb. 1880 S. 318 stellt die 
Ausdrücke wyrej, wyraj, irej, irij, iriza, ein warmes Land, ein 
rätselhaftes Märchenland, ein Feenreich, ein irdisches Paradies, 
zu griech. i'ao, i',q Frühling. Das griech. Wort gehört zu 

idg, Tier aus uesr Frühling. Da sich für den konsonantischen An­
laut der slavischen Wörter ursprüngliche Spirans annehmen 
lässt, die Griechen der späteren Zeit diesen Laut aber regelmässig 
durch b wiedergaben, geht wohl auch die Form dieses Wortes des 
Aethicus-Textes, Byrreni, auf eine griechische Vorlage zurück. 



Die Besiedelung der Mark der Stadt Riga 

1201-1600 
von 

I)r. iur. August v. Bulmeriucq. 

, Erster Abschnitt. 
§ l. 

Die Grenzen der Stadtmark. 
1. Als natürliche Grenzen der Stadtmark boten sich ihr im 

Norden das Meeresufer zu beiden Seiten der Dünamündung, im 
Westen die Semgaller Aa von ihrer Mündung bis zur Einmündung 
ihres rechten Nebenflusses, der Eckau, im Süden die Eckau und 
ihr rechter Nebenfluss die Misse, im Osten der Rodenpoissche 
See, später mit den Namen Stint-See und Jägel-See bezeichnet. 
Von der Südspitze des Rodenpoisscheu Sees bis zur Misse war 
die Mark offen. Doch bot die Rummel, eine Stromschwelle in 
der Düna bei der Insel Dahlen, als ein von der Handelsschifl-
fahrt nicht leicht zu überwindendes Hindernis einen Anhalts­
punkt für die Grenzführung, der dann auch im Jahre 1226 
benutzt worden ist1). 

2. Der Mangel einer genau festgelegten Grenze hatte zahl­
reiche Streitigkeiten mit den Nachbarn der Stadt Riga, dem 
Bischof von Semgallen, dem Kloster Dünamünde uud dem Schwert­
brüderorden, zur Folge. Während der Anwesenheit des Legaten, 
des Bischofs Wilhelm von Modena, gelang es, diese Streitigkeiten 
beizulegen und der Stadtmark feste Grenzen nach aussen zu geben. 

Vorbemerkung. Die folgenden Ausführungen sollten die Einleitung 
zu einem von dem Verfasser herauszugebenden Urkunden werk bilden. Dieses 
Werk sollte mehrere Handschriften dea Rigaschen Ratsarchivs umfassen, 
nämlich: 1. Die Berichte der Landvögte über die Einnahmen und die Aus­
gaben a) der Landvogtei in den Jahren 1382-1478 und 1576 — 1578 und 
1>) der Kapitelsgüter 1547 -1552. 2. Das auf dem alten Landbuch von 
1438 beruhende Neue Landbuch der Stadt Riga 1494 1(193. 3. Das Pro-
tokoirBuch der Landvogtei 1(537—1G75 und die wichtigsten Wackenbücher 
<les 17. und des 18. Jahrhunderts. Als aber die unter 1. und 2. genannten 
Handschriften in gleicher Weise wie die vorn Verfasser herausgegebenen 
Rigaschen Kämmerei-Register (Leipzig 1909 -1913) bearbeitet waren und 
die unter 3. angegebenen bereits in Abschrift vorlagen, ergab sich, dass 
der Druck dieses Werkes wegen der unerschwinglichen Kosten aufzugeben 
war und demnach die Einleitung als selbständiger Aufsatz zu erscheinen 
hatte. — Verfasser will diese Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, ohne 
dem Herrn Stadtarchivar Arnold Feuereisen und dem Herrn Stadtbibliothekar 
Nikolaus Busch für ihre ihm bereitwilligst gewährte Unterstützung bei 
seiner Arbeit auch an dieser Stelle seinen besten Dank auszusprechen. 

Bulmerincq Ursprung S. 11 ff. Bulmerincq Verfassung, S. 22 ff. 
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a) Die Bischöfe Beruhard und Lambert von Semgallen hatten 
den auf dem rechten Ufer der Seingaller Aa liegenden, von der 
Aa und dem Babat-See gebildeten Holm besetzt und auf ihm 
auch einen Hof, das Castrum Babat, auch als urbs Bernardi 
episcopi2) bezeichnet, errichtet. Nach längeren Verhandlungen 
verstand sich Bischof Lambert dazu, diesen Holm mit dem Hof 
Babat der Stadt Riga zurückzugeben und die Königsader der 
Aa von dem Ablluss des Babat-Sees bis zur Mündung der Aa 
als Grenze anzuerkennen. Als Entschädigung für den abgetre­
tenen Hof hatte die Stadt Riga dem Bischof 37 Mark Silber zu 
entrichten und ausserdem den Bewohnern des auf dem linken 
Ufer der Aa zu erbauenden Hofes des Bischofs das Recht der 
freien Fischerei im Babat-See zu gewähren. Dagegen verpflichtete 
sich wiederum der Bischof, auf dem linken Ufer der Aa Grund­
stücke weder zu verkaufen noch als Lehn zu vergeben. Ausserdem 
sollten die rigaschen Bürger auf dem linken Ufer der Aa Heu 
machen und Holz fällen, also Wiese und Wald iu ihrem natür­
lichen Zustande nutzen dürfen3). Nach dem Hof Babat erhielt 
das ganze nördliche Gebiet der Stadtmark auf dem linken Düna­
ufer den Namen Babit. Im Jahre 1607 wurde das Gebiet Babit 
in die beiden Höfe Pinkenhof und Holmhof zerlegt4). Der im 
14. Jahrhundert gebrauchte Name Tvviselliolm, d. i. Streitholm, 
erinnert an die Zwistigkeiten mit den Bischöfen von Semgallen5). 

b) Zu eiuem für die Stadt Riga weniger günstigen Ergebnis 
führten die Verhandlungen mit dem Kloster Dünamünde6). Dieses 
im Jahre 1201 gegründete Kloster hatte sowohl auf dem linken 
als auch auf dem rechten Dünaufer weite Strecken urbar gemacht 
und einen den Stint-See mit der Düna verbindenden Mühlen­
graben angelegt. Dieser Graben wurde nun als Grenze bestimmt. 
Alles Land, das sich das Kloster südlich dieses Grabens ange­
eignet hatte, musste es wieder herausgeben und sich auch ver­
pflichten, hier kein Land weiter urbar zu machen. Auf dem 
linken Dünaufer behielt das Kloster alle urbar gemachten Län­
dereien, doch wurde durch eine genau bestimmte Grenze weiterem 
Vordringen des Klosters gewehrt. Immerhin war es sehr bedenklich, 
dass das Kloster Dünamünde die Herrschaft über die Mündung 
der Düna behielt und so die Freiheit der Ilandelsschiffahrt wie 
auch die freie Ausübung des Fischerei-Gewerbes bedrohen 
konnte. Auch die von dem Kloster auf Verlangen der Stadt 
Riga im Jahre 1263 übernommene Verpflichtung, das Gebiet des 
Klosters nicht ohne Einwilligung der Stadt zu veräussern, brachte 
der Stadt keine Sicherheit7). Durch den Kaufvertrag vom 

2) LR. II 332. 333. I 267. 3 ) LUB. I 76. LG. I 5. <) Fragm. 
B. 2 Bl. 372: 1607 Juni 27. OK. IV. F 8. Pacht von Honighof (Holm­
hof) 1616 Mai 9. *y LR. I 133. II 267. 384. «) LUB. I 80. 87. LG. 
I 8. 10. 7) LUB. I 374. 
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26. Mai 1305 erwarb der Deutsche Orden in Livland das Kloster 
Dünamünde mit allen seinen Besitzungen und machte sich so 
zum Nachbarn der Stadt auch im Norden und zum Herrn über 
die Dünamündung 8). 

c) Nachdem so die Grenzen der Stadtmark mit dem Bistum 
Semgallen und dem Kloster Dünamünde festgestellt worden 
waren, wurde in einer besonderen Urkunde vom 15. März 1220 
die ganze Grenze der Mark durch den Legaten Bischof Wilhelm von 
Modena bestimmt. Zum Ausgangspunkt wurde die Rummel bei 
der Insel Dahlen genommen. Westlich von ihr, jenseits der 
Insel, verlief die Grenze in gerader Linie vom Ufer der Düna 
bis zum nächsten Funkt der Misse und von diesem Punkt wieder 
in gerader Linie bis zur Mündung des Abflusses des Babat-Sees 
in die Aa. Hierauf wurde die Grenze gemäss den Verträgen 
mit dem Bischof von Semgallen und dem Kloster Dünamünde 
bis zur Düna bestimmt. Östlich der Rummel wurde die Grenze 
ebenfalls in gerader Linie bis zu der über den Bach Pitcorga 
führenden Brücke und von dieser wieder in gerader Linie zur 
Südspitze des Rodenpoisschen Sees gezogen, worauf dann dieser 
See und der Mühlengraben die Grenze bis zur Düna bildeteny). 
Der innerhalb dieser Grenze gelegene Teil der Düna gehörte 
ebenfalls zur Stadtmark. Doch hat die Stadt Riga wiederholt 
auch über den unterhalb gelegenen Teil der Düna bis zu ihrer 
Mündung die Grundherrschaft geltend gemacht10). 

d) Eine nicht unwesentliche Erweiterung erfuhr die Stadt­
mark in den Jahren 1272 und 1276 durch Schenkungen der 
Erzbischöfe Albert und Johann 1 von Riga. Nunmehr bildeten 
die Westgrenze der Mark die Semgaller Aa bis zum Gebiet 
Puteleue und die Südgrenze das Gebiet Putelene und die Be­
sitzungen Johann von Dolens11). Weitere innerhalb der Stadtmark 
von dem Deutschen Orden im 14. und 15. Jahrhundert erlangte 
Ländereien musste die Stadt Riga auf Grund des Vertrages 
von Kirchholm 1452 dem Orden wieder zurückgeben '*). Auch 
die Neue Mark mit Ausnahme einiger Gesinde an der Misse 
wurde die Stadt 1454 gezwungen dem Orden abzutreten'3). Die 
Grenze verlief nunmehr von der Düna wie bisher in gerader 
Linie bis zum nächsten Punkt der Misse, dann aber längs der 
Misse bis zur Mündung der Alten Straute, der Olai, (rimlus vetus), 
und erst von hier in gerader Linie zum Abfluss des Babat-Sees 
in die Aa. In den Jahren 1602/04 liess der Rigasche Rat die Grenze 
der Stadtmark abschreiten und genau bezeichnen14). 

*) LUB. 11614. n) LUB. I 7. 10. LG I 7. w) ÄRA I 6. 2; 1579 
Mai 8: Der Rigasche Rat beurkundet auf Grund von Zeugenaussagen das 
Recht der Stadt Riga an der Düna. Fragm. B. 2 Bl. 568: Die Stadt 
nimmt in der Düna sich bildende Holme für sich in Anspruch. ll) LUB. 1431. 
447. LG. 132. 35. LUB. XI 234. ») LUB XI ?35. 337. ") Beilage 4u. 5. 
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3. Von den innerhalb dieser Grenzen gelegenen fremden 
Besitzungen erwarb die Stadt Riga 1518 durch Vergleich 
das Gebiet Titurge, 1572 und 1593 durch Kauf die Insel 
Steinholm und 1573 die Marienmühle, 1621 und 1632 durch 
Schenkung Gustav Adolfs den Kellers-Acker und den Meister­
holm und endlich 1647 durch Kauf das Gebiet Blumenthal16). 
Den Domherrnholm zu erwerben, gelang der Stadt aber nicht. 

§ 2. 

Hnsiedelungsmöglichkeif: 
Bodenbeschaffenheit und Verkehrsverhältnisse. 

1. Zur Zeit der Gründung der Stadt Riga war das ganze 
weite Gebiet zwischen der See und der Rummel einerseits und 
zwischen der SemgallerAa und dem Rodenpoisschen See anderer­
seits nicht besiedelt. Es war teils vou Mooren, Heiden und 
Sanddünen eingenommen, teils mit ausgedehnten Kiefern-, Birkeu-
und Ellernwäldern bestanden. Eichen, Linden, Eschen und Espen 
werden auch in der späteren Zeit nur selten erwähnt. Nur in 
den Überschwemmungsgebieten der Flüsse, Bäche und Seen 
dehnten sich Wiesen aus. Der unfruchtbare Sandboden des mit 
Wald bestandenen Landes musste von jedem Versuch, ihn zum 
Betrieb von Ackerbau auszunutzen, wegen der damit verbundenen 
Schwierigkeiten abschrecken1). Noch Ende des 18. Jahrhun­
derts gab es trotz einer Kulturarbeit von fünf Jahrhunderten 
in der Stadtmark nur Acker 4. und 3. Grades nach den» schwe­
dischen Schätzungsverfahren2). In den Wiesentälern, wo wegen 
des besseren Bodens sich der Ackerbau vielleicht schon damals 
gelohnt hätte, bedrohte wiederum das alljährlich wiederkehrende 
Hochwasser am Ufer liegende Ländereien mit Wegreissen und 
Abschwemmung, weiter abliegende mit Übertragung von Schilf 
und Sand. Eine Bedrohung, dereji Verwirklichung in späteren 
Jahrhunderten wiederholt ganze Bauerhöfe mit Gebäuden, Acker 
und Heuschlag vernichtete3). An der Düna oder, der Aa ent­
stehende Niederlassungen wären noch dazu Überfällen durch 
Seeräuber schutzlos preisgegeben gewesen. Dass das Gebiet der 

,5) M. Fuchs, Historia mutati regiminis et privilegiorum civitatis Ri-
gensis 1654. Mon. Liv. IV S. 297 f. uud die Urkunden im JRA. 

*) Kupfer, Baltische Landeskunde I S. 31. Bulmerincq, Ursprung 
S. 10 ff. Bulmerincq, Verfassung S. 30 ff. 2) RStA. OK. IV E. 1, 1779. 
Tobien, Die Agrargesetzgebung Livlande im 19. Jahrhundert (Berlin 1899— 
1911) B. 1 S. 58 ff. 3) Ausser den zahlreichen Belegen in den Wacken-
biichern von Pinkenhof und Holmhof als Beispiel das Protokoll der Grenz-
beschreitung der Stadtmark vom Februar 1604. Beilage 4 «, 5; ferner Ohl 
IV. F. 1: Holmhof 1689. 
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Stadtmark nicht besiedelt war, ergibt sich ferner auch daraus, 
dass die Vereinbarung vou 122H und die Verordnung von 1232 
sowie die in den späteren Aufzeichnungen enthaltenen Verlei­
hungen zu Grundzins und Verpachtungen freies, unbesiedeltes 
Land zur Voraussetzung haben. Daher ist auch die von Bielen-
stein4) vertretene Ansicht, dass schon vor der Gründung der 
Stadt Riga am Unterlauf der Düna Liven und vor ihnen gar 
Letten gewohnt haben, abzulehnen. Bielenstein stützt seine An­
sicht mit der Behauptung, dass der Wassergraben oder Bach, 
an dem Riga gegründet wurde, seinen Namen Righe von den 
Letten erhalten habe, die diesen Namen von den Litauern ent­
lehnt hätten. Die Liven hätten dann diesen Namen übernommen 
und den Deutschen weiter überliefert, ohne dass eine Laut­
veränderung stattgefunden hat. Zu dieser Vermutung wird 
Bielenstein verleitet durch den Irrtum, dass, wie er behauptet, 
ein Wort righe der niederdeutschen Mundart nicht angehört. 
Nach Walter-Lübben aber wird im Niederdeutschen das Wort 
ride = rie = righe zur Bezeichnung eines kurzen Wasserlaufs, 
eines Wassergrabens gebraucht5). Die Stadt Riga ist demnach 
an einem namenlosen Wassergraben, an einer righe, gegründet 
Worden und hat nach ihm ihren Namen erhalten6). Das spätere 
Gebiet dieser Stadt war nicht besiedelt, war herrenloses Land, 
war von jeder Kultur unberührtes Land. 

So mussten denn auch die Kauffahrer im 12. Jahrhundert 
t'is zur Rummel die Düna hinauffahren, um Bewohner des Laudes 
zu treffen, mit denen sie einen Tauschhandel eröffnen konnten. 
Dort wurde demnach auch die erste Kirche erbaut, der erste 
Bischofssitz begründet7). Von dort aus hat denn auch das 
Kapitel der Üxkiillschen Kirche Dahlen, Steinholm und das 
diesen Inseln gegenüberliegende Land auf dem linken Ufer der 
Düna urbar zu machen unternommen, ohne durch bereits vor­
handene Ansiedelungen in seiner Tätigkeit gehindert zu werden. 
Livische Namen wie Keckau, Titiger deuten darauf hin, dass 
zur Ausführung der Arbeiten auf dem rechten Ufer der Düna 
wohnende uud dem Christentum bereits gewonnene Liven und 
nicht etwa südlich der Misse sitzende Selen herangezogen 
worden sind. 

Dem Bericht der Chronik: Livones episcopo locum civitatis 
.demoustrant darf daher auch nicht die Deutung unterlegt werden, 
als ob die Liven dem Bischof Albert einen Platz für die zu 
gründende Stadt überlassen und eingewiesen hätten8). Er sagt 
nur, dass die Liven dem Bischof einen für die zu gründende 

4) Bielenstein, Die Grenzen, S. 38. 5) Lübben - Walther, Mittel-" 
niederdeutsches Handwörterbuch 1888 unter dem Worte: ride. 6) Bulme­
rincq, Ursprung S. 12 ff; der S. 20 ausgesprochene Zweifel ist somit als be­
seitigt zu erachten. 7) Bulmerincq, Ursprung, S. 4 ft. 8) Diese vou 
mir früher vertretene Deutung ist demnach abzulehnen. 
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Stadt geeigneten Platz zeigten. Nicht als ob die Liven sich 
dessen bewusst gewesen sind, dass gerade dieser Platz die für 
die Entwicklung einer Niederlassung von Kaufleuten zur Stadt 
günstigen Eigenschaften aufgewiesen habe. Sie wussten aber, 
dass dieser Platz wiederholt von deutschen Kaufleuten als Hafen­
platz benutzt worden war und dass sich auch am Fusse des 
weiter vom Ufer abgelegenen Kubbesbergs vorübergehend eine 
Niederlassung befunden hatte"), worauf die noch iu späterer 
Zeit gebrauchten Bezeichnungen für diese Gegend: Alt-Riga und 
Neu-Riga hindeuten10). 

2. Wenn nun auch die Bodenbeschaft'euheit zur Besiedeking 
keinen Anreiz bot, so waren doch die Bedingungen für den Ver­
kehr äusserst günstig. 

a) Zunächst boten die Düna, die Aa sowie die beiden grossen 
Seen, der mit der Aa verbundene Babat-See und der mit der 
Düna verbundene Rodenpoissche See, die Möglichkeit, die Er­
zeugnisse des Bodens auf bequeme und billige Weise zur Stadt 
zu schaffen und zwar nicht allein im Sommer und im Winter, 
sondern auch im Frühjahr und im Herbst, also auch wenn der 
Verkehr über die Landstrasse ausserordentlich erschwert, wenn 
nicht ausgeschlossen war. So sind denn auch Bausteine, Bau-
und Brennholz sowie das Heu auf Lodjen, Böten, zur Stadt 
befördert worden, während Balken geflösst wurden. Zu Be­
förderung von Korn und anderen schweren Lasten wurde auch 
die Eisfläche der Gewässer und die Schlittenbahn benutzt11). 

b) Dem Bedürfnis nach gebahnten Wegen über Land wurde 
schon früh entgegengekommen. Die erste grosse Strasse, die 
angelegt wurde, war die grosse Handels- und Heerstrasse nach 
Pleskau und nach Dorpat, deren Benutzung zu allen Jahreszeiten 
durch den Bali einer Brücke und eines Dammes über die Nie­
derung des Rodenpoisschen Sees schon im Jahre 1221 sicher­
gestellt wurde. Zum Bau und zur Unterhaltung dieser Anlagen 
hat die Stadt Riga wiederholt grosse Summen ausgegeben und 

9) Heinrici Chr. Liv. II, 4; IV, 8 u, 4. Der Kubbesberg wird in der 
Chronik Heinrichs mons antiquua genannt, was die Übersetzung eines skan­
dinavischen gubbesberg sein könnte und somit die von Bugge geäusserte 
Vermutung einer skandinavischen Niederlassung an der Düna stützen würde. 
AI. Bugge, Die nordeuropäischen Verkehrswege im Mittelalter, Vierteljahra-
achrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte IV S. 243. 10) NL. S. 101. 
105 106 . . . enen hoff . . achter demc santberge belegen . . . dar de 
schedinghe äff is: int erste anthogande van deme helen icege, de vp dessze 
side is de men hetet de olde Rige to der Stad wart . . . 1495; S. 218 . . . 
einen Garten . . . lengst dem Wege nach Jowne Riga . . . A. d. 1602. 
») RK. II S. 133. 139. 141. 163. 165 usw. Zwei KR. S. 145. JRA 28 
S. 76. 78. 72. ÄRA. V 5. 17: 1626 Conditiones der Amtleute: das Holz 
soll von den Bauern in die Nähe des Wassers zur Abfuhr nach der Stadt 
gebracht werden. OE. III A. 27: Bericht der Amtleute über Pinkenhof vou 
1674-1676. 
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sich daher auch die Aufsicht über den Verkehr über Brücke 
und Damm erzwungen und dauernd erhalten12). Der Weg dorthin 
i'iihrte die Bezeichnung: der helle Nyemollesche Weg, de hele 
strate de dar gheyt nach der Nigen Molen13). Als öffentliche 
Wege dienten ferner der helle Kirchholmische Weg, der an der 
Stadtmarkgrenze auf einer Brücke über die Pitcorga führte14), 
der Weg von Kirchholm nach Neuermühlen, der die Vere über­
brückte15), der Bickernsche Weg, der Riga mit der Gegend 
zwischen dem Jägel-Seeund dem Stubben-See verband16), endlich 
der Dünamündische Weg auf dem rechten Ufer der Düna17). 
Auf dem linken Ufer der Düna dienten dem Verkehr vier grosse 
Heerstrassen: der Mitausche Weg, der an der Stadtgrenze auf 
einer Brücke über die Misse führte18), der Bauskesche Weg 
zweigte von dem Mitauschen Weg ab und ging längs der Düna 
über Pussacke weiter, der Semgaller oder Kurische Weg, der 
gegenüber der Schalpforte begann, auf der Mitauschen Brücke 
über die Beverbeke und an dem Südufer des Babit-Sees-entlang 
führte und beiKalnezeem die Aa erreichte 1U), und der Bullensche 
Weg, der zur Aa gegenüber Bullenhof führte und dort Anschluss 
an den Weg nach Tuckum über Schlock fand20). Ausserdem 
werden noch mehrere Wege in der Stadtmark als hele oder 
helle Wege bezeichnet, deren Lage und Richtung nicht näher 
angegeben werden kann"). Alle diese hele Wege sind öffent­
liche Wege, viae publicac. Sie sind Grund und Boden der Stadt 
und daher gegen Veränderungen, namentlich gegen eine Ver­
legung und gegen Einpflügen durch Privatpersouen gesichert. 
So entschied der Rigasche Rat in seinem Urteil vom 8. August 
1571: So viel die beiden hellen Landtwegen betreffend sollen 
dieselben wie von alters her alsz der Stadt Grund und Roden 
neben du itzt gelegter brugken gemeinern besten und E. E. Rade 
zu gute unverendert frey pleiben, der sich kein part anzumaszen 
befugt sein soll. Die Anlage einer Mühlenstauuug wird nur 
insoweit erlaubt, dasz ehr dadurch weder den obgemtlten wegen noch 
seinem Nachbarn Welling nicht hinderlich oder schedlich sein 
könne. Esz will auch E. E. Raht sich hirmit gegen beide parte 
verivaret haben, da sie über gebur in gemeiner Stadt lande ge-
faren und in besiclituncj des wes mochte befunden werden, dasz 
E. E. Raht hiermit tacite nichts will eingereumet haben™). 

12) LH. I 196. LUB. I 53. 365. LG. L '28. RK. II 125. JRA. 
25: nach den Berichten der Landvögte sind in der Zeit von 1382 bis 147h 
über 500 Mark für die NeuermfllTsclie Brücke ausgegeben worden, davon 
1464-1466: 348 Mark. 13) NL. S. 92. 95. 109. 14) NL. S. 159. 
lö) NL. S. 92. 95. 251. ,6) LR. If 32. 17) NL. S. 95. ») NL, 
S. 90. III. 253. 15)) NL. S. 66. 20) NL. S. 37. 61. EB. I 140a. Als 
durch das Hochwasser im Jahre 1758 die schmale Nehrung bei Bullen durch­
brochen wurde musste der Bullensche AV eg verlegt werden. OE IV. E. 2: 
1758 April 30. *i) NL. S. 67. 70. 89. 101. 103. S. 39: lantwech. Fragm. 
B. 1 Bl. 97. 
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Neben diesen öffentlichen Wegen gab es zahlreiche Privat­
wege, die von den Eigentümern und Besitzern einzelner Höfe 
eingefahren waren und daher auch von ihnen beliebig verändert 
oder verlegt werden konnten23), so lange als sie nicht auf Grund 
langjähriger, dauernder, allgemeiner Benutzung als öffentliche 
Landwege vom Rat anerkannt waren24). 

Öffentliche Wege waren auch die Winterwege, die, nachdem 
der Boden gefroren und mit Schnee bedeckt war, in Benutzung 
genommen wurden, um über Acker, Heuschlag, Sumpf hinweg 
die Wegstrecke abzukürzen. Durch langjährige Benutzung hatten 
sie eine bestimmte Richtung erhalten, so dass sie auf den Karten 
verzeichnet wurden2ö). 

c) Während über die kleinen Flüsse und Bäche der Stadt-
raark feste stehende Brücken gebaut waren, wurde der Verkehr 
über die Düna durch Fähren aufrechterhalten, von denen drei 
in der Stadtmark angelegt waren: die bei Pussack gegenüber 
Dahlen, .die bei Lonings Mühle an der Mündung der Olekte und 
die zur Marienmühle gehörende Fähre oberhalb der Stadt26). 
Die Fähre bei der Schalpforte vermittelte die Verbindung der 
Stadt mit den grossen Ileerstrassen nach Kurland27). 

Zweiter Abschnitt. 

§ 3. 
Die Besiedelung zu Eigentumsrecht. 

Erst als durch die Gründung der Stadt Riga die Möglich­
keit geboten war, Erzeugnisse des Ackerbaus vorteilhaft abzu­
setzen, und auch ein gewisser Schutz gegen Überfälle durch 
Seeräuber gewährleistet war, konnte an eine Urbarmachung des 
Landes zwischen der Rummel und der Dünamündung gegaugen 
werden. Doch machte die Besiedelung des Landes nur geringe 
Fortschritte, wiewohl der Grundherr, Bischof Albert, sowohl 
Weltlichen als auch Geistlichen das Recht freier Rodung an be­
liebiger Stelle in beliebigem Umfang verliehen hatte und der 
Rodende an dem urbar gemachten Lande zinsfreies Eigentum 

23) Fragm. B. 1 Bl. 37. 83 100. NL. S. 73. 187: Vielitriff't durfte 
nicht verweigert werden. 24) Fragm. B. 1 Bl. 125. 1570 Juli 25: die 
vom Rat verordneten Kommissarien verfügten in Sachen einer Wegestreitig-
keit zwischen Welling und Hintze, dass der Weg furderlichst als gemeiner 
Landweg bestetigt wird. 25) NL. S. 121. 500. Fragm. B. 2 Bl. 76: Mi-
lauscher winterweg. NL. S. 93. 101: Putker scher w'nterwech. NL. S. 95: der 
nyemollesche Sommerweg. NL. S. 11: . . . hoyslage dar de winlerwech over 
geyt. NL. S. 40: Wrinterweg zur Beverbeke. a6) JRA. 28 S. 35 ff. 27) 1589 
Juli 25 verlieh der Rigasche Rat die Fähre bei der Schalpforte mit einer 
ausführlichen Fährtaxe. ÄRA. I 9. 2, 
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erwarb '). So sicherte sich die Stadt Riga auch nur im Norden 
der Stadt zwischen der Düna und der Depena einen Raum zu 
einer Viehweide. Der daran anschliessende, hinter dem Sand-
berge liegende Raum, der in der Folge als des Rigaschen Rats 
Acker bezeichnet wird und unmittelbar von der Stadt genutzt 
wurde, ist erst später von der Stadt erworben worden2). Der 
Ritterorden siedelte zwischen der Depena und dem Rodenpois-
schen See Liven an, auch werden in der Folgezeit in dem Gebiet 
Uickern und an der Olekte liegende Bauerhöfe genaunt, die der 
Ilauskomtur von Riga bewirtschaftete. Auch hatte sich der 
Ritterorden mehrere Holme und das später den Zisterziense­
rinnen gehörende Gebiet Blomendal angeeignet3). Das Dom­
kapitel nutzte auf dem Righeholm den an seinen Besitz in der 
Stadt angrenzenden Raum zwischen der Stadtmauer und der 
Speckuppe als Acker und Heuschlag, die es durch in fünf Höfen 
angesiedelte Bauern bearbeiten Hess. Ebenso nutzte es den 
unterhalb der Stadt gelegenen Holm Osmesar, den Domherrn-
holm, als Heuschlag und Weide4). Von grösserem Umfang waren 
die Rodungen des Klosters Dünamünde, das auch schon auf dem 
linken Dünaufer festen Fuss fasste5). 

Die rigaschen Bürger beschränkten sich darauf, Gärten, 
Heuschläge und auch Acker unmittelbar vor der Stadt anzulegen. 
Da diese Ländereien freies Eigentum ihrer Besitzer waren, waren 
sie auch in der späteren Zeit nur der Gerichtsbarkeit des Riga­
schen Rats unterworfen. Auf ihre Bewirtschaftung hatte der 
Rat gar keinen Eiufluss, insbesondere konnte er auch nicht vou 
ihnen einen Zins erheben. Auch der Forderung, ihr Eigentum 
gegen das Gebiet der Stadt abzugrenzen, wurde nicht immer 
entsprochen. Der Käufer eines zu Eigentum besessenen Landes 
erwarb ebenfalls zinsfreies Eigentum an dem Lande, da die Ei­
genschaft des Landes nach dem Zeitpunkt der begonnenen Rodung 
zu bestimmen war6). Wer also den Besitz von Land zu freiem 
Eigentum beanspruchte, musste nachweisen, dass er oder seine 
Vorbesitzer bereits vor Anerkennung der Grundherrschaft der 
Stadt über die Mark das Laud durch Rodung urbar gemacht 
hatten 7). Der Rigasche Rat ist daher bemüht gewesen, solche 

x) Bulmerincq, Ursprung S. 15 f.; derselbe, Verfassung, S. 31 f. 
2) JRA. '28 S. 3 u. S. 9. EB. I 549. 851. II 88. LR. II 304. 312, ferner 
LR. I 198. 199. II 312. 304. III 317. ») ARA. IV 9. 3: Grenzbe-
schreitung der Stadtmark vom 3. März 1602: zehn Gesinde Ablockseime 
NL. S. 110: , . . eynen hoff . . . tegen des Meysters höhne negest des husz-
kumpturs vern gesynden; 1528. LG. I 25. LUB. I, 288. 1559 Dez. 15. ver­
pfändet Gotthard Kettler, 5 Gesinde ctuffm Biebern, wie sie der Hauskom-
thur in wehren gehabt. ÄRA. Urkunden. 4) ÄRA. Urkunden 1547: Be­
richt über die Verwaltung der Kapitelsgüter 1547—1552. LG. I 15 Anm. 14. 
5) § 1. 2b. R) LUB. I 87. 7) Um diesen Beweis drehte sich der von 
der Stadt mit dem Domkapitel durch Jahrhunderte geführte Rechtsstreit um 
den Besitz des Gebietes Titurge oder Titiger. LUB. III 1196 und § 1, 3. 
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Höfe, Gärten und Heuschläge zu erwerben und dann zu ver­
pachten, indem er im Falle einer Veräusserung ein Vorkaufs­
recht für die Stadt in Anspruch nahm8). So wird 1356 und 13t55 
in dem Rentebuch für das Land, das früher Brunekin besessen 
hatte, ein Pachtzins verzeichnet, während 1359 in dem Kämmerei-
Register pro terra Papen 25 Mark eingetragen werden. Nach 
den Berichten der Landvögte werden die Höfe Sille Claws, 
Stocker, Mey vou der Stadt bewirtschaftet, wird Osenbrugges-
Hof für 50 Mark von dem Rat gekauft9). 

Dritter Abschnitt. 

§ 4. 
Die Besiedelung zu Grundzinsrechf 1226-1330. 

1. Die Mark hatte bis zum Jahre 1330 für Riga nur inso­
weit Bedeutung, als sie * die Grundlage für die äussere Macht 
der Stadt bildete'). Eine Erweiterung der Grenzen der Stadtmark 
bedeutete einen Zuwachs an Macht. Es war die Zeit, in der die 
Stadt Riga mit dem Ritterorden auf Grund der im Frieden von 
Riga2) erreichten Stellung um die Vormachtstellung an der Düna 
rang. Der Plan des Rats, durch Erwerb der Lehnsgerechtigkeit 
über den vierten Teil des Holms Osmesar, der dem rigaschen 
Domkapitel gehörenden Insel, von Menedens Witwe auf diesem 
Holm festen Fuss zu fassen, scheiterte zwar an der Wachsamkeit 
des Domkapitels. Der Rat musste sich dazu bequemen, diesen 
vierten Teil des Holms dem Kapitel zu verpachten3). Dagegen 
gelang die Ausdehnung der westlichen Grenze bis zur Aa über 
die Misse und die Eckau hinaus infolge der Schenkungen der 
Erzbischöfe Albert und Johann 1 von Riga4). Der Kampf mit 
dem Orden war zu Ungunsten der Stadt entschieden, als es dem 
Rigaschen Rat misslang, es zu verhindern, dass der Orden mit 
dem Kloster Dünamünde die Herrschaft über die Mündung der 
Düna erwarb5). 

2. Als im Jahre 1226 der Stadt Riga die Oberhoheit und 
die Grundherrschaft über die ganze in ihren Grenzen näher 
bestimmte Stadtmark zuerkannt wurde, musste die Stadt die 
Mark in dem Rechtszustande übernehmen, in dem sie sich gerade 

8) KSt. IV, 17: heuet en mau thorfacht .egen hinnen der stat edder Staden 
marke, dat en sal he nemande vorcopen, de wonachtich is hüten des stades 
marke, he en bedet erst deme rade unde do et mit ereine vulborde. Vgl. Bei­
lage 2. Bulmerincq. Verfassung S. 24. r') JRA. 25 bei den Jahren 1402 
1409. 1411. 1412. 1418. 1460. RK. I S. 63, 43. LR. 11 273. 345. 

') Bulmerincq, Verfassung S. 37 ff. 2) Bulmerincq, Verfassung S. 1 ff. 
S. 13 ff. 3) LUB. I 164. LG. I 18. 4) Bulmerincq, Verfassung S. 31. 
») LUB. I 374, II 614. 



befand, insbesondere alles bis 1226 urbar gemachte Land als 
zinsfreies Eigentum des Besitzers anerkennen, jedoch nur soweit 
er es selbst bewirtschaftete. Gegen Zins vergebenes Land fiel 
der Stadt zu,!). Das Iieclit der Grundherrschaft der Stadt an 
dem nicht urbar gemachten Lande erfuhr dadurch eine wesent­
liche Einschränkung, dass auch fernerhin jeder, Weltlicher und 
Geistlicher, an beliebiger Stelle, in beliebigem Umfang sollte 
Rodungen vornehmen dürfen, wodurch er an dein urbar gemachten 
Lande ein frei vererblichesund frei veräusserliches Recht erwarb. 
Das Recht der Stadt sollte nur darin zum Ausdruck kommen, 
dass der zur Rodung ausgewählte Raum durch Beamte der Stadt 
dem Rodenden in festen Grenzen eingewiesen werden sollte und 
dass die Stadt nach Ablauf von acht Freijahren von dem Acker­
lande einen Grundzins erheben durfte. Zur Anlage neuer ge­
werblicher Einrichtungen, wie Mühlen,Fischwehren, Honigbäumen, 
sollte die Genehmigung des Rigaschen Rats eingeholt werden 
müssen. Diese Bestimmungen bewirkten mittelbar eine wenn 
auch nicht rechtliche, so doch tatsächliche Ausschliessung Geist­
licher von Erwerbungen in der Stadtmark, da sie nicht der 
Stadt zinspflichtig werden, noch auch sich der Aufsicht durch 
Beamte des Rigaschen Rats unterwerfen konnten. Die rechtliche 
Ausschliessung aller Geistlichen wie überhaupt aller Nichtbürger 
vom Erwerbe von Grundbesitz in der Stadtmark brachte die 
Verordnung des Rigaschen Rats vom Jahre 12327). Durch sie 
wurden zwar auch die Eigentümer von Ackerland verpflichtet, 
für eine genaue, einwandfreie Abgrenzung ihres zinsfreien Landes 
gegen das Land der Stadt Sorge zu tragen, eine allgemeine 
Vermessung der Stadtmark hat aber nicht stattgefunden. Es 
wurde nur verordnet, dass nach Ablauf der acht Freijahre das 
urbar gemachte Land zu vermessen sei, um die Höhe des Grund­
zinses festsetzen zu können. Für eine volle Hufe sollte der Stadt 
als Grundzins Vs Ferding Silber, für eine halbe Hufe ein Lot 
Silber entrichtet werden. Die Hufe war die deutsche Hufe von 
30 Morgen zu 40 Ruten in der Länge und 10 Ruten in der Breite. 
Über die Länge der Rute ist hier nichts gesagt. Doch ist mit 
Sicherheit anzunehmen, dass auch hier wie im Jahre 1262 in 
einem Vertrage des Rigaschen Rats mit dem rigascheu Erzbischof 
Albert die Rute zu 16 Fuss gerechnet worden ist8). 

In diesem Zeitraum hat der Rigasche Rat es nicht für seine 
Aufgabe angesehen, die Mark planmässig zu besiedeln, sie aus­
zubauen und dem Stadthaushalt nutzbar zu machen. Die wirt­
schaftliche Ausnutzung der Mark hat er den Bürgern der Stadt 
überlassen. Diese Gelegenheit, sich gegen einen geringen Grund­
zins einen umfangreichen Grundbesitz zu erwerben, ist von den 
rigaschen Bürgern in überraschend geringem Mass ausgenutzt 

LUB. 178. LG. 17. 7) LUB.1114, Beilage 1. LUB. 1365. LG. 1 28. 
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worden. Das ist wohl nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass 
der Rigasche Rat glaubte, dem Interesse der Stadt zu genügen, 
wenn er Handel und Handwerk förderte und die Bürger davon 
zurückhielt, sich einer andern Erwerbsart, der Landwirtschaft, 
zuzuwenden. Auch konnte es nicht ratsam erscheinen, Liven 
und Selen zur Bewirtschaftung von Grund und Boden heranzu­
ziehen, da die Stellung der Deutschen an der Düna noch nicht 
so weit gefestigt war, dass Undeutsche in grösserer Anzahl in 
der Umgebung der Stadt hätten angesiedelt werden dürfen. 
Doch hat der Rat den einzelnen Bürgern es nicht verwehrt noch 
auch verwehren köunen, ihren vor 1226 zu eigen erworbenen 
Besitz durch neue Rodungen zu erweitern und abzurunden, wenn 
sie nur nach Ablauf der acht Freijahre den Grundzins für das 
neue Land entrichteten. Auch hat er neu hinzugezogenen Bür­
gern die Anerkennung ihres Anspruchs auf Einweisung von Land 
zu Grundziusrecht nicht versagen können. Eine sehr wesentliche 
Beschränkung des Ausbaues der Mark in dem Vertrag von 1226 
ist in der Verordnung der Stadt von 1232 nicht wiederholt worden. 
Nach dem Vertrag vou 1226 sollten Wald und Wiese nicht in 
Sondernutzung genommen werden dürfen. In Bezug auf den 
Wald und dessen Früchte, wie Holz, wilde Tiere und Beeren, 
ist diese Bestimmung auch bis in das 17. Jahrhundert aufrecht 
erhalten worden. Wurde ein Waldstück gewünscht und einge­
wiesen, so geschah das nur zum Zwecke der Rodung also zur 
Vernichtung des Waldes. Der nach Ablauf der acht Freijahre 
noch stehende Wald musste wieder der Stadt zurückgegeben 
werden, konnte aber von neuem zur Rodung verlangt werden. 
Nur für ein wildes Tier wurde eine Ausnahme gemacht, die 
Biene. Die Bienenzucht, die Tätigkeit des Menschen, die darauf 
gerichtet ist, die Biene zu veranlassen, über ihren Bedarf hinaus 
Wachs und Honig zu erzeugen, wurde als ein besonderes Gewerbe 
unter den Schutz der Stadt gestellt und ihre Ausübung in der 
Stadtmark bestimmten Personen gegen einen Zins verliehen814). 

Was die Wiesen anlangt, so wurden sie der Sondernutzung 
überwiesen, um sie in Heuschläge umzuwandeln, d. h. um durch 
Ziehen von Gräben eine Entwässerung herbeizuführen und durch 
Reinigung von Schilf, Wurzeln uud Sträuchern den Graswuchs zu 
fördern, um also durch menschliche Arbeit dem Wirken der 
Naturkräfte entgegenstehende Hindernisse zu beseitigen, wodurch 
eine dauernde regelrechte Nutzung der AViesen zur Gewinnung 
von Heu verbürgt wurde. Zum Schutz gegen Menschen und Tiere 
wurden die Heuschläge mit Graben und Zaun umgeben und so 
gegen aussen abgeschlossen. Es zeigte sich auch bald, dass nächst 
der Anlage von Gärten bei der Stadt die Nutzung des Grund und 
Bodens durch Räumung von Heuschlägen mehr dem Bedürfnisse 

8*) Vgl. § 6, 
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der Bürger entsprach, als die Rodung von Waldstücken zur An­
lage von Ackern. Dementsprechend hat der Rat weitere Ver­
leihungen von Land zu Grundzinsrecht nur mit der Bedingung 
gemacht, dass auf dem Lande keine Gebäude errichtet werden 
dürften"). Es durften also nur noch Gärten angelegt und Heu­
schläge geräumt werden. Denn wenn auch die Bürger mit Hilfe 
ihres Gesindes von der Stadt aus einen Garten bestellen und die 
auf ihm gewachsenen Früchte uud Gemüse ernten, auch von einem 
Heuschlage mit Tagelöhnern die Heuernte einbringen konnten, 
so reichte doch diese Kraft zu einer Ackerwirtschaft nicht aus. 
Sie beanspruchte vielmehr geübte Arbeitskräfte uud vor allem 
dauernde Niederlassung beim Ackerlande. Die Bewilligung zur 
Errichtung eines Hofes auf oder neben einem Heuschlage ist nur 
ausnahmsweise als Gunstbezeugung gewährt worden. So weist 
denn auch das Grundzinsbuch von 149410) in seinem dem Grund­
zinsbuch von 1438 entnommenen Teil nur Heuschläge auf. Bei 
einigen findet sich der Zusatz: der nun ein Hof geworden ist"). 
Einmal lässt der Käufer eines Heuschlages verzeichnen, dass auf 
dem Heuschlage früher ein Hof gestanden habe, er somit das 
Recht habe, wieder einen Hof aufzubauen12). So erklärt es sich 
denn, dass in dem ersten Rentebuch13) ausser 26 Gärten nur 
26 Grundstücke, terrae, als zu Grundzins verliehen verzeichnet 
sind. In dein zweiten Rentebuch, das in den Jahren 1349—1380 be­
nutzt worden ist, sind zwar noch 64 Gärten und 7 Heuschläge 
als zu Grundzins verliehen, eingetragen, die übrigen Grundstücke 
aber nicht mehr. Sie sind wohl in dem von dem Landvogte 
geführten Buche, dem schon erwähnten Grundzinsbuch von 1438 
zu suchen; nachzuweisen ist diese Übertragung nicht. In dem 
Grundzinsbuch der Landvogtei, dem Neuen Landbuch, sind ver­
zeichnet: 79 Heuschläge, 15 Höfe mit Heuschlägen und 28 Höfe 
mit Acker und Heuschlag, also nur 121 Grundstücke. Nach der 
Verordnung von 1232 sollte von der Hufe Vs Ferding, von der 
halben Hufe 1 Lot als Grundzins entrichtet werden. Dieser an 
sich schon geringe Zins wurde bald nicht mehr nach Gewicht 
gegeben, sondern in Pfennigen gezahltH), wodurch die Einkünfte 

9) JRA. Handschrift nr. 19 8.111: keyn ungewonlike gebwvete der stad 
iho vor fange darup fho settende. Bursprake v. 1384: Ok so bud de rad dut 
nymand ivonen schal in den gharden vor der stad bi III marken rig. Na-
piersky, Quellen S. 209. 49. LUB. II 412 S. 85 ff. v. J, 1502. Noch 1571 
wird L. H. durch Urteil des Landgerichts v. 19. Juli untersagt, ein Gebäude 
auf dem Heuschlage zu errichten, und geboten, einen angelegten neuen Gra­
ben wieder zuzuwerfen. Fragm. B. 1, BL 96. 10) JRA. 19. u) JRA. 19 
S. 35. 42. 12) JRA. 19 S. 82. 13) IAbri redituum hrsg. von L. Napiersky. 
Ich habe die ursprüngliche Trennung der Bücher beibehalten. Vgl. darüber 
hier § 6 Anm. 10 und Napierskys Einleitung zu den IAbri redituum S. XIX 
und _S. XXIX. Die Rentebücher wurden von dem Kämmerer geführt. 
H) Über die rigasche Münze vgl. Bulmerincq, Kämmerei-Register (RK.) 
B. 2 S. 5 ff. LR. III 338: Item de Schedingesche gifft von 2 garden dar-
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der Stadt erheblich herabgesetzt wurden. Berücksichtigt man 
noch,., dass der Grund und Boden durch die auf ihn verwandte 
Kulturarbeit und durch Rodung des umliegenden Landes bedeu­
tend an Wert wuchs und so das Miss Verhältnis zwischen dem 
Bodenwert und dem Zins, der Rente, immer mehr zunahm, so 
ist es erklärlich, dass der Rigasche Rat diese zu Grundzins ver­
liehenen Grundstücke nach Möglichkeit einzog und sie dann 
weiter verpachtete. In dem Rechenschaftsbericht des Landvogts 
vom Jahre 1578 ist die Grundrente von nur noch 91 Ländereien 
in Einnahme gestelltlü). Dabei muss aber auch der Umstand 
berücksichtigt werden, dass die Grundrente verschiedener Grund­
stücke in Vergessenheit geriet, nachdem sie von den Grundbe­
sitzern jahrelang nicht bezahlt worden war oder infolge wieder­
holten Besitzwechsels, den in das Grundzinsbuch einzutragen 
verabsäumt wurde, nicht mehr festzustellen war16). Diese 91 
Ländereien sind bis auf einige wenige Ausnahmen in dem Grund­
zinsbuch von 1438/1494 mit Sicherheit nachzuweisen. 34 vou 
ihnen habe ich noch in den erhaltenen Berichten der Landvögte 
über Pinkenhof und Holmhof für die Jahre 1675 und 1676 ge­
funden'7). Da Nachrichten über die zu Grundzins vergebenen 
Ländereien an der Strasse nach Mitau und an der Olekte sowie 
auf dem rechten Ufer der Düna für diese Jahre fehlen, kann 
die Anzahl aller Grundstücke mit etwa der doppelten Zahl, 68, 
angenommen werden. Die Rente für die 26 Gärten der beiden 
ersten Rentebücher im Betrage von 2Vä Mark und für die 64 
Gärten des dritten Rentebuchs im Betrage von 9'A Mark wurde 
von der Kämmerei eingenommen. Die Rente für die 26 Grund­
stücke in der Landvogtei betrug nach den Rentebüchern 83A Mark. 
Nach dem Grundziusbuch von 1438/1494 lässt sich für die 
121 Grundstücke ein Betrag von 56 Mark feststellen. 1578 be­
trug die Grundrente für 91 Ländereien 85 Mark 27 Schillinge. 
Der anscheinend höhere Betrag erklärt sich durch die Umrech­
nung der Mark und Oer des Grundzinsbuches in Mark und 
Schillinge, wobei vielfach aus Unkenntnis oder mit Absicht 
einfach Schillinge, für Oer gesetzt wurde. In einem Fall hat eine 
Erhöhung des Grundzinses beim Besitzwechsel stattgefunden ,8). 

negest 3 lot etviges tinses; dat lot is 3 olrfe ore. EB. I 140a: Van (lerne 
suluen kleynen rume schal inen der stad gheven alle jaer een lot pennynge 
eicighes tynses. 15) JRA. 28. S. 26 ft'. lG) Als Beispiele: JRA. 28 S. 33: 
Es hat nicht gezahlt: des seligen Hanns Köninck gewesen Gcldschmit 
sin Arve vor Aleff Huppers Have, ivett nicht wo feil. Der Grundzins betrug 
einen Ferding. NL. S. 12. NL. S. 253 wird 1627 eingetragen : dieser 
Hoff soll vom alten s. h. das Ficken auf den h. Otto von Meppen, von 
diesem auf Aloff thor Haken, von diesem endlich auf Brakeroggen kommen 
sein. 17) ÄRA. OE. III A. 27. i®) Im Jahre 1528 wird bei der 
Übertragung eines Heuschlages durch die Witwe des verstorbenen Besitzers 
auf ihren zweiten Mann der Grundzins von einem Ferding auf eine halbe 
Mark erhöht. NL. S. 42. 
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Die 34 Grundstücke von 1675 — 1676 ergaben 62 Mark 22 Schillinge. 
Die Münzordnung von 1426 hatte nur vorübergehend eine Bes­
serung der Münze zu bewirken vermocht. 1578 wurden 5Vs 
Mark auf den Taler gerechnet. Die 85 Mark 27 Schillinge 
betrugen also nur 15Va Taler. 1676 war aber die Mark so weit 
im Wert gesunken, dass der Landvogt die 62 M. 22 Sch. nur 
noch mit 4 Rth. 30 Gr. Sch. in Rechnung stellen konnte. Die 
ganze Rente aus der Landvogtei lässt sich also bestenfalls auf 
etwa 9 Rth. Sch. veranschlagen, die wiederum nur 4 Rth. Alb. 
ausmachten. Berücksichtigt man nun noch, dass im Laufe der 
400 Jahre der Grund und Boden, ganz abgesehen von der auf 
ihn verwandten Kulturarbeit, von den in ihm festgelegten Ka­
pitalwerten eine ausserordentliche Wertsteigerung erfahren hatte, 
so wird sofort klar, dass diese 4 Rth. Alb. betragenden Einkünfte 
der Stadt von den zu Grundzins vergebenen Ländereien in einem 
ausserordentlichen Missverhältnis zu dem Gewinn stehen, den die 
Grundzinsner, die Unternehmer, aus der Bewirtschaftung des 
Grund und Bodens bezogen. Es war daher für die Stadt Riga 
von grosser Bedeutung, dass nur ein sehr geringer Teil der 
Stadtmark zu Grundzins vergeben worden war. 

Vierter Abschnitt .  

Die Besiedelung zu Pcidifzinsrechf 1330- 1600. 

§ 5. 
A l l g e m e i n e s .  

Die Niederlage der Stadt Riga in dem langjährigen Kampf 
mit dem Deutschen Orden in Livland, die in der Eroberung der 
Stadt im Jahre 1330 zum Ausdruck kam, bewirkte eine entschie­
dene Wendung in der Wirtschaftspolitik des Rigaschen Rats. 
Mit der bisherigen auf Ausdehnung der Macht der Stadt gerich­
teten Politik musste gebrochen werden. Das beeinflusste in 
entscheidender Weise das Verhältnis der Stadt zur Stadtmark. 
Der Besitz der Stadtmark sollte nicht mehr nur als Unterlage 
für die nach aussen zur Geltung zu bringende Macht der Stadt 
.dienen. Neben der gerichtlichen und der politischen sollte vor­
nehmlich die wirtschaftliche Seite der Grundherrschaft zur Richt­
schnur für die Stellung der Stadt zur Stadtmark genommen 
werden. Die Mark sollte einerseits die Einkünfte zur Tragung 
der Kosten der Verwaltung der Stadt liefern, andererseits sollten 
aber auch die zum Unterhalt der Bürger unentbehrlichen Nah­
rungsmittel an Korn und Fleisch aus der Stadtmark gewonnen 
und so die Stadt von der Zufuhr von auswärts unabhängig 
gemacht werden. Das konnte nur durch eine planmässige Be-
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siedelung der Mark erreicht werden. Neben die kleinen und 
kleinsten Grundherren, die 1226 als freie Herren auf ihrem zins­
freien Eigentum anerkannt worden waren, neben die Besitzer 
von Grund und Boden zu Grundzinsrecht trat jetzt die Stadt als 
Mitbewerber in dem Ausbau der Stadtmark. 

Der Grundzins war seinem Wesen nach zu gering, um von 
irgend einer Bedeutung für die Stadtwirtschaft zu werden. Er 
konnte nur noch als Anerkennungszins in Betracht kommen. 
Die Verleihung zu Grundzins wurdi daher eingestellt oder doch 
nur ausnahmsweise als Belohnung für besondere Verdienste um 
die Stadt vorgenommen1). Es musste daher ein neues Verfahren 
bei der Verleihung von Grundstücken in der Stadtmark zur 
Anwendung kommen. Die neue Form der Leihe war die Pacht 
und zwar die Zeitpacht. Da aber der Grundherr aus dem Gegen­
stände der Pacht nur die zu seinem Unterhalt notwendigen 
Mittel gewinnen, keineswegs aber darüber hinrus einen Über-
schuss erzielen will, hielt sich der Pachtzins in bescheidenen 
Grenzen. Immerhin war er im Vergleich zum Grundzins nicht 
gering. Für dasselbe Grundstück, für das ein Grundzins von 
9 Oer zu entrichten gewesen war, wurde 1334 ein Pachtzins 
von 3 Mark also 144 Oer gezahlt2), für ein anderes statt 8 Oer 
Grundzins ein Pachtzins von 1 Mark8). 1333 wurde ein Landstück 
für 4Vs Mark verpachtet, das früher einen Grundzins von nur 
2 Oer eingetragen hatte4). 

§ 6-

Die Verwaltung der IRark durch die Kämmerer 1330—1380. 

Die allgemeine Aufsicht über die Stadtmark war bis 1380 
den Kämmerern übertragen1). 

1. Besondere Aufsicht mussten die Kämmerer auf die Bienen­
zucht verwenden, da die Stadt Riga eigene Bienenstöcke besass2), 
während ausserhalb der Stadtmark wohnende Liven innerhalb 
der Stadtmark vor 1226 eingerichtete Bienenstöcke als zinsfreies 
Eigentum nutzten. Im 14. Jahrhundert verliehen die Kämmerer 
deu Rodenpoisschen Liven sämtliche in der S adtmark am Roden-
poisschen See, am Babit-See und auf Steinholm vorhandenen 
Bienenstöcke mit dem Vorrecht, neue Bienenstöcke einzurichten, 

*) Als Beispiel: Georg Wieburg erhielt ein Grundstück 1569 um sei­
ner Verdienste willen zu einein Pachtzins von Ii Mark und 1571 für wei­
tere Verdienste zu einem Grundzins von IV2 Mark. NL. S. 127 u. 128. 
*) LR. I 148. 187. 3) LR. I 210. II 273. 345. *) LR. I 154. 188. II 133. 

i) RK. II S. 120 «. 125. 2) LR. II 324. RK. II S. 130. OE. IV 
E. 5. Pinkenhof 1637 März 21: bey Andresz Wihckul -ist ein Immenstock, 
welcher zum Hoff gehöret. 
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gegen einen die Hälfte des Ertrages an Honig und Wachs aus­
machenden Zins3). Mit den Kirchholraschen Liven verglichen sich 
die Kämmerer dahin, dass diese Liven von ihren Bienenstöcken, 
alten und neuen, ein Drittel des Ertrages an Honig und Wachs 
als Zins zu geben hatten4). Durch einen besonderen Beschluss 
des Rats wurde 1354 angeordnet, dass Bienenstöcke nur nach 
eingeholter Erlaubnis der Kämmerer eingerichtet werden dürften, 
unabhängig davon, ob sie innerhalb oder ausserhalb der Höfe 
aufgestellt würden, und dass von allen der Stadt der Zins zu 
geben sei5). 

2. Eine Ackerwirtschaft hat die Stadt nicht betrieben. In 
den Registern der Kämmerei wenigstens finden sich keine Ein­
tragungen, aus denen darauf geschlossen werden könnte. Nur 
vorübergehend werden gekaufte Bürgerhöfe durch die Kämmerer 
bewirtschaftet"). Dagegen haben die Kämmerer es für notwendig 
gehalten, einzelne Wiesen durch Umzäunung der Sondernutzung 
durch die Stadt vorzubehalten und ihren Ertrag an Heu durch 
Ziehen von Gräben und durch Reinigung von Strauch und Wur­
zeln zu fördern, d. h. die Wiese zum Heuschlag zu machen7). 
1359 wurden dann sämtliche Heuschläge an einen Unternehmer 
gegen einen die Hälfte des Heuertrages ausmachenden Zins 
verpachtet8). Aber im 14. und in der ersten Hälfte des 16. Jahr­
hunderts werden die Heuschläge der Stadt wieder von den Käm­
merern unmittelbar bewirtschaftet und die Heuernte mit Lodjen 
zur Stadt gebracht9). 

3. Während in den beiden ersten Rentebüchern der KämmereiI0) 
1334 bis 1344 neben 54 zu Grundzins vergebenen Grundstücken: 
Gärten und Ländereien, terrae, sich nur 13 verpachtete Grundstücke: 
terrae, campi, finden, ist das Verhältnis der beiden Leiheformen 
zu einander in dem 3. Rentebuch, 1349 — 1380, ein wesentlich 
anderes. Die Anzahl der gegen Grundzins vergebenen Grund­
stücke ist zwar auf 64 gestiegen, ihr stehen aber gegenüber 47 
verpachtete Grundstücke, terrae, agri, montes, prata. Alle diese 
verpachteten Ländereien waren zu kurz befristeter Zeitpacht 

3) LR. II 374-384. 4) LR. II 385. LG. I 71. LUB. II 894. 
5) LR. Ii 4G5. <•) RK. II S. 137, IV, 1. RK. I S. 20, 43. S. 17, 7. 
7) RK. II S. 139. 3) LR. II 334: Notandum quod consules decreverunt 
cupi consensu domini Vurnholt Cesario Dunckere ornnia prata que vertinent 
civitati et domino Vurnholt ad secandum pro medietate feni et hec prata 
mundare a virgultis tenetur et cum sepe custodire ca. Item ipse hubebit 
Uberam viam per terram dominis Papen quondam pertinentem. Actum a. d. 
1359. Et hubebit ea deccm annis. Papes Land hatte die Stadt gekauft. 
RK, I S. 63, 13. Vgl. die Ausgraben für die Heuernte in RK. IIS. 139. 
163. 180. 214. 230. 247. 263. Zwei KR. S. 159. 160. 238. i«) Da die von 
Napiersky vorgenommene Zusammenziehung des 1. und des 2. Buches zu 
Lib. I und des 2. und des 3. Buches zu Lib. II unzulässig ist, habe ich die 
Trennung der vier Bücher: 1. 1334 — 1314; 2. 1344—1349; 3. 1349—1380; 
4. 1380—1406 beibehalten. Vgl. § 4 Anm. 13. 

2 
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vergeben. Die Fristen schwanken zwischen 20 und 2 Jahren 
Doch finden sich auch Pachten auf Lebenszeit des Pächters 
auf gegenseitige Kündigung, auf beliebigen Widerruf durch den 
Verpächter oder auf so lange, als der Pächter seine Verpflich­
tungen erfüllen würde1'). Vielfach erhielt der Pächter das 
Vorrecht vor andern auf Verlängerung der Pacht nach ihrem 
Ablauf12). Vielfach wird der Zins für dasselbe Land bald er­
höht, bald herabgesetzt. An Freijahren werden nur noch 2 Jahre 
gewährt13) oder es wird für die ersten Jahre ein geringerer 
Zins festgesetzt14). Die Pächter sind in der Regel rigasche 
Bürger, Deutsche und Liven. Letten werden als Pächter in den 
Rentebüchern nicht verzeichnet. Als in der Stadt wohnende 
Bürger werden auch nur vier genannt. Ein Lette Johann Padoem 
(Rat) erhält 1341 einen Garten zu Grundzins, zwei andere Ni­
colaus Tzettercay (Vierfuss) und Hinke Swetedene (Feiertag) 
hatten Teile von Türmen zur Miete; der vierte Nicolaus Zillesobe 
(Blauzahn) hatte 1400 ein Haus gemietet15). 

Andererseits werdön auch schon Liven, die keine Bürger 
sind, als Pächter verzeichnet. Sie mussten aber als Bürgen für 
eine ordnungsmässige Erfüllung des Vertrages zwei rigasche 
Bürger stellen10). Doch findet sich auch eine zweite Vertragsform, 
nach der zwar ein Bürger gemeinsam mit Nichtbiirgern das Land 
pachtete, die Nichtbürger aber als die eigentlichen Bearbeiter 
des Landes auch als die eigentlichen Zinszahler, sockemannen, 
der Stadt gegenüber verpflichtet wurden. Oder es pachtete zwar 
der Bürger Acker und Heuschlag, verwies aber die Stadt wegen 
der Zahlung des Zinses auf die von ihm eingesetzten Land­
arbeiter, als seine sockemannen,7). 

Im Anschluss an die Verleihung zu Grundzius wurde zunächst 
auch der Pachtzins in Geld festgesetzt. Doch finden sich in den 
Rentebüchern der Kämmerei auch schon sieben Verleihungen, 
in denen der Zins ganz oder teilweise in einem Anteil an der 
Ernte besteht. In drei von den sieben Fällen beträgt der Zins 
ein Viertel aller Früchte, die geerntet werden18). In einem Falle 
sind alle der Stadt gehörenden Heuschläge für die Hälfte des 
Ertrages verpachtetIy). In drei Fällen endlich ist der Zins für 
den Acker in Geld, der Zins für den Heuschlag aber in Heu 
zu leisten, wobei er zweimal auf die Hälfte und einmal auf ein 
Drittel der Heuernte festgesetzt wird20). 

") LR. I 185. IE 268; II 357.358; I 191. 133; II 304. ") LR- II 329. 1 
187. II 312. 13) LR. I 133. IIF317. Ygl. auch Fragm. B. 2 Bl. 274. M) LR. 
II 270 »5) LR. I 169. II 202. 485? 645. ,c) LR. I 187. II 324. 326. 
17) LR. I 133: Godeke de Revalia cum suis'sockenutnnis. . . LR. 1196: Wctydote 
et sui soeii. . . Brinkmeier, Glossarium diplomaticum: soca, ein Ackermass, 
aratrum; socomannus, sokemannus, der'ein zinspflichtiges Gut hat. 18) LR. 
I 190. II 304. 358. 19) LR. II 334. »>) LR. II 299. 322. II 330. 
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In der Mannigfaltigkeit dieser verschiedenen Verpachtungen 
zeigt sich die Unsicherheit der Übergangszeit von der Leihe zu 
Grundzins zum Pachtvertrag, das Suchen nach einer den neuen 
Verhältnissen entsprechenden Form der Leihe. 

§ 7. 

Die Verwaltung durch die handuögfe 1380-1600. 
1. Der Versuch, eine planmässige Besiedelung der Stadt­

mark mit Hilfe der Kämmerer durchzuführen, erwies sich bald 
als aussichtslos. Sie wurde daher zwei besonders dazu bestellten 
Ratmannen, dem Landvogt und seinem Kumpan, dem Unter­
landvogt, übertragen. Der Zeitpunkt der Trennung der Verwal­
tung der Stadt und ihrer nächsten Umgebung und der Verwal­
tung der Stadtmark, der Landvogtei, ist nicht mehr festzustellen, 
da ein diese Trennung aussprechender Beschluss von Rat und 
Bürgerschaft und auch das ältere Landbuch vom Jahre 1438, das 
darüber Aufschluss geben könnte, nicht erhalten sind. Doch 
kann mit Sicherheit angenommen werden, dass die Landvogtei 
seit 1380 bestanden hat. Das ergibt sich einerseits daraus, dass 
das vierte von den Kämmerern geführte, im Jahre 1380 einge­
richtete Rentebuch nicht mehr Eintragungen über Heuschläge, 
Acker uud Honigbäume enthält1). Andererseits beginnen die 
Rechenschaftsberichte der Landvögte mit dem Jahre 13822). 
Doch haben sich die Tätigkeitsgebiete der Kämmerer und der 
Landvögte in den ersten Jahrhunderten der getrennten Verwal­
tung noch vielfach durchkreuzt, wiewohl eine grundsätzliche 
Scheidung wiederholt versucht worden ist. Denn die Bewirt­
schaftung der Stadtheuschläge und die Aufsicht über die Nutzung 
des Waldes, soweit ihm Bauholz und Brennholz zu entnehmen 
war, blieb bis in die Mitte des 16. Jahrhunderts den Kämmerern 
vorbehalten3). Eine endgültige sachliche und örtliche Trennung 
der beiden Verwaltungsgebiete konnte erst im Jahre 1659 durch­
geführt werden4). Über die Tätigkeit der Landvögte geben die 
von ihnen geführten Bücher genügend Aufschluss, wiewohl von 
ihnen nur erhalten sind: die kurzen Rechenschaftsberichte für 
di.e Jahre 1382—14785), das Neue Landbuch, das Grundzinsbuch 
von 14946), der Bericht der Landvögte von 1576—15787), der 
Bericht des Landvogts über die Verwaltung der Kapitelsgüter 

1 LR. II 467 fl'. 2) Rechnungen der Landvogtei 1382—1478. JRA. 25. . 
3) Bursprake v. 1412,9: Item sal nen tymmerman tymmerholt howen, hee en 
hebbe orloff van deine kcvierer by 3 mrk. So noch in den Burspraken des 
16. Jahrhunderts. Napiersky, Quellen S. 217. 222.227 Vgl. LUB. 2 Abt. B. 2. 
412 P. 27 u. 28. sowie RK. u. Zwei KR. *) Publica B. 4 S. 232 Prot, 
vom 27. Mai 1657. &) JRA. 25. fi) JRA. 19. 7) JRA. 28. 
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1547--:.15528) und eine Sammlung von Protokollen des Land­
gerichts aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts"). Doch 
köunen zu ihrer Ergänzung und Erläuterung die Wackenbücher 
und die Protokolle der Landvogtei aus dem Anfang des 17. Jahr­
hunderts herangezogen werden, da in ihnen der von alters be­
stehende Zustand der Verhältnisse in der Landvogtei bezeugt 
wird, um ihn für die Zukunft sicherzustellen1"). Die von den 
Landvögten geführten Landregister sind nicht erhalten101). 

2. Während die Kämmerer noch vielfach persönlich die 
Aufsicht über die Stadtmark ausgeübt hatten, führte der Land­
vogt die Verwaltung durch seine Beamten von der Stadt aus, 
da die Stadt keine Amtshöfe besass. Für seine Amtstätigkeit 
hatte der Landvogt, abgesehen von der Lieferung an Holz und 
Heu, eine Gerechtigkeit, d. i. eine Gebühr zu beanspruchen. Sie 
bestand einerseits in einer allgemeinen Gebühr, die jede Gemeinde 
an Bier und Fischen sowie Börtlingen zu liefern hatte, und dann 
in einer besonderen, die jeder Bauer an Hühnern, Eiern, Gänsen 
und Neunaugen geben musste; dann hatte er noch einen Anteil 
an der Lachsfischerei in tler Düna und endlich die Einkünfte an 
Honig, die sehr bedeutend waren11). Seine .Beamten waren der 
Landknecht und der Landwachtmeister, 

a) Der Landknecht soll geschickt sein vff allerhand Land­
sachen, soll der Landereyen und Ackerbaws kundig sein vnd 
ivasz ihm von den Herren Oeconomis der Landvogtei auff'erlegt 
ivirdt mit fortstellung und, Verrichtung der Pawren Arbeit in 
fleisziger Acht haben und sich daran nichts behindern laszen. 
Inmaszen Er dann auch auf sein Ampi in besondern Eidt soll ge­
nommen, sein Ambt auch also gefüret werden soll, damit Er der 
Herrn Land Vogte beschuldung nicht durffe gewertig sein, I)aie-
gen soll Er zue Jahrbesoldung haben 300 m. Vnd neben an­
dern Stadtdienern dasz gewehnlich Gewandt vnd Stieffelgeidt 
9 m. Dazu ihm dan ausz der Landvogtei eine Koye llew vnd 
eine halbe Last Haber soll gegeben werden. Daiegen Er 
zuuerrichtung seines Ampts sein eigen Pferdt halten soll vnd 
soll sich sonst keiner vermeinten Landknecht-Gerechtigkeit an-
zumaszen befugt sein. Die wohnung soll Er auf Springenhoff 
haben12). Wiewohl diese Aufzeichnung dem Anfang des 17. Jahr­
hunderts angehört, kann doch wohl mit Sicherheit angenommen 
werden, dass dieselben Anforderungen an den Landknecht auch 
schon in den früheren Zeiten gestellt worden sind. Sein Jahres­
lohn war allerdings im 14. und 15. Jahrhundert viel geringer. 

s) ÄRA. Urkunden v. J. 1547. •') RStA. Protokolle des Landgerichts 
B. 1 ti. 2: Fragmenta Protocolli 1547 ff. 10) RStA. Oeconomie-Expedition. 
10a) NL. S. 124 wird auf die Landregister verwiesen. n) Accidentia des 
Oberlandvogts. GGA. Bibl. Msk. Gl Stück 16. «) ÄRA. V 4. 2. 
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So betrug er bis 1443 nur 5 Mark und von da an bis 1478 
15 Mark13), stieg dann bis auf 40 Mark. Dazu kamen dann noch die 
Amptsgefälle, die auf etwa 200 Mark jährlich geschätzt werden M), 
die ihm bei dem Lohn von 300 Mark entzogen wurden. Die 
Kleidung wurde dem Landknecht gleich den andern Stadtdie­
nern von dem Kämmerer geliefert15). In dem Bericht der Land­
vögte von 1576—1578 wird der Landknecht Amtmann genannt-, 
welche Bezeichnung auch später noch mit der Bezeichnung Land­
knecht wechselt, bis im Anfange des 17. Jahrhunderts die Bezeich­
nung Landknecht vor der neueren und besser klingenden Amtmann 
verschwindet. Über die Tätigkeit des Landknechts ist den Be­
richten der Landvögte 1382—1478 nichts zu entnehmen. Vor 
der Neuordnung der Verwaltung der Kapitelsgüter i. J. 1547 
führte über sie die Aufsicht der Landknecht, der dafür als Ge­
rechtigkeit das ITeu und die Weide auf dem Domherrnholm und 
die Miete für die Reperbahn auf Kellers-Acker erhielt10). Nach 
den Berichten von 1576—1578 hat der Amtmann seinen Wohnsitz 
in der Stadt und macht von ihr aus die erforderlichen Amts­
fahrten zur Aufsicht über die Heuernte auf den Stadt-Heuschlägen, 
zur Einbringung von Brennholz und von Bauholz für die Stadt­
befestigung, zum Aufgebot der Bauern und ihrer Arbeiter zu 
Arbeiten für den Kampf wider die Bussen in Lennewarden und 
zur Aufsicht über die Ablieferung der fertigen Arbeiten nach 
Lennewarden. Nach den Protokollen des Landgerichts schlich­
tet der Landkuecht Grenzstreitigkeiten, nimmt bei Todesfällen 
während des grossen Sterbens von 1552 den Nachlass der Ver­
storbenen in Verwahrung, überbringt dem Verpfänder das Auf­
gebot des Pfandes durch den Pfandbesitzer, bekreuzigt das auf 
einem Bauerhof gefundene, aus dem Stadtwalde gestohlene Holz, 
bezeugt schriftlich ein vou den Rechtsfindern vor dem Land­
gericht eingebrachtes Urteil in einer Diebstahls-Sache, verklagt 
einen Wesseneck wegen Misshandlung von Bauern17). Er übte 
also auch die mit der freiwilligen Gerichtsbarkeit verbundenen 
Amtshandlungen aus. 1578 wird der Amtmann bei seinen viel­
fachen Verrichtungen von einem Gehilfen, seinem Folger, un­
terstützt l8). 

1 ) Im Jahre 1442 wurde allen Stadtdienern der Lohn von 5 auf 
15 Mark erhöht. Zwei KR. S. 248: 2. Beilage 14) ÄRA, V 4. 2. Bestal­
lung des Landknechts Gerdt: an gclde 40 m. 9 Ellen wand zu 6 m. auch 
scho vnd stiefcl 69 in. eine Fleischbank thut jharlich zur hewer 150 m. 
freie Wohnung 300 in. freie accise 50 m. bürgerliche Freiheit von 4al Schott 
12 m. von grosz vnd klein Schott frey—, loachfrey —, wallfrey —, Holtz 
frey 80 m. ein Meid auf die Reise, Stiefel viul scho, Paicrenfelle, die nicht 
geringe 200 m. Hew frey 30 m. machelohn 2 m. Springenhof 200 vi. Gerdt 
War jim 1577 Landknecht. JRA. 28 S. 45. 15) Zwei KR. S. 149. 
,fi) ÄRA. V 4. 2: Bestallung des Siebeneiche i. J. 1547. ii) Fragm. T 
Bl. 4. JRA. 19 S. 97. Fragm. I Bl. 14. II Bl. 584. I Bl. 25. II BL 321, 
w) JRA. 28 S. 76. 79. 84 usw. 
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b) Der Landwachtmeister ist der oberste Polizeibeamte, der 
für Ruhe uud Ordnung in der Stadtmark zu sorgen hatte. Er 
wurde vom Landvogt ernannt und hatte einen Amtseid zu lei­
sten l8a). Seine Aufgabe war, bei vorkommenden Verbrechen 
die Schuldigen zu ermitteln und vor Gericht zu stellen, alle 
Vorladungen vor das Landgericht auszuführen, entlaufene Bauern 
der Stadt ausfindig zu machen und bei der Ausantwortung zuge­
laufener Bauern mitzuwirken. Unzüchtige Personen hatte er zur 
Anzeige zu bringen. Im Sommer hatte er noch bei den Strusen 
in der Düna darauf zu sehen, dass kein Feuerschaden, Auflauf 
oder Unrat geschehe. Trotz dieser vielfachen Verpflichtungen 
wird er vor 1577 nicht ausdrücklich erwähnt. Als Besoldung 
erhielt er 1577 120 Mark19), später 150 Mark, ausserdem noch 
83/4 Ellen Gewand54 M., Stiefelgeld 9 M., Schuhgeld 2 M. und freie 
Wohnung auf Springenhof, wo auch das Gefängnis seiner Auf­
sicht unterstellt war. Für die einzelnen Amtshandlungen durfte 
er eine bestimmte Gebühr erheben20). 

3. Am 1. Juni 1604 vereinbarten Rat und Bürgerschaft, 
dass die Stadtmark in drei Distrikte einzuteilen und jeder Distrikt 
einem vom Rat ernannten Amtsverwalter zu unterstellen sei, der 
unter Aufsicht eines Ratsherrn und je eines Gliedes der Grossen 
und der Kleinen Gilde seine Amtsgeschäfte führen sollte21). 

§ 8. 

Das [landgericht. 
1. Sämtliche Bewohner der Stadtmark hatten ihren Ge­

richtsstand vor dem Vogt der Stadt Riga, ausgenommen die 
Personen, die ihren Wohnsitz auf Ländereien des Erzbiscliofs, 
des Domkapitels, des Ritterordens und des Klosters der Zister­
zienserinnen hatten. Seit der Einrichtung der Landvogtei war 
das Landgericht das für sie zuständige Gericht. Es wurde 
gebildet von dem Landvogt, dem Unterlaudvogt und dem Land­
sekretär. Vor dieses Gericht mussten alle Zivil- und Strafsachen 
gebracht werden. In dem Bericht der Landvögte von 1577/78 wer­
den 5 Diebe zum Tode, 2 Diebe und 1 ITexe zur Verweisung aus 
der Stadtmark verurteilt. Ferner wurden Strafgelder erhoben 
wegen Schwängerung, Körperverletzung, Schläge, Verleum­

18a) Fragin. B. 2 Bl. 587: der Landwachtmeister berichtet bei seinem 
Eide, damit er E. E. Eathe verwandt 1U) JRA. 28 S. 52 u. (15. 20) Di« 
Gebühren betrugen: fiir die Meldung einer unzüchtigen Person 5 M., für 
eine Ladung 12 Sch. für eine Ladung zum Endurteil 1 M., fiir Ausant­
wortung eines leibeigenen Bauern 6 M., fiir eine Inventur 1 M., für, eine 
Einweisung 1 M., von einem Arrest 18 Sch. ÄRA. V. 4. 2. 21) ÄRA. 
V, 1. 1: Kastenordnung vom 1. Juni 1604. Beilage 6, 



dung, Beschimpfung, Diebstahl und Ungehorsam gegen das Ge­
richt. Für die Rückgabe des Gestohlenen hatte der Kläger als 
Gebühr den dritten Pfennig zu entrichten'). 

2. In Zivilsachen entschied das Landgericht entweder selbst 
oder brachte in schwierigen und zweifelhaften Fällen die Sachen 
zur Entscheidung vor den Rat, so z. B. als das Landgericht im 
Mai 1605 darüber im Zweifel war, ob die Bestimmung des Stadt­
rechts, dass die Klage wegen Ausantwortung eines Läuflings 
binnen Jahr und Tag anzustellen sei, noch der gegenwärtigen 
Rechtsanschauung entspreche oder ob nicht vielmehr die allge­
mein verlangte zweijährige Verjährungsfrist zu fordern sei2). 
Bei Handlungen, die der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehörten, 
wirkten die Rechtsfinder als Urkundspersonen und Sachverstän­
dige mit3). Gegen Entscheidungen des Landvogts in Verwal­
tungssachen war das Landgericht als Berufungsgericht zuständig4). 

3. In Strafsachen wurde der Bestand des Landgerichts 
durch Hinzuziehung zweier Rechtsfinder verstärkt. Uber ihre 
Bestellung war nichts zu ermitteln, namentlich auch nichts darüber, 
ob sie für die einzelnen Gerichtstage oder für einen bestimmten 
Zeitraum aufgeboten wurden. Da sie aber in den Protokollen 
des Landgerichts auch de oldeste5) genannt werden und in 
einigen dem'Ende des 16. Jahrhunderts angehörenden Protokollen 
das ursprüngliche Eltisten gestrichen und Rechtsfinder über­
geschrieben ist6), ist mit Sicherheit anzunehmen, dass sie die 
von der Gemeinde gewählten und vom Landvogt bestätigten 
Gemeindeältesten waren 7). Sie wirkten bei der Urteilsfällung 
mit. Nach Abschluss der Verhandlungen wird ihnen die sake 
bevolen tho erwegen und wes ein lantrecht desfals vermach intho 
brengen, syndt uthgetreden und darnach n-ider ingebracht. . .8). 
Das eingebrachte Urteil hatte dann der Landvogt auszugeben 
und seine Vollstreckung anzuordnen. Das Urteil lautete meist 
auf Lösung von Hals und Hand. War auf Todesstrafe zu erkennen 
gewesen, konnten die Rechtsfinder eine Milderung des Urteils 
beim Landvogt beantragen, worauf dann der Landvogt den Kläger 
oder die Verwandten des Erschlagenen zu veranlassen hatte, 
ihre Einwilligung dazu zu geben, dass der Verbrecher seinen 
Hals durch Zahlung einer Geldsumme löste. War die Einwil­
ligung nicht zu erreichen, dann musste der Landvogt das Todes­
urteil ausgeben und vollstrecken lassen. So hatten am 16. Februar 
1568 die Rechtsfinder über einen Litauer, der einen Bauer 

!) JRA 28 S. 39 fl'- 2) Fragm. B. 2 Bl. 298 vgl. mit B. 2 Bl. 360 
u. B. i Bl. 347 und § 17, 3. 3) Fragm. B. 2 Bl. 20. 4) OB. IV. E. 5. 
S. 16. Am 5. Mai 1638 gibt der t.andvogt den Bescheid: Die SyllenecJcen, 
so auff gelt gelciszen seint, sollen das 4. Korn schneiden lassen. In fal sie sich 
darüber werden beschweren, mügen sie es gerichtlichen suchen. 5) Fragm. 
B. l Bl. 25. 6) Fragm. B. 1 Bl. 481. 482. 7) Fragm. B. 2 Bl. 191, 
1603: Laurenz Kilke Kltister und Rechtfinder. *) Fragm. B. 1 Bl. 22,1558. 
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erstochen und vor Gericht sich zu tfiner Geldzahlung au die 
Verwandten erboten hatte, nachdem ihnen die Sache erklärt und 
auferlegt war, auszutreten und sich zu bereden, das Urteil einge­
bracht: weil er mit dem Sehwert gespielet, soller auch mit dem 
Schwert gestraft werden. Doch die Gnade stehet bei der Obrig­
keit und den Freunden. Da die Verwandten des Getöteten, 
das Erbieten des Litauers zur Geldzahlung trotz dreimaliger 
Wiederholung vor Gericht anzunehmen, ablehnen und verlangen, 
dass der Täter nach landläufigem Recht gerichtet werde, bringen 
die Landvögte die Sache noch vor den Rat, der es aber bei dem 
Urteil der Rechtsfinder bewenden lässt"). Als der Landvogt 
mit den beiden Oeconomi hinausgefahren war, um das Pincken-
Gesinde wegen der dort einzurichtenden Ilofläge zu besichtigen, 
wurden sie von dem Ehepaar Pincke beschimpft und bedroht, 
haben Röhr und Pulverßasehen bei der Hand gehabt. Die 
Pincken entschuldigen sich: es wäre aus Schmerz und Wehmut 
und unbedachten Muts geschehen, seine Voreltern und Eltern 
hätten hier gewohnt, baten um Verzeihung. Die Rechtsfinder 
haben ihnen die Hälse abgesprochen. Die Sache soll einem Er­
b a r e n  R a t  v o r g e t r a g e n  w e r d e n ,  B e k l a g t e  i m m i t t e l s t  i n  H a f t  
gehen, der Elteste sich verbürgen10). In einer Ehebruchsache 
urteilen die Rechtsfinder: es soll geschehen, ivas Recht ist, 
worauf die Landvögte beschliessen, die Sentenz der Eltisten dem 
Rat vorzulegen, um ferneren Bescheid zu erhalten11). 

4. Nachlass- und Vormundschaftssachen gehörten ebenfalls 
zur Zuständigkeit des Landgerichts. Lag ein Testament nicht 
vor, dann wurde der Nachlass des Verstorbenen zu gleichen 
Teilen unter die Erben verteilt. Die Witwe erhielt ihr Einge­
brachtes als Voraus und einen Kindesteil aus dem Nachlass. 
Auseinandersetzungen zwischen mehreren Erben, wie auch zwi­
schen den Kindern der sich wieder verheiratenden Witwe und 
dem Stiefvater waren vor dem Landgericht zu regeln und zu 
verschreiben12). Unmündigen hatte der Landvogt einen Vormund 
aus der Zahl der nächsten Verwandten zu ernennen, der auch 
die Bewirtschaftung des Gesindes, des Bauerhofes, der Unmün­
digen zu übernehmen und für ihre Erziehung zu sorgen hatte. 
Geld- und Wertsachen hinterbliebener Unmündiger waren vom 
Landknecht dem Landvogt zu überbringen, der sie bis zur Voll­
jährigkeit der Unmündigen auf dem Rathause aufzubewahren 
hatte, soweit sie nicht zur Begleichung der Kosten der Beerdi­
gung und der Schulden des Verstorbenen sowie zur Erziehung 
der Kinder verwandt werden mussten. Der Vormund hatte nach 
Ablauf der Vormundschaft vor dem Landgericht Rechenschaft 

9) Fragm. B. 1 Bl. 53; vgl. auch B. 1 Bl. 22. 451- 454. 481. B. 2 Bl. 3. 309. 
10) Fragm. B. 2 Bl. 372, 1607 Juli 20. Vgl. § 14 Anm. 8. J1) Fragm. 
B. 1 Bl. 481, 1590. ia) Fragm. B. 2 Bl. 20. 28; 178. 174. Publica B. 4 
S. 307 Senatua consultum vom 19. Sept, 1659, 
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abzulegen,s). Für die Regelung des Nachlasses hatten die 
Glieder des Landgerichts eine Gebühr zu beanspruchen14). 

Von erblosem Gut lieleu zwei Drittel an die Stadt, das letzte 
Drittel erhielt der Landvogt, der davon wieder ein Drittel dem 
Landwachtmeister und dem Wehstneek ausreichen musste15). 

5. Im Jahre 1604 wurde von Rat und Bürgerschaft verein­
bart, dass das halsgericht beim Landt Vogte allein sey, sonstens 
aber andere Civihchvldt, schlege und Key ff sacken von den Ver­
waltern des Rath es in einem jeglichen district geschlichtet und, 
entschieden werden11'). Diese Vereinbarung ist aber nicht zur 
Anwendung gekommen, vielmehr ergibt sich aus einer Verord­
nung des Rigaschen Rats vom Jahre 1659 über die Accidentien 17), 
dass es bei der alten Ordnung geblieben ist, nämlich: es gehören 
alle Civil alsz Qriminalsachen, sowoll in der Landvogtei als die 
in der Vorstadt vorgehen, an das Landgericht und sollen selbige 
von den Oeconomis drauszen in den Höfen nicht gerichtet viel 
weniger die Strafgelder daselbst eingenommen sondern alles ans 
Landgericht verwiesen, vom Ober Landt Vogt ecceqviret und alle 
Strafgelder, es geschehe die Cognition aufm Rahthause oder da­
heim ohn Unterscheid: der Stadt vollenkommlich berechnet werden, 
iedoch die geringe Gränzstreitigkeiten, so die Bawren unter sich 
vorgehen, können von den Oeconomis sowoll als auch den Be-
ampten geschlichtet werden. So waren denn auch am 20. Juni 
1642 vor den Oeconomis sechs blumenthalsche Bauern verklagt 
worden, dass sie ihre Grenzen durch Erweiterung ihrer Äcker 
in Hofesheuschläge und andere Gelegenheit zu weit eingefahren. 
Die Rechtsfinder erkennen, dass jeder Bauer den Schaden mit 
40 Mark biissen oder mit 8 Paar Ruten gestrichen werden soll18). 

§ 9. 

Die Gemeindeuerfcissung. 

1. Die Bauern der Stadtmark waren in Einzelhöfen ange­
siedelt. Ein Dorf wird nur einmal in dem älteren Teil des Neuen 
Landbuchs bei Gelegenheit einer Grenzbezeichnung erwähnt1). 
•Da es ohne Namen verzeichnet wird und später nicht mehr nach­
weisbar ist, glaube ich annehmen zu dürfen, dass es sich bei 

13) OE. IV. E. 5 8. 133. Fragm. B, 1 Bl. 14. B, 2 Bl. 578; B. 1 
Hl. 3. JRA. 28 S. 71 f. u) Fragm. B. 2 Bl, 20, 1600: Jcdoch der Herr­
schaft nach alter Gerechtigkeit, sofern etwas vorhanden, ihr Gebühr vorbehal­
tend. Fragm. B. 2 Bl. 173.^174. 15) OE. IV. E. 5 S. 133. Über den 
Wehstneek § 9, 3, d. lt;) ARA. V. 1. 1 Kastenordmmg vom 1. Juni 1604, 
Heilage 6. ") OE. IV. E. 5. 8. 133 f. i«) OE. IV E. 5 S. 62. Vgl. § 7, 2, a. 

i) NL. S. 44: alszo tnen over de bruggen geyt to derne dorpe dat up 
der Pele licht. Vgl. S. 290, Ergänzungen. 
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diesem Dorfe nicht um eine Vereinigung mehrerer Gesinde, 
sondern nur um die vorübergehende Teilung eines Gesindes in 
mehrere Höfe gehandelt hat. Dasselbe ist von dem 1647 erwähn­
ten Pucktszemisehen Dorfe anzunehmen, das 1670 Dorf Buckheim 
genannt wird. Es ist ohne Zweifel gleichbedeutend mit den 
Gesinden Jürgen und Michel Puckst und Martin Pucksten, die 
1637 zusammen l1/* Haken ausmachten2). Bei der Revision von 
1607 werden zwei ganze Gesinde Peter und Paul Pugst sowie 
Jürgen und Everdt Pugst, ferner zwei halbe Gesinde Heinrich 
Aunpugst und Michel Aunepugst genannt. Aus dem Zusatz 
zeem lässt sich nicht auf Dorf schliessen, da verschiedene 
ganze und halbe Gesinde 1607 den gleichbedeutenden Zusatz 
zeematli haben2a). Wann die Zusammenfassung einer Anzahl 
von Einzelhöfen, Gesinden zu einer Gemeinde stattgefunden hat 
und welche Gründe dafür massgebend gewesen sind, lässt sich 
nicht mehr mit Sicherheit angeben. Erwähnung der Gemeinden 
geschieht schon im Bericht der Landvögte vom Jahre 1398. Ihre 
Bildung wird daher wohl gleichzeitig mit der Einrichtung der 
Landvogtei geschehen sein. Sie werden in den Berichten von 
1398 — 1400 neben der Mark genannt3) und zwar mit der dem 
Russischen entlehnten, heute noch allgemein gebrauchten Be­
zeichnung: pagasts4). Diese Bezeichnung findet sich auch in dein 
Bericht über die Verwaltung der Kapitelsgüter 1547—1552, in 
den Berichten der Landvögte 1576—1578 und in dem Protokoll 
über die Revision der Landvogtei von 1607 sowie auch noch in 
den ersten Wackenbiiehern des 17. Jahrhunderts5). Dann tritt an 
ihre Stelle die den neuen Verhältnissen entsprechende Bezeich­
nung: Wacke8). Dieser Wechsel von Paggast und Wacke fällt 

2) OB. I 1: Erläuterungen zum Fischerei-Vertrage zwischen dem Ri­
gaschen Rat und dem Herzog von Kurland: Actum in Pucktszemischen 
Dorffe den 6 Martii des anno 1647 Jahres; OE. IV B. 5 Holmhof 1670 und 
Revision von Pinkenhof 1637 März 2 Dussel Paggast. ÄRA. III. 11. 4. 
2*) ÄRA. III. 11. 4. Revision von 1607: Springen Paggast: Beider Zemath 
ein ganz gesindt; Same Zemath ein halb gesindt; Pincken Paggast: Bukkel 
semath ein halb gesindt. Bei der Revision von Holmhof 1661 April 30 wer­
den an Stelle der früheren Pletze und Warkul Paggaste fünf Zehmat, darunter 
auch Warekuls Zehmat mit nur 6 Gesinden verzeichnet, während das Pletze-
Gesinde unter Straupen Zehmat zu finden ist. OB. IV. F. 5. 1675 werden 
mit den Namen dieser fünf Zehmate fünf Gesinde bezeichnet. 3) JRA. 25 
S. 11: ungeldium expositnm in negocio marchie et pagastis. 4) E. Berneker, 
Slavisches Etymologisches Wörterbuch, Heidelberg 1908 1913 I S. 337: 
gost: von r. no-rocraTb „wo einkehren", „sich aufhalten" gebildet das 
Postverbale noröcn. Kirche nebst Kirchhof, Kirche mit Wohnungen für 
Kirchendiener und die dazu gehörigen Ländereien, Dorfgemeinde, Kirchdorf 
mehrerer Gemeinden, die zu einem Kirchspiel gehören . . . Aus dem R. le. 
pagasts Gebiet, Bezirk, kirchlicher Bezirk, bestimmte Leistung der Bauern 
an den Gutsherrn. Vgl. Ulmann Lect.-deutsches Wörterbuch, Riga 1872, 
unter pagasts. 5) ÄRA. Urkunden 1547 S. 48. JRA. 28 S. 9 f. Bei­
lage 7. OE. IV. E. 5. 6) Vgl. § 9, 3, a. 
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also zusammen mit der Einführung der Gutswirtschaft und der 
Auflösung der alten Gemeinden, Paggaste, unter Beibehaltung 
ihrer Bezirke. 

Bei einigen Gemeinden lässt sich der Grund ihrer Bildung 
feststellen. So war der Puncken-Paggast das frühere von dem 
Domkapitel der Stadt Riga abgetretene Gebiet Titiger7). Der 
Steinholmsche Paggast umfasste die 10 Gesinde auf Steinholm, 
den Riga erst 1572 erwarb8). Der Kilcken-Paggast war der frühere 
grosse zwischen der Rummel und Blomendal liegende Meyenhof, 
der 1333 Heinrich Mey für 41/2 Mark jährlich auf 20 Jahre 
verpachtet gewesen war11). Der Kampen-Paggast zwischen dem 
Stubbensee und dem Jägel-See war das frühere Gebiet Bickern, 
terra super Putkerlfl). Die Bauern dieses Gebiets, meist Fischer, 
hatten vor alters, wie 1672 berichtet wird, eine Gilde gebildet"). 
Für die Bildung der übrigen Gemeinden werden wohl ähnliche 
äussere Gründe massgebend gewesen sein. 

Hervorzuheben ist. dass die Bürgerhöfe und die Stadthöfe 
nicht zu einem Gemeindeverband gehört haben. Noch am 1. Mai 
1654 werden auf dem rechten Dünaufer neben den vier alten 
Gemeinden aufgezählt: der Wack von 4 Gesinden, Blumeudahl 
oder Kengeragge, die K ruseragschen im Kengeragschen. 1657 
wurden sie zusammen mitSteinholm mit der Bezeichnung Jungfern­
hof unter einem Amtsverwalter vereinigt12). Wurde ein besetztes 
Gesinde einem Bürger verliehen, dann verblieb es in dem Ge­
meindeverband, da ja der Bauer in seinem Gesinde weiter blieb 
und nur die Leistung an Zins und Arbeit Gegenstand der Leihe 
war. Die Verleihung eines unbesetzten Gesindes machte das 
Gesinde zum Bürgerhof. Es schied somit aus dem Gemeinde­
verband aus. 1606 ging der ganze Kilcken-Paggast ein, als die 
beiden letzten noch besetzten Gesinde mit dem Lande der unbe­
setzten Gesinde dem Oberkämmerer Johann Friedrichs verliehen 
wurde13). Doch 1654 wird der Kilcken-Paggast wieder mit sechs 
Bauern genannt14). 

7) JRA. caps. C. 16: 1518 April 2. 8) JRA. Caps B. 42/43. '•>) LR. 
II 133, I 188. Vgl. § 3 u. § 5. 10) LR. II 318. 330 v. J. 1354. ") In 
diesem Jahre wurde in dem Naclilass des vorstädtischen Kapitäns Didrich 
ein Kasten mit den Privilegien, einem hölzernen Apostel und etlichem Zinn­
gerät dieser früheren Gilde gefunden und aufs Rathaus gebracht. Das hölzerne 
Bild und die Privilegien sollten in der Ratskanzlei verwahrt und die Zinn­
geräte dem Inspektor von Lemsal als Tafelgeschirr übergeben werden. 
Publica B. 16 S. 363: Prot. v. 26. Januar 1672. 12) OE. IV. E. 5 S. 63 f. 
8. 73 ff. 1S) Fragm. B. 2 Bl. 320. Im Revieionsbericht von 1607 werden 
zwei Gesinde zum Struppen-Paggast verzeichnet, die seit 1597 dem Land-' 
vogt Hausmann, und zwei weitere Gesinde, die je einem Bürgermeister auf 
Lebenszeit verliehen waren. Beilage 7 u. JRA. 2t S. 231. Die Ende des 
16. Jahrhunderts drei Bürgermeistern verliehenen Paggaste Kampe, Kilcke 
und Steinholm blieben als Gemeinden erhalten. GGA, Bibl. Msk. 61 St. 16. 
") OE. IV. E. 5 S. 63. 
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2. In dem Bericht der Landvögte von 1577—1578 werden 
12 Gemeinden genannt: 4 auf dem rechten Ufer der Düna: 
Springe, Marten Bulle, Jasper Kampe und Frantz Kilcke und 
8 auf dem linken Ufer der Düna: Nickla, Hans Siksten und 
Marten Schmit an der Düna, Stroupe an der Dünamündischen 
Grenze, ferner um den Babit-See: Matthies Pincke, Jürgen Dussel, 
Jacob Pletze und Marten Warkallen15). Die Gemeinden sind 
mit dem Namen des Gesindes des Gemeindeältesten bezeichnet. 
Dieser Name blieb der Gemeinde meist erhalten, auch wenn der 
Wirt eines anderen Gesindes zum Gemeindeältesten bestellt 
wurde16). Von diesen 12 Gemeinden war der Kilcken-Paggast 
1606 eingegangen; dagegen war durch Erwerb der Insel Stein­
holm durch Kauf in den Jahren 1572 und 1593 ein neuer Pag­
gast, der Steinholmsche,-hinzugekommen17). So weist denn der 
Revisionsbericht von 1607 wiederum 12 Gemeinden auf. Nur 
zwei von ihnen, Nickla und Marten Schmit, haben andere Namen 
erhalten, Puncke und Scliaddinglp). Alle diese Gemeiuden um-
fassten 1607 285 Gesinde. Davon waren 156 volle oder ganze 
Gesinde, d. h. von einem ganzen Haken, und 80 halbe Gesinde, 
d. h. von einem halben Haken. Dazu kamen dann noch 49 
kleine Landstellen, die von 45 Ehebowen, 2 Einfüsslingen und 
2 Badsttibern bebaut wurden oder behaut worden waren18). 

3. Die Beamten der Gemeinde waren der Alteste, der 
Rechtsfinder .und der Schildreiter. 

a) Der Alteste oder Wagger. Die lettische Bezeichnung 
wagaris ist ohne Zweifel von waga,9), die Furche, das Land, 
abgeleitet. Das Buch, in dem die Ländereien der Bauern ver­
zeichnet werden, das Landbuch, wird daä Waggenbuch20) genannt. 
Die hochdeutsche Form ist dann Wackenbuch. Das Landgeld 
wird in ihm als Wackengeld eingetragen. Das Gebiet, das Land 
der Gemeinden, Pagasteu, führt die Bezeichnung Wacke. Die 
über die Wacke geführten Register werden als Zins- und Waeken­
register bezeichnet21). Die Bezeichnung Wagger begegnet zuerst 
im Revisionsbericht von 1607: es werden als Wagger verzeich­
net: im Warkal-Paggast Thomas Warkai, im Dussel-Paggast Gerdt 
Bönhasz, im Pincken-Paggast Andres Pinck, im Puncke-Paggast 
.Jürgen l'unck, im Schadding-Paggast Bartolmes Schadding, im 

|f>) JRA. 28 S. 10-12. "') 1607 ist Jakob Bönhasz Wagger des 
Dussel-Paggast. Beilage 7. J7) JRA. Caps. B. 42/43. 18) ÄRA. III. 11. 4 
und Beilage 7. l9) Ulmann, Lett.-deutsches Wörterbuch Riga 1872. 
2") OE. IV. E. 5 S. 148: 1642 bei der Revision im Schaddingschen wird festge­
stellt, dass Wilm Jasper vermöge Waggenbuchs ein Günz-Häcker ist; ferner S. 150 
Godelhof, dies Land ist im waggenbuch Murkatken-Land ein ganzer Haken. 
2l) OE. IV. E. 1. Das Pinkenhofsche Wackenbuch von 1676—1677 enthält: 
der Bauern Zins- und Wacken-Register für die Dusselsche, Pinkenhofsche 
und Strupsche Wacke. OE. IV. E. 5 S. 63 f. bei der Revision von 1654 
werden verzeichnet neben Kilcken-, Kampen- und Springen-Paggast: Bullen-
Wack, der Wack von 4 Gesinden und Blumendahl oder Kengeragge. 
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Kampen-Paggast Fraiitz Kampen. Bei den übrigen sechs Gemeinden 
ist verabsäumt worden, den Wagger zu nennen22). In den Be­
richten der Landvögte wird nur die Bezeichnung de oldeste, 
Bltister angewandt, in den Protokollen des Landgerichts aber 
auch die Bezeichnung Wagger. Er wird auf Vorschlag des Land­
vogts von den Bauern gewählt und dann mit ihrer gewöhnlichen 
acclamation aufgehoben*3). Seine Hauptaufgabe war, wie schon 
der Name andeutet, die Aufsicht über das Land und seine Be­
wirtschaftung durch die Bauern24). Danu hatte er auch die 
Bauern zur Arbeit aufzubieten und bei der Arbeit zu beaufsich­
tigen25). Die der Stadtherrschaft schuldige Gerechtigkeit hatte 
er einzusammeln und in der Stadt abzuliefern26). Er hatte 
darauf zu achten, dass die Gemeindeglieder Sonntags regelmässig 
den Gottesdienst besuchten, und die Weggebliebenen zur Anzeige 
zu bringen27). Über in der Gemeinde vorgekommene Verbrechen 
hatte er dem Landvogt zu berichten; für Verhaftete hatte er 
sich zu verbürgen88). Er hatte auch darauf zusehen, dass weder 
die Bauern noch ihre Beiwohner verbotene Beschäftigungen wie 
Bierbrauen, Kaufschlagen, d. i. Vorkäuferei, betrieben20). Bei 
Feldzügen .war er der Anführer des Aufgebots der Bauern80). 
Einer der Ältesten wurde zum Profoss bestellt31). Für seine 
Mühewaltung erhielt er ein Zehrgeld oder eine Gerechtigkeit 
oder er wTurde von einer Leistung als Bauer befreit32). Bei 
Lässigkeit in seiuer Amtsführung wurde er bestraft33). 

22) Beilage 7. 23) OE. IV. E. 5 Revision von Godelhof, vgl. auch 
Revision von Piukeiihof 1687 und 1657 Juni 11: bei der Revision von Stein­
holm wird von den Bauern der neue Amtsverwalter altem Gebrauche nach 
aufgehoben und zu der neuen Verwaltung mit Handgebung Glück gewünschet. 
24) OE IV E. 5 S.,,66, 1638: der Lnndvogt besichtigt mit dem Amts­
verwalter und dem Ältesten die Felder der Gesinde. 25) Zwei KR. S. 160: 
dem oldisten sine Gerechticheit, dat he de Buren thohope brachte. JRA. 28 
S. 72. 73. 78. OE. IV. E. 5, 1638: die Arbeiter sollen nicht mehr zur Ar­
beit aufgeboten werden, da sie ihre Zeit jetzt selbst wissen. zü) ÄRA. 
V. 5. 17, 1633: der Amtmann wird dafür sorgeu, dass die Ältesten die Ge­
rechtigkeit an Fischen, Gänsen und Hühnern reclitz<|jtig einsammeln und 
abliefern. JRA. 28 S. 70: die Ältesten erhalten eine Tonne Bier als ihre 
Gerechtigkeit bei der Ablieferung der Fische und anderer Gerechtigkeiten. 
2~) ÄRA. V. 5. 17, 1626. Coiulitiones der Amtleute, ferner OE. IV. F. 2. 
28) Fragm. B 2 Bl. 348, 1607: der Wagger klagt über des Pucksten Weib. 

.Fragm. B. 2. Bl. 309, 1605: der Wagger beantragt die Bestrafung eines 
Bauern." Fragm. B. 2 Bl. 318, der Wagger wird als Zeuge vernommen. 
Fragm. B. 2 Bl. 375, 1607: der älteste soll sich für die in Haft genom­
menen Beklagten verbürgen. *9) ÄRA. IV. 8. 1: Wetteordnung von 1592 
S. 55. 30) JRA. 28 S. 80: der Amtmann begibt sich mit 9 Ältesten und 
12 Westneeken nach Lennewarden, also dat ein jeder alse mit seinen West-
neken tho erem Folcke sehen scholde. 81) JRA. 28 S. 76: Hans Springe ein 
nie Regiment laten macken, wie he vor en Profasz mit den Buren ut sohle. 
32) Vgl. Anrn. 25 u. 26. OE. IV. E 5 S. 169: Wagger, Schildreiter und 
Rechtsfinder sind frei von<t Arbeit. JRA. 28. S. 69. ÄRA. II 8.1. Wette­
ordnung von 1592: der Alteste soll den 4. Pfennig von allen ins Gericht 
gebrachten Sachen erhalten. 33) ÄRA. II 8. 1, 1592: der Älteste soll umb 
40 Mark oder in mangelung dessen am leibe gestraffet werden. 



b) Der Rechtsfinder. Seine Befugnisse werden von dem 
Altesten ausgeübt34). Er ist in der Hauptsache Urkundsperson. 
Sein Gutachten wurde zur Feststellung von alten Gewohnheiten 
eingeholt. Bei Schlichtung von Grenzstreitigkeiten hatte er auf 
Grund seiner Ortskenntnis mitzuwirken. Geringe Streitigkeiten 
unter den Bauern soll er schlichten35). Anfang des 17. Jahr­
hunderts bei Einführung der Gutswirtschaft werden besondere 
Rechtsfinder ernannt und ihnen die Befugnisse der Ältesten 
übertragen, soweit sie nicht der Amtsverwalter auszuüben hatte, 
da der Alteste als Aufseher der Landarbeiter Gutsbeamter 
wurde. Seine Verpflichtungen und Rechte, wie sie von alter 
Zeit her bestanden haben, werden in den Vorschriften für die 
Inquisition in Holmhof vom 3. Februar 1700 angegeben86). Diese 
Vorschriften bringen auch Aufklärung über die Verpflichtungen 
des Gemeindeältesten oder Waggers. Der P. 24 dieser Vorschriften 
lautet: Weil 2 Rechtsfinder im Holmhoff sehen verordnet seyn. . . 
Und danebst ihnen zu vermahnen, tueil ihnen die Ehre ist zu­
erleget über andere Bauerschafft ein Obsicht zu haben, dasz sie 
ihr Ambt treulich nachkommen und auf einen jeden Baurgesind 
wohl achtgeben, dasz er nicht muthwilliger und faulerweise 
sein Land und Wirthschafft verlasze, und wan er solches ver-
spühret bey der Herrschaft kundt thun, wie auch wann Strei­
tigkeiten unter ein und andere vorfiele oder das benachbarte 
Vieh in das Korn aufm Acker Schaden gethan und sie von der 
Hofes Herrschaft erfodert werden, solchen Streitigkeit und Scha­
den zu besichtigen und taxiren, so sollen sie als Gewissens-Leute 
nicht mit Unbedacht verfahren, sondern solches alles wohl mercken 
und erkündigen und davon der Hofes Herrschaft raport geben, 
worüber hernach laut Haus- und Landt-Manier die Sache mit 
der Hofes Herrschaft überleget und die Parten entschieden werden, 
Ausserdem war ihm noch die Aufsicht über die Kirchhöfe über­
tragen. Über die Einnahmen von Begräbnissen hatte er alle 
Vierteljahr dem Landvogt Rechnung zu legen35). 

c) im 17. Jahrhundert findet sich für Wagger die dem Pol­
nischen entlehnte Bezeichnung Starost38). Der Alteste-Starost 

31) Ältester und Rechtsfinder Laurenz Kilcke . . . Fragm. B. 2 BL 191. 
Vgl. § 8, 3. s5) OE. IV. B. 5 S. 22. 62.133 ff. JRA. 28. S. 39 ff. JRA. 19 
S. 253. OE. IV. E. 5, 1638: der Rechtsfinder berichtet über die Leistungen 
der Bauern an den Pastor von Bietern. 3(1) OE. IV. F. 5. 37) OE. IV. 
E. 5 S. 141. 1637. 3K) OE. IV. E. 5, 1637 Marz 2: der Austring wird 
den Landarbeitern als ihr fcitarost vorgestellt und ihnen befohlen, ihm zu 
gehorchen, ferner S. 11 u. 12. aRA. V. 5.17,1626: Conditiones der Amtleute: sie 
sollen einen Wagger als Aufseher über die Landarbeiter halten. OE. IV. E. 5 
S. 63 ff. Bei der Revision von Holmhof 1675 berichtet der Hoffeswakgar 
oder Starost über die Arbeiten auf dem Hof Holmhof. OE. IV E 5 S. 145, 
1638: der Amtmann bittet um einen Wagger oder St.nrost. OE. IV. E. 5, 
Finkenhof 1638 Februar 14: wenn die, Arbeiter nicht zur Arbeit kommen, 
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darf aber nicht mit dem Ältesten-Wagger der früheren Zeit ver­
wechselt werden. Der Starost ist nicht Gemeindebeamter, son­
dern Beamter der Gutsherrschaft. Er ist der vom Landvogt 
ernannte Aufseher über die von den Bauern, den Gesindeswirten, 
für den Gutshof zu stellenden Landarbeiter. Er wird von dem 
Landvogt oder dem Amtsverwalter oder dem Gutspächter be­
soldet. Auch werden ihm, falls er ein Gesinde hat, neben dem 
Lohn die Leistungen an Zins, Gerechtigkeit und Arbeit teilweise 
erlassen89). 

d) Der Schildreiter, lettisch wesznick, westeneck, westneek, 
abgeleitet von wehsts, die Nachricht, also eine Person, die eine 
Nachricht: eine Anordnung des Landvogts, eine Ladung vor das 
Landgericht, ein Aufgebot zur Arbeit überbringt. Er wird auch 
nach seinem Wohnsitz als Entfottling40), Kammerneck, Peirtneck, 
Badstüber bezeichnet11). Einmal finde ich auchJdie]Bezeichnung 
jatneck oder Schildreuter42). D;e gewöhnlichen Bezeichnungen 
sind wrestneck und Schildreuter. Er hatte eine doppelte Aufgabe 
zu erfüllen, da er sowohl der Gehilfe des Waggers - Rechts-
linders als auch des Land Wachtmeisters war. In letzterer Eigen­
schaft hatte er bei Vorladungen vor Gericht, bei Pfändungen, 
beim Aufspüren begangener Verbrechen, bei Verhaftungen mit­
zuwirken, als auch diese Handlungen selbständig vorzunehmen43). 

soll der Starost des Tages hernach sie befuget sein zu pfenden. OE. IV. E. 5 
S. 145: der Rechtsfinder begutachtet einen in Godelhof anzustellenden Sta-
rost. OE. IV. E. 5, Godelhof 1638 Februar 2: der auf dem Heythof ein­
gerichtete Viehhof soll von einer Hofmutter mit Hilfe eines Starosts 
bewirtschaftet werden. 8fl) OE. IV. E. 5 S. 63, 1654: die Landvögte be­
stimmen, dass der Wagger auf sein eigen Brod zur Hofesarbeit kommen 
soll. OE. IV. E. 5 S. 29, 1640 August 13: Deputat des Ältesten, das er 
zu seinem halben Haken in Pinkenhof erhält: 6 Loff Roggen, 10 Loff Maitz, 
1 Lispunt Hopfen, 3 Lispunt Saltz, ein Schwein, 2 Loff Habern, ein Loff 
Gersten zu Grütze, ein Loff Gricken zu Grütze, '/ü Loff Erbsen, 3000 Ström­
linge, 10 vt. an Gelde. Hierbcy noch, da er sich werde gebürlich und fleisig 
verhalten, soll ihm 2 Riksdahler zu einem Rock gegeben werden. OE. IV. 
E. 1, 1696: der Starost oder Wagger sitzt nicht, wie im ganzen Lande 
gebräuchlich, auf Land, sondern erhält seinen Lohn vom Arrendator. 
40) Einfüssling, d. h. ein Fiissling, ein Arbeiter zu Fuss, ein Fussgänger im 
Gegensatz zum Arbeiter mit einem Pferde. 4I) JRA. 28 S. 69: Ausgaben 
des Amtmanns: Erstlich so hebbe ick den Olsten und Entfottleinge, Kam­
mer necken, Peirtnecken ock SchiltReidercn edder Westnecken einem jederen 
nha dem olden sine Gerechtigkeit gegeven. 42) OE. IV E. 5 S. 69: 1654, 
Bullen-Wack. Vgl. Anm. 45 Schiuss. **) Fragm. ß. 2 Bl. 117: der 
Westneck macht Aussagen über eine Mörderbande ; Bl. 346: verfolgt mit 
dem Landwachtmeister Diebe; Bl. 546: berichtet, dass ein zur Ausantwor-
tung vorzustellender Bauer entwichen sei; Bl. 574: berichtet mit dem Land­
wachtmeister über einen Einbruch; Bl. 583: pfändet zwei Tonnen Hier; 
Bl. 400: bringt einen Dieb zur Haft; Bl. 415: pfändet ein Fuder grünes 
Holz; Bl. 541: berichtet über eine Verfolgung von Polen mit der undeut­
schen Wache; Bl. 321: wird wegen Amtsmissbrauch verklagt. JRA. 28 
S. 71: der Westneck vernagelt, die Wohnung eines Verstorbenen; S. 72: 
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Als Gehilfe des Waggers hatte er insbesondere im Auftrage des 
Landvogts Schulden und rückständige Gerechtigkeit von den 
Bauern einzufordern44). Als Lohn erhielt er Geld oder ein 
Stück Land frei von Leistungen45); dann hatte er auch Anspruch 
auf Gebühren40). 

§ 10. 

Die Bauerhöfe, Gesinde. 

1. Die Bauern wurden in der Stadtmark in Einzelhöfen, Ge­
sinden, angesiedelt, die sich bis auf den heutigen Tag mit ihren 
alten Namen erhalten haben. Pachtverträge mit den Bauern aus 
dem 14. und 15. Jahrhundert sind nicht erhalten. Da die Be­
dingungen der Pachtverträge bei allen die gleichen waren, konnte 
man sich beim Abscliluss der Verträge mit einer mündlichen 
Verabredung begnügen und brauchte die Schriftform nur aus­
nahmsweise anzuwenden1). So 'sind denn auch erst von 1510 an 
einzelne Verpachtungen im Neuen Landbuch verzeichnet. In 
ihnen wird das Gesinde dem Bauer für seine, seiner Frau und 

bewacht in der Nacht aus dem Stint-See geholte Balken; S. 78: holt mit 
dem ältesten Wallholz zur Stadt; S. 80: führt im Kriege mit dem Ältesten 
das folk; S. 75: zeigt er an, wie Schanzkörbe anzufertigen sind. 44) OE. IV. 
F. 8: IIonnighof-Holmhof, Pachtvertrag von 1616 Mai 9. 4r>) Nach den 
Wackenbüchern des 17. Jahrhunderts hat der Westneck einen "Viertel-
hakeu frei von Arbeit und Zins. OE. IV. E. 5, 1637. Dussel-Pagast: 
Jürgen Meddenecken ganzen Haken besitzt Jane Medden, welcher Kister und 
Schildreuter ist, thut aber wenig. Ferner: Matz Atlops geweeei Westnehcks 
Land. Bei der Revision 1607 werden zwei Westnecke als, Landbesitzer 
verzeichnet. OE. IV. E. 5 S. 146: 1638 und Beilage. 7. ÄRA. Y. 4. 2: 
wird der Westneck auf einem undatierten, der Handschrift nach dem 
17. Jahrhundert angehörenden Zettel nicht Einfüssling, sondern Inspendiger, 
Einspenniger (von span, ein Stück Land) genannt und erhält als Lohn: 
30 Rth. = 450 alte Mark, 10 Ellen zum Gewand, 2 Rth. Macherlohn, 45 M. 
Stiefelgeld und freie Wohnung. OE. IV. E. 5 S. 146, 1638: der Amt­
mann berichtet, dass der Weszneck sich von seinem Lande nicht unterhalten 
könne, dass aber ein Anderer das Land für 120 Mark pachten wolle; könnte 
der Weszneck mit gelt unterhalten und contentieret werden. OE. IY. E. 5, 
S. 69, 1654: Bullen Wach: Otto Mauritz ist ein jatneck oder Schiltreuter 
und ist frey, d. h. von Arbeit und Zins. 4r>) JRA. 28 S. 69 wird die dem 
Schildreiter gebührende Gerechtigkeit erwähnt; vgl. Anm. 41. S. 75: erhält er 
ein Zehrgeld. OE. IV. E. 5. S. 133, 1659: der Westneck hat Anspruch 
auf einen Anteil an allem an die Stadt fallenden erblosen Gut. 

i).Vgl. An in. 3 und OE. IV. E. 5 S. 17, 1638 Mai 19: Der Landvogt 
verordnet: das er disz Jahr noch bey dem alten gelte verbleiben soll nemblich 
8 Rth.. nach Verfliessung eines Jahres Zeit soll er zur Arbeit schicken oder 
ein mehrers geben und sein abschrifft immittelst wieder schaffen, abschrifft, 
copia bedeutet Urkunde, also hier die alte Vertragsurkunde. 
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seiner Kinder Lebenszeit verpachtet2). Da auch in Verpach­
tungen an Bürger in dieser Weise die Zeitpacht bestimmt wird, 
glaube ich mit Sicherheit annehmen zu dürfen, dass diese Zeit­
bestimmung von Anfang an üblich gewesen ist. Das wird auch 
durch folgenden Bescheid des Landgerichts vom 7. Juli 1638 
bestätigt: E. E. Landgericht helt diese Einweisung des heiv-
schlages Zrverck-Plawe genandt uf Segguszen und seines itzigen 
Eheweibes Annae auch Sohns Jochims lebtagen, so lang sie sich 
gebhürlich und gehorsam verhalten werden, für genehmb3). Zur 
Rodung eingewiesen wurde immer ein fest umgrenztes Stück 
Land4). Die ersten zwei Jahre waren nach landüblichem Ge­
brauch Freijahre5). Nach ihrem Ablauf hatte der Pächter jähr­
lich zu leisten: einen Zins in Korn, eine Gerechtigkeit in Heu 
und in Holz sowie in Gänsen, Hühnern, Eiern, Fischen, ein Land­
geld und Arbeit. Die einzelnen Bauerhöfe waren alle von gleicher 
Grösse. Sie betrug einen Haken zur Anlage von Hof, Garten 
und Acker. Im Revisionsbericht von 1607R) werden die Gesinde 
in volle oder ganze und halbe Gesinde eingeteilt. Jn den Pro­
tokollen des Landgerichts des 17. Jahrhunderts wird der Haken 
als volles Land, der halbe Haken als halbes Land bezeichnet, 
z. B. Jürgen und Michel Pucks gantzen Haaken besitzen itzo 
Pawel und Casper Rauicke, gehorchen nuhr für einen 1 2 Haa­
ken; des Pawel Rauicken Vater lebe noch und könne nicht 
leugnen, dass die Rauicken auf einem vollen Lande sitzen1). 
Den für seine Wirtschaft erforderlichen Heuschlag konnte sich 
der Bauer in der Nähe seiues Hofes räumen oder auch durch 
Kauf erwerben8). Der Umfang der zu einem Hof gehörenden 
Heuschläge war daher sehr verschieden, während Hof, Garten, 
Acker immer einen ganzen oder einen halben Haken ausmachten 
oder vielmehr zu einem ganzen oder einem halben Haken ge­
rechnet wurden. 

2) JRA. 19 S. 103. 105. 145 aus den Jahren 1511. 1510. 1560. s) Seggus 
hatte den Heuschlag gegen zwei andere Heuschläge im Austausch erhalten. 
OE. IV E. 5 Pinkenhof. 4) EB. II 145, 1506: Hof auf der Olekt: ehe 
he bereden is und afgetekent von dem lantfagede dolor tid wesende so syue 
graten und schedinge mede bringet. JRA. 19 S. 139, 1553: ein gesynde aver 
der Dune . . . mit alle syner thobehoringe und grentzen glichs desulve in 
»ynen graven und knien licht. EB. II 18, 1494: einen hof m. s. t. over der 
Dune . . . szo des rades bref darup gemaket de schedinge medebringet. 
ß) OE. I V. E. 5, Pinkenhof 1637: Andres Meschekuige V2 Haaken lieget theilsz 
wüst theilsz wirdts von Austring bearbeitet, wirdt Meschekuje itzo genandt; 
Austring hat sich erhöhten, dasz er dieselbe Ländere so meistentheils wüst 
amzgraben und hergegen 2 Hoffstell von seinen vorigen Ländern dem Hoff 
abstehen will, deszen begehrte er 2 Jahre Freyheit, welches die 11. Landvögte 
angenommen. OE. IV. E. 5, Holmhof 1670: der Bauer habe landüblichem 
Gebrauch nach 2 Freihjahre gehabt und wolle nun weg. °) Beilage 7. 
7) OE. IV. E. 5 Pinkenhof 1637 März 2; fernem daselbst: Ante Treutzen 
halbes Landt hat Anfing, welcher auch Jacob Treutzen halbes Landt hat, 
gehorchet aber nur für '/2 Haaken, stehet auch zu refornu'ren. 8) Viele 

3 
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2. Während also bei den zu Grundzins vergebenen Lände­
reien das deutsche Landmass, die Hufe, von 400 Geviertruten in 
Anwendung gekommen war, wurde bei Besiedelung der Stadtmark, 
ebenso wie bei der Besiedelung des deutschen Ostens dein sla-
vischen Landmass, dem Haken, der Vorzug gegeben9). Über die 
Grösse des rigaschen Hakens fehlen zwar unmittelbare Nachrich­
ten; sie lässt sich aber nach Berichten aus dem 17. und 18. Jahr­
hundert berechnen. So wird in dem Bericht über die Revision 
des Stadtgutes Pinkenhof vom Mai 1775 hervorgehoben, „dasz 
dieses Guth nicht auf Revisions sondern auf Bauern- oder Zahl-
haacken berechnet wird und zwey dieser Haacken auf einen Re-
visions-Haacken gehen"10). Da nun ein Revisionshaken 60 schwe­
dischen Tonnstellen zu 14000 schwedischen Geviertellen ent­
spricht und da eine schwedische Tonne gleich 2 rigascheu Löf 
zu setzen ist und demnach also eine Tonnstelle gleich 2 Lof-
stellen und folglich ein Revisionshaken gleich 120 Lofstellen ist, 
so ist ein rigascher Bauern- oder Zahlhaken gleich 60 Lofstellen 
zu rechnen11). Und in der Tat rechneten die schwedischen Land­
messer eine rigasche Lofstelle gleich 7000 schwedischen Geviert­
ellen, wie sich aus den im rigaschen Stadtarchiv aufbewahrten 
Karten von pinkenhöfschen und holmhöfschen Gebietsteilen 
ergibt. Andrerseits wird im Jahre 1779 bei Berechnung der 
Huddenhöfschen Wacke ihr als Norm ein Viertelhaken gleich 
15 Lofstellen zugrunde gelegt. In Wirklichkeit enthielt damals 
im Babitschen Gebiet der Viertelliaken durchschnittlich 18 Lof­
stellen Ackerland mit 46 Lofstellen Heusclilag12). Auf den vollen 
Haken wären demnach 72 Lofstellen zu rechnen gewesen. Doch 
ist zu berücksichtigen, dass die einzelnen Gesinde, die alle ur­
sprünglich einen Haken gross waren, im Laufe der Zeit einer­
seits durch neue Rodungen und durch Aneignung von Teilen 
wüster Gesinde nicht unwesentlich erweitert, andrerseits aber 
auch durch Liegenlassen unfruchtbarer Landstücke oder durch 
Naturereignisse wie Hochwasser erheblich verkleinert worden 
waren, während sie im Wackenbuch immer noch mit einem Haken 

Bauern besassen Heuschläge auf der Spilwe. OE. IV. E. 5 S. 44-47, vgl. 
Publica B. 4 S. 282, 1659 Juli 31. 9) Über den Haken vgl. Müller, Liv-
ländisclie Agrargesetzgebung (Riga 1892) S. 97 ft". Tobien, Die Agrarge­
setzgebung Livlands im 19. Jahrhundert (Berlin 1909/1911) B. 1 S. 53 ff. 
10) OE. IV E. 1. n) Im Mai 1431 bekundet bei einem Verhör über die 
Verhältnisse in Kurland der 70 Jahre alte piltensche Bürger Jakob Sandow, 
dass er von seinen Eltern und alten Leuten gehört habe, quod verns uncus 
terrae dcbet contineri spacium seminis sexaginta modiomm dictorum imlga-
riter lope de terra culta dumtaxat. Ein anderer Zeuge Sifridus plebanus 
in Poszen Curon. dioc. erklärt dagegen, dass spurium und continct triginta 
modios vulgariter lope scmonis et est communis illa observancia, diät ultra 
quod prata et nemora sunt accessoria ad illos uncos. LUB. VIII 440. Der 
2. Zeuge verwechselt wohl die Hufe zu 30 Morgen mit dem Haken zu 
60 Lofstellen. i*) OE. IV. E. 1. 



235 

verzeichnet blieben. Auch Trägheit, Unglücksfälle, Armut auf 
der einen Seite und Fleiss, Tüchtigkeit und Erwerbssinn auf der 
andern Seite Laben vielfach Verschiebungen der Grenzen der 
einzelnen Gesinde und damit Veränderungen ihrer wirklichen 
Grösse verursacht, so dass schon bei den Revisionen des 17. Jahr­
hunderts ganze Gesinde nicht mehr zu ermitteln waren, wiewohl 
ihre Namen immer noch im Wackenbuch verzeichnet standen 1S), 

Die ordnungsmässige Grösse eines rigaschen Hakens ist 
demnach auf 60 Lofstellen anzusetzen. Das ergibt drei Felder 
zu 20 Lofstellen mit einer Aussaat von etwa 20 Löf Roggen, 
die einer Ernte von 80 Löf Roggen entspricht, da im Durchschnitt 
nicht mehr als 3 Korn über der Saat geerntet wurde14). 

Die zu einem Gesinde gehörigen Heuschläge waren durch neue 
wiederholte Rodungen, durch Erwerb alter Heuschläge auf der 
Spilwe und auch durch Aneignung von Heuschlägen unbesetzter 
Gesinde vielfach so vergrössert worden, dass viele Wirte einen 
Teil ihrer Heuschläge verpachten mussten, was der Rat insoweit 
duldete, als er einerseits nur die Verpachtung an Auswärtige 
verbot, um zu verhindern, dass der Stadt Land der Mark ent­
fremdet 15) wurde, andererseits aber den Verkauf des zur Bewirt­
schaftung des Gesindes nicht erforderlichen Heues nur an riga-
sche Bürger gestattete ,f'). 

Als Weide stand dem Bauer der Stadtwald und wildes Heide­
land zur Verfügung. Hauholz und Brennholz durfte er sich aus 
dem Stadtwalde und den benachbarten Gebieten des Ritteror­
dens holen17). 

13) OE IV. E. 5. Pinkenhof 1637 März 2: Mellenbar dt hat nur einGar-
tenstel gehabt; in deszen stel der Pawel Schnidker wohnet, welcher auch etwas 
von Konkusz Ländern wie auch Jürgen Kall ein Haaken besitzet. Ferner: 
Jacob Radtnecken gantzen Haaken besitzet itzo Lips Cliwe, ist Rechtsfinder, 
worauf ein Paur Tönisz zuvor mit Jacob Radtnecken geleich gewohnet, der­
selbe Cliwe helt auch Suschen Landt halbe Haken zwischen Karben und 
Bennousz, so ihm seinem Berichten nach H. Bürgermeister Ulrich nachgegeben, 
hat 3 statliche Hewschläge dabei/, wie auch Stück Landes im Busch, worauf 
der Duschel zu sprechen; noch soll er haben 2 Stück von — Loff Hofes Lande 
zwischen König und Madden; noch hat er des Atlops Vattern 1 Stück Landt 
von 1 Lobstete bey Meine Meesche genommen, welches dem Atlops zu resti-
tuiren zusampt den Hewschlegen. Ferner: Michel Waidziben Landt hat Gert 
•Waidsibe, gehorchet für 1/s Haaken und gibt kein Hew, ist wol im Wacken­
buch für einen gantzen Hehclcer verschrieben, aber nach fleisziger inquisition 
ist nicht mehr alsz '/* Haaken befunden worden, worbey es die H. LandtVögte 
verbleiben Igszen. Jacob Webersz Landt stehet zur ferneren inquisition, dan 
man keine Nachrichtung haben können; vgl. OE. IV. E. 5. S. 59, 1638. 
14) OE. IV. F. 1. Beilage zum Wackenbuch von Holmhof Ostern 1680, 
15) LR. I 188: nullius colere debet dictam terram nisi ibidem velit residere. 
Vgl. ÄRA. Urkunden, 1550 Oktober 6. OE. IV. E. 5, 1670 September 15: 
Verbot der Verpachtung von Heuschlägen an Kurländer. lö) OE. IV. F. 5, 
Pachtvertrag von Holmhof 1616 Mai 9 1'. 13: Der Amtmann und Pächter 
wird verpflichtet, darauf zu sehen, dass von den Bauern Korn, Heu, Holz, 
Kohlen und Fische nicht nach Mitau geführt werden, dass vielmehr Alles 
nach Riga zum Verkauf an die Bürger gebracht wird. 
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§ 11. 

Zins und Gerechtigkeit. 

Dem im Neuen Landbuch von 1494 erhaltenen Vorwort zum 
alten nicht erhaltenen Landbuch von 1438 ist zu entnehmen, dass in 
dem alten Buch verzeichnet war, in welchen Gegenden der Stadt­
mark die Undeutschen die Hälfte, ein Drittel oder ein Viertel 
zu geben schuldig waren, sowie auf welche Gerechtigkeit die 
Landvögte Anspruch hatten. Also Zins und Gerechtigkeit hatte 
der Pächter zu leisten und zwar den Zins in einem Teil der 
Ernte. Im Laufe der Zeit hat sich die ursprüngliche Leistung 
nur insoweit verändert, als sich ein einheitlicher Satz sowohl 
für den Zins als auch für die Gerechtigkeit herausgebildet hat, 
der in einem auf Aufforderung der Landvögte durch die Amt­
leute im Jahre 1637 abgegebenen Spruch als von alters her fest­
stehend bezeichnet wurde. Danach bestand der Kornzins in dem 
vierten Korn, der Heuzins in einem Drittel der Heuernte, der 
Holzzins in der Hälfte des vom Bauer aufgeschlagenen Holzes'). 

1. Dass der Kornzins in dem vierten Teil der Ernte zu 
bestehen hatte, wird schon im 13. Jahrhundert bezeugt. Im 
Jahre 1240 verpachtete der Rigasche Rat dem rigaschen Dom­
kapitel den 4. Teil der Insel Osmesar, die später Domherrn­
holm genannt wurde, für diesen Satz, wobei vereinbart wurde, 
dass dem Rigaschen Rat als dem Verpächter die Wahl zustehen 
sollte, ob ihm der vierte Teil des geschnittenen und aufgesta­
pelten Getreides oder der vierte Teil des ausgedroschenen und 
ausgemessenen Korns zu liefern sei2). 

Ob sich der Rat auch bei der Verpachtung der Bauerhöfe 
diese Wahl vurbehalten hatte, ist nicht mehr festzustellen. Sicher 
ist nur, dass der Zins während des ganzen Zeitraums bis 1600 
in dem 4. Korn bestanden hat3). Als beim Übergang zur Guts­
wirtschaft die Landvögte zur Neuordnung der Verhältnisse das 
bisher geltende Recht feststellen liessen, gaben die Amtleute 
im Jahre 1637 den Spruch ab: „dasz der Herrschaft von aller­
hand Getreide das 4. Korn gebühret, wans geschnitten wird, und 
sey überall solches gebräuchlich"4). Das Verfahren zur Pest­
stellung des 4. Korns wird in dem Zusatz: wans geschnitten 
wird, angedeutet und durch folgenden Bescheid des Landvogts 

(Seite 235) ») LUB. XI. 335. 337 und JRA. caps. d. 1535 Juli 23. 
l) JRA. 19 S. 1. 2).LUB. I 164. LG. 118. Vgl. § 6, Anm. 18. 

5) Vgl. § 6 Anm. 18. 4) OE. IV. E. 5 S. 8. E. E. Rahts schlus 
wegen des schnits, der am 21. Juli 1638 dem Amtmann von Pinkenhof 
eröffnet wurde, ist nicht erhalten OE. IV. E. 5 S. 28. 
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klargestellt: Im Mai 1638 bei der Revision von Pinkenhof ver­
fügt der Landvogt: die Sillenecken so auff gelt gelassen seint, 
sollen das 4. Korn schneiden laszen.,r>). Es sollte also ein Viertel 
des Kornfeldes für die Stadt gemäht werden. Bestimmt wurde 
dieses Viertel durch den Landvogt oder seine Beamten. Das 
wird bestätigt durch eine audere Anordnung des Landvogts vom 
Mai 1654 für den Kampen-Paggast: anstatt des Schnitts sollen 
sie stehende Gerechtigkeit erlegen, jedoch auf vorher geschehene 
Bereitung des H. LandVogts nebst den Amtsverwaltern und 
Eltesten, so vor Jacobi noch geschehen soll6). Der bisher hier 
noch übliche Anteil an dem zu schneidenden Getreide wird also 
ersetzt durch eine nach Besichtigung der Kornfelder durch 
Schätzung festgestellte Meuge Korn. Dem entspricht auch die 
Ausdrucksweise in der Beschwerde der Kallsemnecke vom Mai 
1638, dass sie 4 Loff vorm Schnitt1) nicht geben könten, hätten 
schlechte und kleine. Länder, presentirten 6 Loff zu geben5). 
Nachdem das Korn auf dem für die Stadt ausgewählten Viertel 
geschnitten war, hatte der Bauer das geerntete Getreide beson­
ders zu dreschen und in der Klete, der Vorratskammer, aufzu­
bewahren. In dem Bericht des Landvogts von 1577 und 1578 
wird ausdrücklich verzeichnet, dass die Bauern das vierte Korn 
aus den Kleten geliefert hätten, also das ausgedroschene Korn8). 
Ebenso lieferten die Steinholmschen Bauern nach dem Bericht 
über die Verwaltung der Kapitelsgüter 1547—1552 als Zins aua­
gedroschenes Korn9). Die Ablieferung des Kornzins hatte schon 
im Herbst zu geschehen. Das war aber nur möglich, wenn, wie 
angegeben, der volle Zinsbetrag beim Kornschnitt festgestellt 
wurde. Eine Feststellung des Zinsbetrages nach dem Ergebnis 
der ganzen Ernte an Korn hätte erst im Frühjahr erfolgen können, 
da das Dreschen des Getreides, abgesehen von der erforderlichen 
Saat, eine Arbeit ist, die im Laufe des Winters ausgeführt wird. 
Dass aber das 4. Korn nicht erst nach Beendigung des Drusches 
der ganzen Ernte festgestellt wurde, lässt sich auch dem Bericht 
über die Verwaltung der Kapitelsgüter 1547- 1552 entnehmen. 
Nach ihm wurde das Korn durch die Bauern in zwei Terminen 
zur Stadt gebracht, wobei an dem zweiten Termin der an dem 
vollen Zinsbetrag noch fehlende Rest geliefert wurde. Nun wurde 
aber der rückständige Rest an Roggen in den fünf Jahren schon 
am 22. August, 31. Oktober, 11. November, 24. Oktober und 
29. August, der rückständige Rest an Gerste aber am 3. Oktober, 
24. Dezember, 11. November, 25. November und 21. Oktober, 

5) OE. IV. E. 5 S. 16. ß) OE IV. E. 5 S. 16. ') Der Schreiber 
wollte schreiben: vor den Schnitt 4 Loff, schrieb aber vor den Loff vorm 
Schnitt, strich dann vor den und schrieb 4 über vor; es soll lieissen: 4 Löf 
für den Schnitt; vgl. Anm. 12. 8) JRA. 28 S. 4 u. 9. 9) ÄRA. Urkun­
den 1547 
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also zu einer Zeit abgeliefert,0), zu der der Drusch der ganzen 
Ernte noch garnicht beendet sein konnte. Da nun die Annahme, 
dass das 4. Korn auf Grund einer Schätzung vor dem Schnitt 
festgestellt worden sei, unvereinbar wäre mit der Anordnung 
von 1654, nach der eine solche Schätzung als eine Neuerung an 
Stelle des Schnitts eingeführt wurde, und da die weitere An­
nahme, dass, wie nach dem Vertrage von 1240 der 4. Teil des 
geschnittenen und gestapelten Getreides zu geben war, nach dem 
Wortlaut der angeführten Quellenstellen nicht zu rechtfertigen 
wäre, so wird man zu der Annahme gezwungen, dass ein Viertel 
des bestellten Kornfeldes vor dem Schnitt für die Herrschaft 
ausgewählt wurde. Die Ernte wurde dann mit Hilfe der von 
den Landvögten der Stadt vorbehaltenen Arbeiter ausgeführt11). 

Dass dieses Verfahren für den Pächter wie auch für den 
Verpächter überaus lästig sein musste, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Da es überdies dem Verpächter nicht die geringste 
Gewähr dafür bot, dass er den ihm zukommenden Zins in seinem 
vollen Betrage erhielt, so konnte es auch nur so lange als aus­
reichend anerkannt bleiben, als es der Stadt, dem Verpächter 
nur darauf ankam, sich aus ihrem Grundbesitz nur die zu ihrem 
Haushalt erforderlichen Mittel zu verschaffen. Als mit dem Aus­
gang des 16. Jahrhunderts mit dieser Anschauung gebrochen 
wurde, musste auch ein anderes, zweckmässigeres Verfahren, das 
sowohl die Stadt als auch den Bauer befriedigen konnte, gefun­
den werden. Das geschah im Jahre 1638. In diesem Jahre 
machten die Landvögte den Bauern den Vorschlag, als Kornzins 
anstatt des 4. Korns „eins vor allen" 4 Löf Roggen und 4 Löf 
Gerste vom Haken zu geben. Die Bauern nahmen diesen Vor­
schlag bereitwilligst an12), da sie dadurch von der lästigen Be­
aufsichtigung durch die Stadtbeamten befreit wurden und da sie 
damit auch in den günstigsten Jahren nur zu einem bestimmten 
Zins verpflichtet wurden, während sie in schlechten Jahren auf 
ganzen oder auch nur teil weisen Erlass ihrer Verpflichtung 
rechnen konnten. Die Bauern erboten sich daher auch, dem 
Amtmann wrie bisher als seine Gerechtigkeit je drei Groschen 
für Roggen und Gerste und ausserdem noch zwei Hühner zu 
geben, wiewohl er diese Gebühren mit dem Wegfall oder wenig­
stens mit der starken Einschränkung seiner Aufsichtstätigkeit 
nicht mehr hätte beanspruchen können. Der Rat bestätigte diese 
Vereinbarung am 18. August 163812). 

Bei einer Aussaat von 20 Löf hätte der Zins in guten Jahren 
vom Haken 15 Löf Roggen und 15 Löf Gerste betragen, da 
höchstens 3 Korn über der Saat geerntet werden konnten13). 

ÄRA. Urkunden 1547 S. 4. 7. 13 usw. ») ÄRA. V. 5. 17, 1626 
März 22 P. 6; sowie § 12 Anm. 8. i") OE. IV E. 5 S. 8. ») Vgl. 
§ 12 Anm. 32a wegen der Berechnung des Kornzinses zu 4 Löf Roggen 
und 4 Löf Gerste. 
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2. Für die Nutzung seiner Heuschläge hatte der Pächter 
als Zins ursprünglich die Hälfte der Heuernte abzuliefern. Das 
bestimmte schon der Pachtvertrag des Rats mit dem Domkapitel 
vom Jahre 1240. Auch noch 1359 geschah die Verpachtung 
sämtlicher Studtheuschläge an Zesar Duncker nach diesem Satz,4). 
In der Folge wurde jedoch bei einer Verpachtung von Acker 
und Heuschlag der Heuzins auf ein Viertel des Ertrages er-
mässigt und zuletzt auf ein Drittel festgesetzt15). So wurde 1486 
beim Verkauf des Louteren Hofs von den dazu gehörigen Heu­
schlägen die dritte Kuje als Zins gefordert16). Nach einer dem 
Jahre 1540 angehörenden Eintragung im Neuen Landbuch verlieh 
der Rat die ihm zukommende dritte Kuje eines Bauern-Heu-
schlages'7). Dementsprechend lautet denn auch der Spruch der 
Amtleute vom Jahre 1637: das dritte Teil vom Heu und das 
beste gebühret der Herrschaft. Um diesen Anteil der Stadt fest­
zustellen, hatte der Pächter das gewonnene Heu in drei Kujen 
zu stapeln und davon dem Landvogt Anzeige zu machen, worauf 
dann der Landvogt durch den Landknecht die der Stadt zu lie­
fernde Kuje bezeichnen liess. Dieses Verfahren hatte den 
Misstand, dass der Pächter sein Heu weder abführen noch ver­
kaufen konnte, solange diese Bezeichnung nicht stattgefunden 
hatte 18). Da auch der Stadt dieses Verfahren nicht zweckmässig 
erscheinen musste und auch hier keine Gewähr dafür geboten 
war, dass auch wirklich der ganze Ertrag der Ernte zur Teilung 
kam, so wurde dieses Verfahren noch vor dem Jahre 1637 durch 
ein anderes ersetzt. Rat und Bauerschaft vereinbarten, dass der 
Vollhäcker 2 Kujen, der Halbhäcker aber 1 Kuje Heu als Zins 
zu geben habe unabhängig von dem Umfang und der Güte der 
Heuschläge.t Die Zinskuje sollte eine Länge von sieben Faden 
haben10). Über die Höhe und die Breite der Kuje wird hier 

U) LR. II 334. iä) LR. II 299. 322. II 330. iß) LG. I 567. 
Beilage 2. 17) JRA. 19 S. 117, 1540: Des is dar noch cijn hoy-
schlach . . . dar jarlinges drie koyen hoyes vp fallen, daruan de eijne 
nemblich de drudde jarlinges dem erbaren Rade thokompt . . . desuluige 
drudde koye hoyes hebben de obgemelten beiden landtvogede hern Hinrick 
Götten tho abgedachten hafe gegunt, darfur jarlinges drie ferdinge tho geuen 
van dem fadem. lS) Oec. Exp. IV E. 5, 1637 Juli 22: worb&y sie alle 
erinnert worden, das Hew nicht che zu verkaufen noch wegzuführen, es habe 
denn die Herrschafft zuvor den gebührenden dritten Teil ausgezeichnet. 
1!)) OE. IV. E. 5, 1637 März 2: Bei der Revision von Pinkenhof wird ge­
rügt, dass für einen ganzen Haken nur eine Kuje Gerechtigkeit-Heu gegeben 
wird, da doch ein voller Hehcker 2 Kuje zu geben schuldig ist und ein halber 
Helicker 1 Kuje von 7 Fadem. OE. IV F. 8: die Pächter von Holmhof" 
werden 1616 und 1626 verpflichtet, die Kuje Heu zu zehn Faden zu liefern. 
Danach wurde dann im 17. Jahrhundert bestimmt, dass die von den Bauern 
dem Amtmann-Pächter zu liefernde Kuje Heu zehn Faden lang sein müsse. 
OE. I nr. 8 1696. OE. IV. E. 5 1670 Pinkenhof. Das war die durchschnitt­
liche Länge einer gewöhnlichen Kuje Heu. JRA. 19 S. 42: 1528. Zwei 
KR. S. 159. 161. ÄRA. Urkunden 1547. 
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nichts bestimmt und wird auch sonst nichts festgesetzt, auch 
dann nicht, wenn die Preisbestimmung für die Kuje Heu nach 
laufendem Faden erfolgt20). Höhe und Breite einer Kuje müssen 
also gewohnheitsmässig fest bestimmte Grössen gewesen sein. 
Es ist anzunehmen, dass sie je einen Faden betragen haben. 
Eine Annahme, die durch die Tatsache unterstützt wird, dass 
2—2 7s Fuder Heu auf den laufenden Faden einer Kuje Heu 
zu rechnen sind21). 

3. Das bei Rodungen im Walde gewonnene Holz behielt 
der Bauer teils als Bauholz, teils als Brennholz. Ausserdem 
durfte er so viel IIolz aus dem Stadtwalde holen, als er für seine 
Wirtschaft brauchte. Eine gewisse Beschränkung dieses Rechts 
lag aber in der Bestimmung, dass er eine gleiche Menge Holz, 
als er für sich anführte, auch in die Stadt teils als Gerechtigkeit 
für die Herrschaft, teils zum Verkauf an die Bürger zu führen 
hatte22). 1502 wurden besondere Brennholz-Wraker angestellt, 
damit sowohl die Bürger als auch die Bauern zu ihrem Recht 
kämen23). In der Folge, wann wird nicht berichtet, wurde dieses 
Recht des Bauern weiter beschränkt, da der Stadtwald zu stark 
ausgehauen wurde. Anfang des 17. Jahrhunderts wird es als eine 
alte Freiheit der Bauern bezeichnet, dass der Vollhäcker sechs, 
der Halbhäcker drei und der Einfüssling zwei Faden Holz dem 
Stadtwalde entnehmen dürfe24). Ebensoviel mussteu sie dann 
aber auch für den Rat aus dem Wnlde zu den Ufern der Aa 
oder des Babat-Sees schaffen, von wo es dann auf Lodjen zur 
Stadt geführt wurde. Ein solcher Faden Brennholz war 6 Fuss 
lang und 6 Fuss hoch, die einzelnen Holzscheite mussten nach 

9°) Vgl. Anm. 17. Ferner ÄRA. Urkunden 1547 S. 62 ff. Zwei KR. S. 159. 
161. 21) 1555/56 wurden für den laufenden Faden ] Teu ll/a—2 Mark und für 
das Fuder Heu 3 Ferding gezahlt. Zwei KR. S. 159. 161. Im 17. Jahrhun­
dert wurden 12 Fuder auf die Kuje gerechnet. 1659 wird bestimmt, dass 
das Gerechtigkeit-Heu in Fudern zu liefern sei, und 1764, dass ein Fuder 
Heu dreissig L# zu wiegen habe. OE. V. E. 2. IV. E. 5 S. 121. OE. IV. 
E. 2. Pachtvertrag v. Pinkenhof 1764 I'. 7. OE. IV. F. 2. 1691 Ilolmhof. 
OE. 1 u. II S. 165 ff. 22) Im Jahre 1571 verlangte die Grosse Gilde, 
dass die Stadt-Bauern so viel Holz für das Rathaus, die Kämmerei, die 
Sysebode, die Wachthäuser anführen sollen, als man sonst zu kaufen pflege, 
und dass die Bürger-Bauern, die auf den Höfen der Bürger wohnen, ebenso 
wie die Stadt-Bauern in der Stadt Busch Holz aufhauen und auf dem Markt 
für Geld verkaufen sollen. Mon. Liv. ant. IV: Altermannsbuch S. 206. 
Vgl. JRA. 28 S. 76 f. 23) LUB. 2. Abt. II 412 P. 28. **) ÄRA. V. 
5. 17: Conditiones der Amtleute 1626 P. 5, 8: soll auch sehen auf die Stadt-
Pauren, dasz über die alte freiheit nemlich der hele häcker zue 6, der halb-
hiicker zu 3, der Einfüssling zu 2 fadem [kein Holz hauwen], P. 6: damit das 
Holz bequemer in die Loddigen gebracht werden könne, sollen die Bauern 
es in die Nähe des Wassers bringen. Vgl. JRA. 28 S. 76 f. OE. IV. E. 5, 
1670: es wird den Oleinschen und Plakanschen Bauern eingeschärft, dasz 
zwar ein ganzer Haken 12 Faden Holz aufzuhauen die Freiheit habe, dasz 
sie aber wie zuvor die Hälfte der Herrschaft abzuliefern hätten. 


